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Steuergesetz (StG) 

Vom 15. Dezember 1998 

Der Grosse Rat des Kantons Aargau, 

gestützt auf Art. 72 des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der 
direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (Steuerharmonisierungs-
gesetz, StHG) vom 14. Dezember 1990 1) und § 117 der Kantons-
verfassung, 

beschliesst: 

Erster Teil:  
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
1 Der Kanton erhebt folgende Steuern: 
a) eine Einkommenssteuer und eine Vermögenssteuer von den natür-

lichen Personen; 
b) eine Gewinnsteuer und eine Kapitalsteuer von den juristischen Perso-

nen; 
c) eine Quellensteuer von bestimmten natürlichen und juristischen Per-

sonen; 
d) eine Grundstückgewinnsteuer; 
e) eine Grundsteuer von bestimmten juristischen Personen; 
f) eine Erbschafts- und Schenkungssteuer. 
2 Die Gemeinden erheben die im siebten Teil dieses Gesetzes genannten 
Steuern sowie ihre Anteile an den Steuern der juristischen Personen, den 
Grundstückgewinn-, den Grund-, den Erbschafts- und Schenkungssteuern. 

§ 2 
1 Als einfache (100%ige) Kantonssteuer gelten die im ersten und im 
zweiten Teil dieses Gesetzes festgelegten Einkommens-, Vermögens- und 
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Grundsteuern sowie die im dritten Teil festgelegten Gewinn- und Kapital-
steuern. 
2 Der Grosse Rat setzt bei der Beschlussfassung über das Budget jährlich 
den Steuerfuss in Prozenten der einfachen Kantonssteuer fest. Eine 
Veränderung des Steuerfusses gegenüber dem Vorjahr erfordert die 
Zustimmung der absoluten Mehrheit aller Mitglieder. Der Steuerfuss darf 
100 % der einfachen Kantonssteuer nicht überschreiten. 1) 
3 Die in andern Gesetzen 2) sowie im dritten Teil dieses Gesetzes fest-
gelegten Zuschläge und die im siebten Teil dieses Gesetzes genannten 
Steuern der Gemeinden bleiben vorbehalten. 
4 Auf den Erbschafts- und Schenkungssteuern und auf den Grundstück-
gewinnsteuern werden keine Zuschläge erhoben. Auf die Einwohner-
gemeinden entfallen die in diesem Gesetz genannten Anteile. 

§ 3 
1 Der Grosse Rat kann Bestimmungen erlassen, die dieses Gesetz ändern 
oder ergänzen, soweit dies zur Ausführung von Vorschriften des Bundes 
auf dem Gebiet der Steuerharmonisierung erforderlich ist und keine 
erhebliche Entscheidungsfreiheit besteht. 
2 Der Regierungsrat kann 
a) mit andern Kantonen oder mit fremden Staaten Vereinbarungen 

abschliessen über gegenseitige Steuerbefreiungen oder andere gegen-
seitige Beschränkungen der Steuerhoheit; 

b) mit andern Kantonen Vereinbarungen abschliessen über die Quel-
lenbesteuerung von Personen, die im einen Kanton wohnen und im 
andern Kanton entlöhnt werden; 

c) mit andern Kantonen Vereinbarungen abschliessen über die gegen-
seitige Ausdehnung der Steueraufschubtatbestände im Bereich der 
Ersatzbeschaffung von Grundstücken und Gegenständen des 
betriebsnotwendigen Anlagevermögens; 

d) im Verhältnis zu fremden Staaten Vergeltungsmassnahmen anordnen. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss § 40 Abs. 7 des Gesetzes über die wirkungsorientierte 
Steuerung von Aufgaben und Finanzen (GAF) vom 11. Januar 2005, in Kraft 
seit 1. August 2005 (AGS 2005 S. 230). 

 2) Zurzeit: Spitalgesetz vom 19. Oktober 1971 (SAR 331.100) und Finanzaus-
gleichsgesetz vom 29. Juni 1983 (SAR 615.100) 
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§ 4 
Wenn die in diesem Gesetz vorgesehenen Steuern durch Änderung des 
Bundesrechts oder durch richterliche Entscheide in erheblicher Weise ver-
schärft werden, unterbreitet der Regierungsrat dem Grossen Rat Bericht 
und Antrag auf entsprechende Entlastungsmassnahmen. Soweit zulässig 
und möglich, ist dabei die ursprünglich vom Gesetzgeber gewollte Las-
tenverteilung wieder herzustellen. 

§ 5 
1 Als juristische Personen werden besteuert: Kapitalgesellschaften (Akti-
engesellschaften, Kommanditaktiengesellschaften, Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung), Genossenschaften, Vereine, Stiftungen, Körper-
schaften und Anstalten des öffentlichen Rechts sowie Körperschaften des 
kantonalen Rechts. Einer juristischen Person gleichgestellt sind die Anla-
gefonds mit direktem Grundbesitz im Sinne des Bundesgesetzes über die 
Anlagefonds vom 18. März 1994 1). 
2 Ausländische juristische Personen sowie auf Grund wirtschaftlicher 
Zugehörigkeit steuerpflichtige ausländische Handelsgesellschaften und 
andere ausländische Personengesamtheiten ohne juristische Persönlichkeit 
werden denjenigen inländischen juristischen Personen gleichgestellt, 
denen sie rechtlich oder tatsächlich am ähnlichsten sind. 

§ 6 
Für eine durch Vereinigung, Umwandlung oder Übernahme aufgelöste 
juristische Person haben die Rechtsnachfolgerinnen die Steuererklärung 
abzugeben, alle weiteren Verfahrenspflichten zu erfüllen und die schon 
geschuldeten oder noch festzusetzenden Steuern zu bezahlen. 

§ 7 
1 Liquidatorinnen oder Liquidatoren einer juristischen Person sind bei 
eigener Verantwortlichkeit und unter solidarischer Haftbarkeit verpflich-
tet, für die Erfüllung der Steuerpflicht aus dem Liquidationserlös zu 
sorgen, bevor dieser verteilt wird. 
2 Die gleichen Pflichten und Haftungen haben Personen, welche die Ver-
teilung des Liquidationserlöses massgeblich beeinflussen oder eine 
Gesellschaft faktisch liquidieren, ohne dass sie formell als Liquidatorin-
nen oder Liquidatoren eingesetzt sind. 
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§ 8 
1 In die Rechte und Pflichten einer verstorbenen Person treten die Erb-
berechtigten ein. 
2 Nach dem Tod einer steuerpflichtigen Person haben sie die ausstehenden 
Steuererklärungen abzugeben und die schon geschuldeten oder noch 
festzusetzenden Steuern vor der Verteilung des Nachlasses zu bezahlen 
oder sicherzustellen. 
3 Sie haften solidarisch für alle Steuerforderungen an den Nachlass bis zur 
Höhe ihrer Erbteile, mit Einschluss der in den letzten 5 Jahren vor dem 
Erbgang bezogenen Vorempfänge. Zu den Erbteilen oder Vorempfängen 
des überlebenden Eheteils gehören auch die Beiträge, die er auf Grund 
ehelichen Güterrechts vom Vorschlag oder Gesamtgut mehr erhält, als 
seinem gesetzlichen Anteil nach schweizerischem Recht entspricht. 
4 Für die Steuern der verstorbenen Person und für die Erbschaftssteuern 
haften neben den Erbberechtigten die mit der Erbschaftsverwaltung oder 
Willensvollstreckung betrauten Personen bis zur Höhe des Nachlasses 
solidarisch, wenn sie Erbanteile und Vermächtnisse ausrichten, bevor die 
darauf geschuldeten Erbschaftssteuern und die übrigen offenen Steuern 
der verstorbenen Person bezahlt sind. Die Haftung entfällt, wenn sich die 
haftende Person beim Kantonalen Steueramt anhand des Inventars ver-
gewissert hat, dass keine Steuerforderungen mehr offen sind. Die Haftung 
erstreckt sich nicht auf noch nicht rechtskräftig festgesetzte Nachsteuern.  

§ 9 
1 Die steuerbaren Leistungen und Werte (Einkommen, Vermögen, Grund-
stückgewinn, Vermögensanfall) von einfachen Gesellschaften, Kollektiv- 
und Kommanditgesellschaften werden den Teilhaberinnen und Teilhabern 
anteilmässig zugerechnet. 
2 Kollektiv- und Kommanditgesellschaften haften für die auf den Gesell-
schaftsanteil entfallenden Steuern ihrer Gesellschafterinnen und Gesell-
schafter solidarisch. 

§ 10 
1 Die steuerbaren Leistungen und Werte von Erbengemeinschaften werden 
den Erbberechtigten und Bedachten nach ihren Erbanteilen zugerechnet. 
2 Bei Ungewissheit über die Erbberechtigten oder über die auf sie entfal-
lenden Anteile wird die Erbengemeinschaft als Ganzes nach den für 
natürliche Personen geltenden Bestimmungen am letzten Wohnsitz der 
verstorbenen Person besteuert. Die Kirchensteuer richtet sich nach der 
Konfession der verstorbenen Person. 

VI. Steuer-
nachfolge und 
Haftungs-
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§ 11 
Bei Treuhandverhältnissen ist die Treugeberin oder der Treugeber steuer-
pflichtig. Wird das Treuhandverhältnis nicht nachgewiesen oder wird die 
Treugeberin oder der Treugeber nicht bekannt gegeben, werden die 
steuerbaren Leistungen und Werte der Treuhänderin oder dem Treuhänder 
zugerechnet. 

§ 12 
1 Als Betriebsstätte gilt eine feste Geschäftseinrichtung, in der die 
Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird.  
2 Der Ausdruck Betriebsstätte umfasst insbesondere 
a) einen Ort der Leitung; 
b) eine Zweigniederlassung; 
c) eine Geschäftsstelle; 
d) eine Fabrikationsstätte; 
e) eine Werkstätte; 
f) ein Bergwerk oder andere Stätten zum Abbau von Bodenschätzen; 
g) eine Bau- oder Montagestelle, die mindestens 12 Monate besteht; 
h) eine ständige Vertretung (auch ohne feste Geschäftseinrichtung), 

sofern dort eine Person für das Unternehmen tätig ist, welche die 
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens Verträge abzu-
schliessen und diese Vollmacht gewöhnlich in der Schweiz ausübt, 
sofern sich die Tätigkeit nicht auf den Einkauf von Gütern und 
Waren für das vertretene Unternehmen beschränkt. Keine Betriebs-
stätte begründet der Einsatz von Maklerinnen oder Maklern, 
Kommissionärinnen oder Kommissionären sowie andern unabhängi-
gen Vertreterinnen oder Vertretern, sofern diese im Rahmen ihrer 
ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln.  

§ 13 
1 Von der Steuerpflicht sind befreit: 
a) der Bund und seine Anstalten nach Massgabe der Bundesgesetz-

gebung; 
b) der Kanton und seine Anstalten, letztere unter Vorbehalt der Steuer-

pflicht gegenüber den Einwohnergemeinden; 
c) die aargauischen Einwohner- und Ortsbürgergemeinden und deren 

Anstalten, die aargauischen Gemeindeverbände, die aargauischen 
Kirchgemeinden und die aargauischen Landeskirchen, unter Vorbe-
halt der Absätze 2 und 3; 

VIII. Treuhand-
verhältnisse  

IX. Betriebs-
stätten  

X. Ausnahmen 
von der 
Steuerpflicht 
1. Bund, Kanton, 
Gemeinden, 
Landeskirchen 
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d) ausserkantonale öffentlich-rechtliche Körperschaften, sofern und 
soweit der betreffende Kanton oder Staat Gegenrecht hält. 

2 Die Gemeinden und die Gemeindeverbände entrichten dem Kanton und 
die Ortsbürgergemeinden überdies den Einwohnergemeinden die Ein-
kommenssteuer vom Reingewinn ihrer gewerblichen und industriellen 
Unternehmen nach den für natürliche Personen geltenden Steuersätzen. 
3 Als Reingewinn gelten die Beträge, die aus dem Geschäftsergebnis für 
betriebsfremde Zwecke ausgeschieden werden. 

§ 14 
1 Von der Steuerpflicht sind ferner befreit: 
a) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge von Unternehmen mit 

Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz und von ihnen nahe 
stehenden Unternehmen, sofern die Mittel der Einrichtung dauernd 
und ausschliesslich der Personalvorsorge dienen; 

b) inländische Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen, insbeson-
dere Arbeitslosen-, Alters-, Invaliden- und Hinterlassenenversiche-
rungskassen, mit Ausnahme der konzessionierten Versicherungs-
gesellschaften. Diese, sowie die Einrichtungen der sozialen Kranken- 
und Unfallversicherung, sind von der Steuerpflicht nur befreit, soweit 
das Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG) vom 
18. März 1994 1) eine Steuerbefreiung vorsieht; 

c) juristische Personen, die öffentliche oder gemeinnützige Zwecke 
verfolgen, für den Gewinn und das Kapital, die ausschliesslich und 
unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind. Unternehmerische 
Zwecke sind grundsätzlich nicht gemeinnützig. Der Erwerb und die 
Verwaltung von wesentlichen Kapitalbeteiligungen an Unternehmen 
gelten als gemeinnützig, wenn das Interesse an der Unternehmens-
erhaltung dem gemeinnützigen Zweck untergeordnet ist und keine 
geschäftsleitenden Tätigkeiten ausgeübt werden; 

d) politische Parteien, die im Kanton oder in den aargauischen Gemein-
den tätig sind und deren Ziele und innere Ordnung demokratischen 
Grundsätzen entsprechen; 

e) juristische Personen, die kantonal oder gesamtschweizerisch Kultus-
zwecke verfolgen, für den Gewinn und das Kapital, die ausschliess-
lich und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind;  

f) ausländische Staaten für ihre ausschliesslich dem unmittelbaren 
Gebrauch der diplomatischen und konsularischen Vertretungen 
bestimmten Liegenschaften unter Vorbehalt des Gegenrechts.  
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2 Die in Absatz 1 lit. a–e genannten juristischen Personen mit besonderen 
Zwecken entrichten jedoch 
a) eine Grundsteuer von 2 ‰ auf dem nach § 51 festgesetzten Steuer-

wert von Grundstücken, die ihnen in der Hauptsache nur durch den 
Vermögenswert und den Vermögensertrag dienen. Ein Schulden-
abzug findet nicht statt und die steuerbaren Vermögenswerte werden 
mit dem übrigen Vermögen nicht zusammengerechnet; 

b) die Grundstückgewinnsteuer nach den Bestimmungen des vierten 
Teils dieses Gesetzes, wobei die in den letzten 7 Jahren auf andern 
Grundstücken im Kanton Aargau erlittenen Verkaufsverluste vom 
Grundstückgewinn abgezogen werden können. Bei Liegenschaften 
des Anlagevermögens, die für die Verfolgung der besonderen 
Zwecke notwendig sind, wird die Besteuerung aufgeschoben, wenn 
innert angemessener Frist, in der Regel innert 1 Jahr vor oder 3 
Jahren nach der Veräusserung, ein Ersatzobjekt beschafft wird; 

c) eine Gewinnsteuer von 20 % auf Leistungen, die sie für nicht steuer-
befreite Zwecke ausschütten und denen keine oder keine gleich-
wertige Leistung der begünstigten Person gegenübersteht. Die Steuer 
wird für das Jahr der Ausschüttung in der Form einer Jahressteuer 
vom Kantonalen Steueramt erhoben. Die Besteuerung bei der 
begünstigten Person bleibt vorbehalten. Diese haftet für die Steuer 
der juristischen Person solidarisch, sofern sie oder ihr nahe stehende 
Personen die zweckwidrige Ausschüttung beeinflusst haben. 

3 Die juristische Person mit besonderen Zwecken versteuert den Rein-
gewinn aus einer regelmässigen Erwerbstätigkeit nach den Bestimmungen 
für Vereine und Stiftungen im dritten Teil dieses Gesetzes. Dieser 
Reingewinn kann nicht mit Verlusten aus den übrigen Tätigkeiten der 
juristischen Person verrechnet werden. 

§ 15 
1 Der Grosse Rat kann durch Dekret gezielte Steuererleichterungen oder 
Steuerbefreiungen für das Jahr des massgeblichen Ereignisses und für 
höchstens 9 folgende Jahre vorsehen 
a) für wesentliche Ausweitungen der betrieblichen Tätigkeit von 

Unternehmen im Kanton; 
b) für Unternehmen, die im Kanton neu eröffnet werden. 
2 Voraussetzung ist ein besonderes öffentliches oder gesamtwirtschaft-
liches Interesse an der Unternehmenstätigkeit oder die Schaffung von 
zusätzlichen Arbeits- oder Ausbildungsplätzen. 

XI. Steuer-
erleichterungen 
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Zweiter Teil:  
Einkommens- und Vermögenssteuern der  
natürlichen Personen 

Abschnitt A: Allgemeine Bestimmungen 

§ 16 
1 Natürliche Personen sind auf Grund persönlicher Zugehörigkeit steuer-
pflichtig, wenn sie ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im 
Kanton haben. 
2 Einen steuerrechtlichen Wohnsitz im Kanton hat eine Person, wenn sie 
sich hier mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält oder wenn ihr das 
Bundesrecht hier einen besonderen gesetzlichen Wohnsitz zuweist. 
3 Einen steuerrechtlichen Aufenthalt im Kanton hat eine Person, wenn sie 
sich hier, ungeachtet vorübergehender Unterbrechung, mit Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit während mindestens 30 Tagen oder ohne 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit während mindestens 90 Tagen aufhält. 
Bei steuerrechtlichem Wohnsitz in einem andern Kanton begründet der 
Aufenthalt keine Steuerpflicht auf Grund persönlicher Zugehörigkeit. 

§ 17 
1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt 
im Kanton sind auf Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, 
wenn sie 
a) im Kanton Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten unterhalten; 
b) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen 

wirtschaftlich gleichkommende persönliche Nutzungsrechte haben. 
2 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in 
der Schweiz sind auf Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflich-
tig, wenn sie 
a) im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben; 
b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristi-

schen Personen mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, 
Sitzungsgelder, feste Entschädigungen oder ähnliche Vergütungen 
beziehen; 

c) Gläubigerinnen oder Gläubiger beziehungsweise Nutzniesserinnen 
oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder 
Faustpfand auf Grundstücken im Kanton gesichert sind; 

d) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln oder damit handeln; 

I. Steuerpflicht 
1. Persönliche 
Zugehörigkeit 

2. Wirtschaftliche 
Zugehörigkeit 
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e) Pensionen, Ruhegehälter oder andere Leistungen erhalten, die auf 
Grund eines früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses von 
einer Arbeitgeberin oder einem Arbeitgeber beziehungsweise einer 
Vorsorgeeinrichtung mit Sitz im Kanton ausgerichtet werden; 

f) Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen 
Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten; 

g) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder 
eines Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn 
oder andere Vergütungen von einer Arbeitgeberin oder einem Arbeit-
geber mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten. 

§ 18 
1 Bei persönlicher Zugehörigkeit ist die Steuerpflicht unbeschränkt; sie 
erstreckt sich aber nicht auf Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grund-
stücke ausserhalb des Kantons. 
2 Bei wirtschaftlicher Zugehörigkeit beschränkt sich die Steuerpflicht auf 
jene Teile des Einkommens und Vermögens, für die nach § 17 eine 
Steuerpflicht im Kanton besteht. 
3 Die Steuerausscheidung für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und 
Grundstücke erfolgt im Verhältnis zu andern Kantonen und zum Ausland 
nach den Grundsätzen des Bundesrechts über das Verbot der interkanto-
nalen Doppelbesteuerung. Bei Begründung, Veränderung oder Aufhebung 
dieser wirtschaftlichen Zugehörigkeit während der Steuerperiode wird der 
Wert der Vermögensobjekte im Verhältnis zur Dauer der Zugehörigkeit 
im betreffenden Kalenderjahr vermindert. Vorbehalten bleibt Absatz 4. 1) 
4 Steuerpflichtige ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz haben für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grundstücke 
das im Kanton erzielte Einkommen und das im Kanton gelegene Vermö-
gen zu versteuern. 

§ 19 
1 Steuerpflichtige, die im Kanton nur für einen Teil ihres Einkommens 
und Vermögens steuerpflichtig sind, entrichten die Steuern für die im 
Kanton steuerbaren Werte nach dem Steuersatz, der ihrem gesamten 
Einkommen und Vermögen entspricht; steuerfreie Beträge werden ihnen 
anteilmässig gewährt. 
2 Steuerpflichtige ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz entrichten die Steuern für im Kanton gelegene Geschäftsbetriebe, 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 
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Betriebsstätten und Grundstücke zu dem Steuersatz, der dem im Kanton 
erzielten Einkommen und dem im Kanton gelegenen Vermögen 
entspricht. 

§ 20 1) 
1 Die Steuerpflicht beginnt mit dem Tag, an dem die steuerpflichtige 
Person im Kanton steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt nimmt oder 
im Kanton steuerbare Werte erwirbt. Sie endet mit dem Tod, mit dem 
Wegzug aus dem Kanton oder mit dem Wegfall der im Kanton steu-
erbaren Werte.  
2 Bei Zuzug aus einem andern Kanton mit einjähriger Veranlagung wird 
der Beginn der Steuerpflicht auf Grund persönlicher Zugehörigkeit auf 
den Zeitpunkt des Beginns der laufenden Steuerperiode zurückbezogen, 
sofern die steuerpflichtige Person am Ende der Steuerperiode weiterhin 
ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton hat.  
3 Bei Wegzug in einen andern Kanton mit einjähriger Veranlagung wird 
das Ende der Steuerpflicht auf Grund persönlicher Zugehörigkeit auf den 
Beginn der laufenden Steuerperiode zurückbezogen. Kapitalzahlungen 
gemäss § 45 Abs. 1 lit. a, b und d sind jedoch im Kanton steuerbar, wenn 
die steuerpflichtige Person im Zeitpunkt der Fälligkeit hier ihren steuer-
rechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat. 
4 Bei Begründung, Veränderung oder Aufhebung der wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit zum Kanton während der Steuerperiode besteht die 
beschränkte Steuerpflicht während der gesamten Steuerperiode, sofern die 
steuerpflichtige Person am Ende der Steuerperiode ihren steuerrechtlichen 
Wohnsitz oder Aufenthalt in einem Kanton mit einjähriger Veranlagung 
hat. 

§ 21 
1 Einkommen und Vermögen von Verheirateten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, werden ohne Rücksicht auf den Güter-
stand zusammengerechnet. 
2 Für Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit und für Grundstückgewinne 
werden Kinder selbstständig besteuert. Übriges Einkommen und Vermö-
gen von Kindern unter elterlicher Sorge werden bis zum Beginn des Jah-
res, in dem sie mündig werden, den die elterliche Sorge ausübenden 
Personen zugerechnet. Der Regierungsrat kann Grundsätze über die 
Zurechnung bei getrennter Steuerpflicht der die elterliche Sorge ausüben-
den Personen aufstellen.  

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 
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§ 22 
1 Verheiratete, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
haften solidarisch für die Gesamtsteuer. Jeder Eheteil haftet jedoch nur für 
seinen Anteil an der Gesamtsteuer, wenn der andere zahlungsunfähig ist. 
Ferner haften sie solidarisch für denjenigen Teil an der Gesamtsteuer, der 
auf das Kindereinkommen und -vermögen entfällt.  
2 Bei rechtlich oder tatsächlich getrennter Ehe entfällt die Solidarhaftung 
auch für alle noch offenen Steuerschulden.  
3 Minderjährige Kinder unter elterlicher Sorge haften solidarisch für die 
Steuerschuld der Eltern bis zum Betrag des Steueranteils, der auf ihr 
eigenes Einkommen und Vermögen entfällt. 

§ 23 
1 Führt eine selbstständig erwerbende Person ihr Unternehmen nicht mehr 
weiter und erklärt sie schriftlich, dass dieses in ihrem Geschäftsvermögen 
und Eigentum verbleibt, so wird 
a) die Ertragswertbesteuerung landwirtschaftlich genutzter Grundstücke 

nach § 51 Abs. 2 bis zu ihrem Ableben verlängert; 
b) die Besteuerung der Gewinne bei endgültiger Überführung ins Pri-

vatvermögen nach § 27 Abs. 2 bis zu ihrem Ableben hinausgescho-
ben. 

2 Nach dem Ableben können diese Massnahmen um 5 Jahre verlängert 
werden, in jedem Fall aber bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem die 
für die Nachfolge in der Betriebsführung geeignete und vorgesehene Per-
son das 30. Altersjahr vollendet.  
3 Diese Massnahmen sind aufzuheben, wenn 
a) die Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind oder 
b) die steuerpflichtige Person eine Überführung ins Privatvermögen 

wünscht oder 
c) die Steuerpflicht im Kanton endet. 

§ 24 
1 Natürliche Personen, die erstmals oder nach mindestens zehnjähriger 
Landesabwesenheit steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz nehmen und hier keine Erwerbstätigkeit ausüben, haben das 
Recht, bis zum Ende der laufenden Steuerperiode an Stelle der Einkom-
mens- und Vermögenssteuer eine Steuer nach dem Aufwand zu entrich-
ten. 
2 Besitzen diese Personen nicht das Schweizer Bürgerrecht, steht ihnen 
das Recht auf Entrichtung der Steuer nach dem Aufwand auch weiterhin 
zu. 

III. Haftung 

IV. Steuer-
aufschub bei 
Generationen-
wechsel 

V. Besteuerung 
nach dem 
Aufwand 
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3 Die Steuer wird nach dem Aufwand der steuerpflichtigen Person und ih-
rer Familie bemessen und nach den ordentlichen Steuertarifen berechnet. 
Sie muss aber mindestens gleich hoch angesetzt werden wie die nach dem 
ordentlichen Tarif berechneten Steuern vom gesamten Bruttobetrag 
a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögens und von 

dessen Einkünften; 
b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkünften; 
c) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögens, mit 

Einschluss der grundpfändlich gesicherten Forderungen, und von 
dessen Einkünften; 

d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ähnlichen 
Rechte und von deren Einkünften; 

e) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen 
Quellen fliessen; 

f) der Einkünfte, für welche die steuerpflichtige Person auf Grund eines 
von der Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung gänzliche oder teilweise Entlastung von auslän-
dischen Steuern beansprucht. 

4 Der Regierungsrat erlässt die zur Erhebung der Steuer nach dem Auf-
wand erforderlichen Vorschriften. Er kann eine von Absatz 3 abwei-
chende Steuerbemessung und Steuerberechnung vorsehen, wenn dies 
erforderlich ist, um den in den Absätzen 1 und 2 erwähnten Steuerpflich-
tigen die Entlastung von den Steuern eines ausländischen Staates zu 
ermöglichen, mit dem die Schweiz ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung abgeschlossen hat. 

Abschnitt B: Einkommenssteuer 

§ 25 
1 Der Einkommenssteuer unterliegen alle wiederkehrenden und einmali-
gen Einkünfte. 
2 Als Einkommen gelten auch Naturalbezüge jeder Art, insbesondere freie 
Verpflegung und Unterkunft sowie der Wert selbst verbrauchter Dienst-
leistungen und Waren des eigenen Betriebes. 

§ 26 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder öffentlich-
rechtlichem Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Ent-
schädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- 
und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen und 
andere geldwerte Vorteile. 

I. Steuerbare 
Einkünfte 
1. Allgemeines 

2. Unselbst-
ständige 
Erwerbstätigkeit 
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2 Kapitalabfindungen aus einer mit dem Arbeitsverhältnis verbundenen 
Vorsorgeeinrichtung oder gleichartige Kapitalabfindungen der Arbeit-
geberin oder des Arbeitgebers werden nach § 45 besteuert. 

§ 27 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus einem Handels-, Industrie-, Gewerbe-, 
Landwirtschafts- und Forstwirtschaftsbetrieb, aus einem freien Beruf 
sowie aus jeder andern selbstständigen Erwerbstätigkeit. 
2 Zu den Einkünften aus selbstständiger Erwerbstätigkeit zählen auch alle 
Kapitalgewinne aus Veräusserung, Verwertung oder buchmässiger Auf-
wertung von Geschäftsvermögen. Der Veräusserung gleichgestellt ist die 
Überführung von Geschäftsvermögen in das Privatvermögen oder in aus-
ländische Betriebe oder Betriebsstätten. Als Geschäftsvermögen gelten 
alle Vermögenswerte, die ganz oder vorwiegend der selbstständigen 
Erwerbstätigkeit dienen. Gleiches gilt für Beteiligungen von mindestens 
20 % am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft, sofern die Eigentümerin oder der Eigentümer sie im 
Zeitpunkt des Erwerbes zum Geschäftsvermögen erklärt. 1) 
3 Für Steuerpflichtige, die eine ordnungsgemässe Buchhaltung führen, gilt 
§ 68 sinngemäss. 
4 Bei Gewinnen aus der Veräusserung von land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücken des Geschäftsvermögens wird nur die Differenz zwischen 
Anlagekosten und steuerlich massgebendem Buchwert den Einkünften aus 
selbstständiger Erwerbstätigkeit zugerechnet. Für die Abgrenzung gegen-
über der Grundstückgewinnsteuer gilt § 106. 

§ 28 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus der Realisation von stillen Reserven 
bei Umstrukturierungen. 
2 Bei Umstrukturierungen von Personenunternehmen wird die Besteue-
rung aufgeschoben, wenn die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht, das 
Unternehmen als Ganzes oder ein selbstständiger, in sich geschlossener 
Betriebsteil in ein anderes Personenunternehmen oder in eine juristische 
Person eingebracht wird und soweit die Buchwerte beibehalten werden. 
Diese Übertragung setzt voraus, dass 
a) der wirtschaftliche Zweck des umgewandelten oder eingebrachten 

Betriebes im Wesentlichen beibehalten wird; 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 

3. Selbstständige 
Erwerbstätigkeit 
a) Grundsatz 

b) Umstruktu-
rierungen  
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b) die bisherigen Unternehmerinnen oder Unternehmer beziehungsweise 
deren Rechtsnachfolgerinnen oder Rechtsnachfolger die wirtschaft-
liche Unternehmensträgerschaft grundsätzlich aufrechterhalten.  

3 Fallen die Voraussetzungen für den Steueraufschub innert 5 Jahren ganz 
oder teilweise dahin, wird im Umfang der realisierten Gewinne rück-
wirkend auf den Zeitpunkt der Umstrukturierung abgerechnet. 
4 Die übernehmende Gesellschaft haftet solidarisch für die Erfüllung der 
bisherigen Steuerpflicht des Personenunternehmens.  

§ 29 
1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere 
a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich Kapitalzahlungen 

1. aus Versicherungen, die im Zusammenhang mit einer Erwerbs-
tätigkeit stehen, oder 

2. 1) aus rückkaufsfähigen Kapitalversicherungen mit Einmalprämie, 
ausser wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. 
Als der Vorsorge dienend gilt die Auszahlung der Versiche-
rungsleistung ab dem vollendeten 60. Altersjahr der versicherten 
Person auf Grund eines mindestens fünfjährigen Vertrags-
verhältnisses, das vor Vollendung des 66. Altersjahres begründet 
wurde. In diesem Fall ist die Leistung steuerfrei; 

b) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obligationen 
mit überwiegender Einmalverzinsung (globalverzinsliche Obligatio-
nen, Diskont-Obligationen), die der Inhaberin oder dem Inhaber 
anfallen; 

c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte 
Vorteile aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, 
Gratisnennwerterhöhungen und dergleichen). Ein bei der Rückgabe 
von Beteiligungsrechten im Sinne von Art. 4a des Bundesgesetzes 
über die Verrechnungssteuer vom 13. Oktober 1965 2) an die Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft erzielter Vermögensertrag gilt in 
dem Jahr als realisiert, in dem die Verrechnungssteuerforderung ent-
steht;  

d) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonsti-
ger Nutzung beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte; 

e) Einkünfte aus Anteilen an Anlagefonds (§ 5 Abs. 1), soweit die 
Gesamterträge des Anlagefonds die Erträge aus direktem Grundbesitz 
übersteigen; 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 

 2) SR 642.21 

4. Bewegliches 
Vermögen  
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f) Einkünfte aus immateriellen Gütern. 
2 Der Erlös aus Bezugsrechten gilt nicht als Vermögensertrag, sofern sie 
zum Privatvermögen der Steuerpflichtigen gehören.  

§ 30 
1 Steuerbar sind alle Erträge aus unbeweglichem Vermögen, insbesondere 
a) alle Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder 

sonstiger Nutzung; 
b) der Mietwert von Liegenschaften oder Liegenschaftsteilen, die der 

steuerpflichtigen Person auf Grund von Eigentum oder eines unent-
geltlichen Nutzungsrechts für den Eigengebrauch zur Verfügung ste-
hen; 

c) Einkünfte aus Baurechtsverträgen; 
d) Einkünfte aus dem Abbau von Kies, Sand und andern Bestandteilen 

des Bodens. 
2 Die Eigenmietwerte betragen 60 % der Marktmietwerte. Soweit es das 
Bundesrecht erlaubt, kann der Grosse Rat die Eigenmietwerte tiefer anset-
zen. 
3 Bei selbst genutzten landwirtschaftlichen Liegenschaften bestimmt sich 
der Eigenmietwert für den Wohnraum des landwirtschaftlichen Nor-
malbedarfs nach der Anleitung für die Schätzung des landwirtschaftlichen 
Ertragswerts und für den übrigen Wohnraum nach den Kriterien für 
nichtlandwirtschaftliche Liegenschaften.  

§ 31 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus der Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denversicherung, aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und aus 
anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge, mit Einschluss der 
Kapitalabfindungen und Rückzahlungen von Einlagen, Prämien und Bei-
trägen. 
2 Als Einkünfte aus der beruflichen Vorsorge gelten insbesondere Leis-
tungen aus Vorsorgekassen, aus Spar- und Gruppenversicherungen sowie 
aus Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeitskonten. 
3 Einkünfte aus Leibrenten sowie Verpfründung sind zu 40 % steuerbar. 1) 
4 Vorbehalten bleibt § 33 lit. b.  

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 
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§ 32 
Steuerbar sind auch 
a) alle andern Einkünfte, die an die Stelle des Einkommens aus 

Erwerbstätigkeit treten; 
b) einmalige oder wiederkehrende Zahlungen bei Tod sowie für blei-

bende körperliche oder gesundheitliche Nachteile; 
c) Entschädigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätig-

keit; 
d) Entschädigungen für die Nichtausübung eines Rechts; 
e) Einkünfte aus Lotterien und lotterieähnlichen Veranstaltungen. 

Fr. 1'000.– werden als abzugsberechtigte Einsatzkosten anerkannt. 
Der Nachweis höherer Einsatzkosten bleibt vorbehalten;  

f) Unterhaltsbeiträge, die eine steuerpflichtige Person bei Scheidung, 
gerichtlicher oder tatsächlicher Trennung für sich erhält, sowie 
Unterhaltsbeiträge, die ein Elternteil für die unter seiner elterlichen 
Sorge stehenden Kinder erhält. 

§ 33 
Der Einkommenssteuer sind nicht unterworfen: 
a) der Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung 

oder güterrechtlicher Auseinandersetzung; 
b) der Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversiche-

rung, ausgenommen aus Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeits-
konten; vorbehalten bleibt § 29 lit. a Ziff. 2;  

c) Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel von der Arbeitgeberin 
beziehungsweise vom Arbeitgeber oder von Einrichtungen der beruf-
lichen Vorsorge ausgerichtet werden, wenn sie innert Jahresfrist zum 
Einkauf in eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder zum 
Erwerb einer Freizügigkeitspolice verwendet werden; 

d) Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln, die der 
Bestreitung des Lebensunterhalts dienen; 

e) Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen, aus-
genommen die Unterhaltsbeiträge nach § 32 lit. f; 

f) der Sold für Militär-, Feuerwehr- und Zivilschutzdienst sowie das 
Taschengeld für Zivildienst; 

g) die Zahlung von Genugtuungssummen; 
h) Einkünfte auf Grund des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen 

zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG) vom 
19. März 1965 1); 

                                                                                                                    

 1) SR 831.30 
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i) Kapitalgewinne aus der Veräusserung von beweglichem Privat-
vermögen; vorbehalten bleibt § 96 Abs. 2.; 

k) 1) die bei Glücksspielen in Spielbanken im Sinne des Spielbanken-
gesetzes vom 18. Dezember 1998 2) erzielten Gewinne. 

§ 34 
Zur Ermittlung des Reineinkommens werden von den gesamten steuer-
baren Einkünften die Aufwendungen und allgemeinen Abzüge nach den 
§§ 35–40 abgezogen. 

§ 35 
1 Als Berufskosten werden abgezogen 
a) die notwendigen Kosten für Fahrten zwischen Wohn- und Arbeits-

stätte; 
b) die notwendigen Mehrkosten für Verpflegung ausserhalb der Wohn-

stätte und bei Schichtarbeit; 
c) die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen Kosten; 
d) die von den Steuerpflichtigen nachgewiesenen notwendigen Mehr-

kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die im gleichen Haushalt 
leben; 

e) die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und 
Umschulungskosten; 

f) die statutarischen Mitgliederbeiträge an Organisationen zur Vertre-
tung der beruflichen Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. 

2 Der Regierungsrat legt für die Berufskosten nach Absatz 1 lit. a–c Pau-
schalansätze fest; in den Fällen von Absatz 1 lit. a und c steht den 
Steuerpflichtigen der Nachweis höherer Kosten offen. In den Fällen von 
Absatz 1 lit. d und f legt der Regierungsrat die maximal zulässigen 
Abzüge fest.  

§ 36 
1 Bei selbstständiger Erwerbstätigkeit werden die geschäfts- oder berufs-
mässig begründeten Kosten abgezogen. 
2 Dazu gehören insbesondere 
a) die ausgewiesenen Abschreibungen auf dem Geschäftsvermögen; 
b) die verbuchten Rückstellungen für 
                                                                                                                    

 1) Eingefügt durch Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 

 2) SR 935.52 
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1. Verpflichtungen, deren Höhe noch unbestimmt ist; 
2. unmittelbar drohende Verlustrisiken; 
3. Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte oder für nach-

gewiesene eigene Forschungs- und Entwicklungsprojekte bis zu 
10 % des Fr. 100'000.– übersteigenden steuerbaren Rein-
gewinns, insgesamt jedoch höchstens bis zu 1 Million Franken. 
Der Gegenwert der Forschungs- und Entwicklungsrückstellun-
gen muss Gegenstand des liquiden Umlaufvermögens darstellen. 
Solche Rückstellungen sind innert 3 Jahren aufzulösen. Der 
Regierungsrat legt die Kriterien für den Nachweis der 
Forschungs- und Entwicklungsprojekte fest; 

c) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen; 
d) die Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zu Gunsten des eigenen 

Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist; 
e) die von den Steuerpflichtigen nachgewiesenen notwendigen Mehr-

kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die im gleichen Haushalt 
leben. Diese Kosten sind separat auszuweisen und dürfen der 
Geschäftsbuchhaltung nicht belastet werden. Der Regierungsrat legt 
die maximal zulässigen Abzüge fest;  

f) 1) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen 
nach § 27 Abs. 2 entfallen. 

3 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des 
schweizerischen Strafrechts an schweizerische oder fremde Amtsträger. 2) 

§ 37 
1 Beim Ersatz von betriebsnotwendigem Anlagevermögen können die 
stillen Reserven auf ein Ersatzobjekt übertragen werden, das innert ange-
messener Frist, in der Regel innert 1 Jahr vor oder 3 Jahren nach der Ver-
äusserung, für das gleiche Unternehmen erworben wird; ausgeschlossen 
ist die Übertragung auf Vermögen ausserhalb der Schweiz. 
2 Sofern die Anschaffung nicht im gleichen Geschäftsjahr stattfindet, kann 
im Umfang der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet werden. Diese 
Rückstellung ist in der Regel innert 3 Jahren zur Abschreibung auf den 
neu angeschafften betriebsnotwendigen Vermögensgegenständen zu ver-
wenden oder zu Gunsten der Erfolgsrechnung aufzulösen.  
3 Als betriebsnotwendig gilt nur Anlagevermögen, das dem Betrieb 
unmittelbar dient; ausgeschlossen sind insbesondere Vermögensteile, die 

                                                                                                                    

 1) Eingefügt durch Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 

 2) Eingefügt durch Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 
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dem Unternehmen nur als Vermögensanlage oder nur durch ihren Ertrag 
dienen. 

§ 38 
1 Verluste aus den 7 der Steuerperiode vorangegangenen Geschäftsjahren 
können abgezogen werden, soweit sie bei der Berechnung des steuerbaren 
Einkommens dieser Jahre nicht berücksichtigt werden konnten. 
2 Absatz 1 gilt auch bei Verlegung des steuerrechtlichen Wohnsitzes oder 
Aufenthaltes oder des Geschäftsortes innerhalb der Schweiz. 1) 

§ 39 
1 Bei beweglichem Privatvermögen können die Kosten der Verwaltung 
durch Dritte und die weder rückforderbaren noch anrechenbaren ausländi-
schen Quellensteuern abgezogen werden. 
2 Bei Liegenschaften im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, die 
Versicherungsprämien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abge-
zogen werden. Den Unterhaltskosten sind Investitionen gleichgestellt, die 
dem Energiesparen und dem Umweltschutz dienen, soweit sie bei der 
direkten Bundessteuer abziehbar sind. 
3 Die Unterhaltskosten können vollumfänglich auch von der neuen Eigen-
tümerin oder vom neuen Eigentümer geltend gemacht werden, sofern die 
Liegenschaft nicht in vernachlässigtem Zustand erworben wurde. 
4 Abziehbar sind ferner die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, welche 
die steuerpflichtige Person auf Grund gesetzlicher Vorschriften, im 
Einvernehmen mit den Behörden oder auf deren Anordnung hin vorge-
nommen hat, soweit diese Arbeiten nicht subventioniert sind. 
5 Für Grundstücke des Privatvermögens können an Stelle der tatsächlichen 
Kosten und Prämien folgende Pauschalabzüge geltend gemacht werden: 
a) für Gebäude, die zu Beginn der Steuerperiode oder beim Eintritt in 

die aargauische Steuerpflicht bis und mit 10 Jahre alt sind: 10 % des 
gesamten Mietrohertrages; 

b) für Gebäude, die zu Beginn der Steuerperiode oder beim Eintritt in 
die aargauische Steuerpflicht über 10 Jahre alt sind: 20 % des 
gesamten Mietrohertrages. 

6 Die Steuerpflichtigen können in jeder Steuerperiode und für jede Liegen-
schaft zwischen dem Abzug der tatsächlichen Kosten und dem Pau-
schalabzug wählen.  

                                                                                                                    

 1) Eingefügt durch Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 

c) Verluste 
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§ 40 
Von den Einkünften werden abgezogen: 
a) 1) die privaten Schuldzinsen im Umfange der nach den §§ 29 und 30 

steuerbaren Vermögenserträge und weiterer Fr. 50'000.–; 
b) 2) die dauernden Lasten sowie 40 % der bezahlten Leibrenten; 
c) die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder tat-

sächlich getrennt lebenden Eheteil sowie die Unterhaltsbeiträge an 
einen Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge stehenden 
Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrecht-
licher Unterhalts- oder Unterstützungspflichten; 

d) die gemäss Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Prä-
mien und Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen aus der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und aus Einrichtungen 
der beruflichen Vorsorge; 

e) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen 
Ansprüchen aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge 
im Sinn und im Umfang des Bundesgesetzes über die berufliche 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) vom 25. Juni 
1982 3); 

f) die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die Arbeits-
losenversicherung und die obligatorische Unfallversicherung; 

g) als Pauschalbetrag für Einlagen, Prämien und Beiträge für die 
Lebens-, die Kranken- und die nicht unter litera f fallende Unfall-
versicherung sowie für die Zinsen von Sparkapitalien der steuer-
pflichtigen Person und der von ihr unterhaltenen Personen: 
1. Fr. 4'000.– für verheiratete Personen, die in rechtlich und tat-

sächlich ungetrennter Ehe leben; 
2. Fr. 2'000.– für die übrigen Steuerpflichtigen; 

h) Fr. 600.– vom Erwerbseinkommen, das der eine Eheteil unabhängig 
vom Beruf, Geschäft oder Gewerbe des andern Eheteils erzielt. Der 
gleiche Abzug von Fr. 600.– kann bei erheblicher Mitarbeit des einen 
Eheteils im Beruf, Geschäft oder Gewerbe des andern Eheteils 
vorgenommen werden; 

i) die Krankheits-, Unfall- und Invaliditätskosten der steuerpflichtigen 
Person und der von ihr unterhaltenen Personen, soweit die steuer-
pflichtige Person die Kosten selber trägt und diese 5 % der um die 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 

 2) Fassung gemäss Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 

 3) SR 831.40 

5. Allgemeine 
Abzüge 
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Aufwendungen nach den §§ 35–40 verminderten steuerbaren Ein-
künfte übersteigen; 

k) die freiwilligen Geldleistungen an den Kanton und seine Anstalten, 
an die aargauischen Gemeinden und ihre Anstalten, an die aargaui-
schen Landeskirchen und an andere juristische Personen mit Sitz in 
der Schweiz, die im Hinblick auf öffentliche oder ausschliesslich 
gemeinnützige Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 14 Abs. 
1 lit. c), wenn die Zuwendungen in der Steuerperiode Fr. 100.– errei-
chen. Der Abzug darf insgesamt 20 % der um die Aufwendungen 
nach den §§ 35–40 verminderten steuerbaren Einkünfte nicht über-
steigen; 

l) die nachgewiesenen Zuwendungen an die steuerbefreiten politischen 
Parteien bis Fr. 1'100.–; 

m) die Lohn- und Lohnnebenkosten für Lehrtöchter und Lehrlinge in 
eidgenössisch anerkannten Berufen, die in privaten Haushalten aus-
gebildet werden, sofern kein Abzug nach § 35 Abs. 1 lit. d oder § 36 
Abs. 2 lit. e geltend gemacht wird. Der Regierungsrat legt die Höhe 
der Abzüge fest. 

§ 41 
Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbeson-
dere 
a) die Aufwendungen für den Unterhalt der steuerpflichtigen Person 

und ihrer Familie sowie der durch die berufliche Stellung der steuer-
pflichtigen Person bedingte Privataufwand; 

b) die Ausbildungskosten; 
c) die Aufwendungen für Schuldentilgung; 
d) die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wert-

vermehrung von Vermögensgegenständen; 
e) Einkommens-, Grundstückgewinn-, Vermögens-, Erbschafts- und 

Schenkungssteuern von Bund, Kantonen und Gemeinden und gleich-
artige ausländische Steuern. 

§ 42 
1 Vom Reineinkommen werden für die Steuerberechnung abgezogen: 
a) als Kinderabzug Fr. 6'400.– 
 für jedes Kind unter elterlicher Sorge sowie für jedes 

volljährige Kind in Ausbildung, für dessen Unterhalt die 
Steuerpflichtigen zur Hauptsache aufkommen. Wer für das 
gleiche Kind bereits einen Abzug nach § 40 lit. c vorneh-
men kann, hat keinen Anspruch auf den Kinderabzug; 

6. Nicht 
abziehbare  
Kosten und 
Aufwendungen 
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Sozialabzüge 



651.100 Steuergesetz  

22      

b) als Unterstützungsabzug Fr. 2'400.– 
 für jede erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbsfähige, 

unterstützungsbedürftige Person, an deren Unterhalt die 
Steuerpflichtigen mindestens in der Höhe des Abzuges 
beitragen. Der Abzug kann nicht beansprucht werden für 
denjenigen Eheteil und für Kinder, für die ein Abzug nach 
litera a oder nach § 40 lit. c gewährt wird; 

c) als Invalidenabzug  Fr. 3'000.– 
 für jede Person, die mindestens eine halbe IV-Rente oder 

eine Hilflosenentschädigung der AHV oder IV bezieht; 
d) als Betreuungsabzug Fr. 3'000.– 
 für Steuerpflichtige, welche im gemeinsamen Haushalt 

pflegebedürftige Personen betreuen, die eine Hilflosen-
entschädigung der AHV oder IV beziehen, sofern die 
Steuerpflichtigen nicht nach den ortsüblichen Ansätzen für 
Hauspflegepersonal entschädigt werden. Der Abzug kann 
nicht geltend gemacht werden für Kinder, für die ein  
Abzug nach litera a oder nach § 40 lit. c gewährt wird.  
Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten. 

2 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuer-
periode oder der Steuerpflicht festgelegt. 
3 Besteht die Steuerpflicht nur während eines Teils der Steuerperiode, 
werden die Sozialabzüge anteilmässig gewährt; für die Satzbestimmung 
werden sie voll angerechnet. 

§ 43 
1 Die Einkommenssteuer beträgt: 

 0 %  für die ersten Fr.  4'000.– 
 1 %  für die weiteren Fr.  3'500.– 
 2 %  für die weiteren Fr.  3'500.– 
 3 %  für die weiteren Fr.  4'000.– 
 4 %  für die weiteren Fr.  4'000.– 
 5 %  für die weiteren Fr.  4'000.– 
 6 %  für die weiteren Fr.  4'000.– 
 7 %  für die weiteren Fr.  7'000.– 
 8 %  für die weiteren Fr.  9'000.– 
 9 %  für die weiteren Fr.  11'000.– 
 10 %  für die weiteren Fr.  13'000.– 
 11 %  für die weiteren Fr.  33'000.– 
 11,5 %  für die weiteren Fr.  60'000.– 
 11,8 %  für die weiteren Fr.  160'000.– 
 12 %  für Einkommensteile über Fr.  320'000.– 

V. Steuer-
berechnung 
1. Steuertarif  



Steuergesetz 651.100  

    23 

2 Für Verheiratete, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
sowie für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuer-
pflichtige, die alleine mit Kindern, für die ein Kinderabzug nach § 42 
Abs. 1 lit. a gewährt wird, zusammenleben, wird der Steuersatz des hal-
ben steuerbaren Einkommens angewendet. 
3 Nach diesen Steuersätzen ergeben sich die im Anhang aufgeführten 
Steuerbeträge (Tarife A und B); Restbeträge des Einkommens unter 
Fr. 100.– fallen ausser Betracht. 
4 Der Tarif wird nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode oder 
der Steuerpflicht festgelegt.  

§ 44 
Gehören zu den Einkünften Kapitalabfindungen für wiederkehrende 
Leistungen, wird die Einkommenssteuer unter Berücksichtigung der übri-
gen Einkünfte zu dem Steuersatz berechnet, der sich ergäbe, wenn an 
Stelle der einmaligen Leistung eine entsprechende jährliche Leistung aus-
gerichtet würde. 

§ 45 
1 Der getrennt vom übrigen Einkommen berechneten Jahressteuer zu 40 % 
des Tarifs unterliegen: 
a) Kapitalzahlungen aus beruflicher Vorsorge 2. Säule; 
b) Kapitalzahlungen aus gebundener Vorsorge Säule 3a; 
c) ... 1) 
d) übrige Kapitalzahlungen mit Vorsorgecharakter, insbesondere bei 

Tod und für bleibende körperliche oder gesundheitliche Nachteile; 
e) Entschädigungen mit Vorsorgecharakter bei Beendigung des Arbeits-

verhältnisses, insbesondere Abgangsentschädigungen bei vorzeitiger 
Pensionierung; 

f) Kapitalgewinne, die anlässlich der alters- oder gesundheitsbedingten 
Aufgabe eines Unternehmens oder Geschäftsbetriebes bei der Ver-
äusserung oder Überführung ins Privatvermögen von Grundstücken 
des Geschäftsvermögens erzielt werden, soweit der Erlös die Anla-
gekosten übersteigt und soweit er nicht der Grundstückgewinnsteuer 
unterliegt. 

2 Die allgemeinen Abzüge und die Sozialabzüge werden nicht berück-
sichtigt. Der Tarif wird nach den Verhältnissen im Zeitpunkt des Ereig-
nisses bestimmt, das die steuerbare Leistung auslöst. Sämtliche im glei-

                                                                                                                    

 1) Aufgehoben durch Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 
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chen Jahr ausgerichteten Kapitalzahlungen an allein stehende oder 
gemeinsam steuerpflichtige Personen nach Absatz 1 lit. a, b und d sowie 
nach Absatz 4 sind zusammen zu versteuern. 
3 ... 1) 
4 Auf Kapitalzahlungen bei Tod und für bleibende körperliche oder 
gesundheitliche Nachteile wird pro Ereignis ein Freibetrag von 
Fr. 200'000.– gewährt, sofern die Leistungen, auf denen der Anspruch 
beruht, ausschliesslich von der steuerpflichtigen Person erbracht worden 
sind. Den Leistungen der steuerpflichtigen Person sind die Leistungen 
Angehöriger gleichgestellt. Dasselbe gilt für Leistungen Dritter, wenn die 
steuerpflichtige Person den Anspruch durch Erbgang, Vermächtnis oder 
Schenkung erhalten hat. Ausgenommen sind Kapitalzahlungen aus den 
Säulen 2 und 3a. 
5 Auf Entschädigungen im Sinne von Absatz 1 lit. e wegen Betriebs-
schliessungen und Umstrukturierungen wird ein Freibetrag von 
Fr. 30'000.– gewährt. 

Abschnitt C: Vermögenssteuer 

§ 46 
1 Der Vermögenssteuer unterliegt das gesamte Reinvermögen. 
2 Nutzniessungsvermögen wird der nutzniessenden Person zugerechnet. 
3 Bei Anteilen an Anlagefonds (§ 5 Abs. 1) ist die Wertdifferenz zwischen 
den Gesamtaktiven des Anlagefonds und dessen direktem Grundbesitz 
steuerbar. 

§ 47 
Das Vermögen wird zum Verkehrswert bewertet, soweit die nachfolgen-
den Bestimmungen nichts anderes vorsehen. 

§ 48 
Immaterielle Güter und bewegliches Vermögen (ausgenommen Wert-
schriften), die zum Geschäftsvermögen der steuerpflichtigen Person gehö-
ren, werden zu dem für die Einkommenssteuer massgeblichen Wert 
bewertet. 

                                                                                                                    

 1) Aufgehoben durch Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 
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§ 49 
Lebensversicherungen unterliegen der Vermögenssteuer mit ihrem Rück-
kaufswert. Ihnen gleichgestellt sind rückkaufsfähige Rentenversicherun-
gen, solange der Bezug der Rente aufgeschoben ist. 

§ 50 
1 Wertpapiere sind nach dem Verkehrswert zu bewerten. Dieser entspricht 
dem Kurswert oder, wenn kein solcher besteht, in der Regel dem inneren 
Wert. 
2 Bei der Bewertung bestrittener oder nachweisbar unsicherer Forderun-
gen ist dem Grad der Verlustwahrscheinlichkeit Rechnung zu tragen. 

§ 51 
1 Als Grundstücke gelten Liegenschaften, in das Grundbuch aufgenom-
mene selbstständige und dauernde Rechte, Bergwerke, Miteigentums-
anteile an Grundstücken und mit Grundstücken fest verbundene Sachen 
und Rechte. 
2 Der Wald wird zum Ertragswert besteuert. Ebenfalls zum Ertragswert 
werden landwirtschaftlich genutzte Grundstücke besteuert, 
a) die ausserhalb der Bauzone liegen oder  
b) die zum landwirtschaftlichen Geschäftsvermögen der Eigentümerin 

oder des Eigentümers beziehungsweise des andern Eheteils gehören. 
3 Als Zweitwohnung genutzte Grundstücke werden zum Verkehrswert 
besteuert. 
4 Alle übrigen Grundstücke werden zum Mittel aus Verkehrswert und 
Ertragswert besteuert. 
5 Der Grosse Rat kann, soweit es das Bundesrecht erlaubt, im Interesse der 
Wohneigentumsförderung die Steuerwerte für selbst bewohnte Liegen-
schaften tiefer ansetzen. 
6 Der Regierungsrat erlässt die für eine gleichmässige Bewertung von 
Grundstücken notwendigen Regelungen. 

§ 52 
Nachgewiesene Schulden, für welche die steuerpflichtige Person allein 
haftet, werden voll abgezogen; andere Schulden, wie Solidar- und Bürg-
schaftsschulden, nur insoweit, als sie von der steuerpflichtigen Person 
getragen werden müssen. 

§ 53 
Der Vermögenssteuer unterliegen nicht: 

b) Lebens-  
und Renten-
versicherungen 

c) Wertpapiere 
und Forderungen 

3. Unbewegliches 
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a) der Hausrat und die persönlichen Gebrauchsgegenstände; 
b) Rentenversicherungen und ähnliche Forderungen auf periodische 

Leistungen, sofern die Leistung bereits ausgerichtet wird. 

§ 54 
1 Vom Reinvermögen werden für die Berechnung des steuerbaren Ver-
mögens abgezogen: 
a) für gemeinsam steuerpflichtige Verheiratete Fr.  180'000.– 
b) für alle übrigen steuerpflichtigen Personen Fr.  100'000.– 
c) zusätzlich für jedes Kind, für das  

ein steuerfreier Betrag nach  
§ 42 Abs. 1 lit. a gewährt worden ist, Fr.  12'000.– 

2 Die steuerfreien Beträge werden nach den Verhältnissen am Ende der 
Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt. 
3 Zur Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung wird der Steuer-
wert von Aktien und Anteilscheinen inländischer Kapitalgesellschaften 
und Genossenschaften, die weder an der Börse kotiert sind noch einem 
organisierten ausserbörslichen Handel unterliegen, um 40 % herabgesetzt. 

§ 55 
1 Die Vermögenssteuer beträgt: 

 1,6 ‰  für die ersten Fr.  100'000.– 
 1,8 ‰  für die weiteren Fr.  100'000.– 
 1,9 ‰  für die weiteren Fr.  100'000.– 
 2,0 ‰  für die weiteren Fr.  100'000.– 
 2,1 ‰  für die weiteren Fr.  100'000.– 
 2,2 ‰  für die weiteren Fr.  100'000.– 
 2,3 ‰  für die weiteren Fr.  200'000.– 
 2,4 ‰  für die weiteren Fr.  200'000.– 
 2,5 ‰  für die weiteren Fr.  200'000.– 
 2,6 ‰  für Vermögensteile über Fr.  1'200'000.– 

2 Restbeträge des Vermögens unter Fr. 1'000.– fallen ausser Betracht. 

Abschnitt D:  
Höchstbelastung und Anpassung an die Teuerung 

§ 56 
1 Die periodisch geschuldeten Einkommens- und Vermögenssteuern von 
Kanton, Gemeinde und Kirche werden auf Antrag der steuerpflichtigen 
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2. Steuertarif 

I. Höchst-
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Person auf 70 % des Reineinkommens herabgesetzt, jedoch höchstens auf 
die Hälfte der geschuldeten Vermögenssteuern. 
2 Skonto, Verzugs- und Vergütungszinsen sowie Bussen werden für die 
Berechnung der Herabsetzung nicht berücksichtigt. 
3 Die Herabsetzung wird nach Rechtskraft der Veranlagung im Revisi-
onsverfahren durchgeführt. 

§ 57 
1 Die Folgen der kalten Progression für die Einkommens- und 
Vermögenssteuern der natürlichen Personen werden vom Regierungsrat 
durch gleichmässige Anpassung der Abzüge nach den §§ 40 lit. g, 42 Abs. 
1 lit. a–c sowie der Steuertarife nach den §§ 43 und 55 ausgeglichen. Die 
Beträge sind bei der Einkommenssteuer auf Fr. 100.–, bei der Vermö-
genssteuer auf Fr. 1'000.– auf- oder abzurunden.  
2 Stattdessen kann der Grosse Rat bei den Abzügen an Stelle von gleich-
mässigen Anpassungen gewichtete Anpassungen beschliessen. Zudem 
kann er 
a) zu Gunsten einer zusätzlichen gleichmässigen Milderung des Ein-

kommenssteuertarifs auf eine Erhöhung einzelner oder aller Abzüge 
teilweise oder ganz verzichten oder 

b) von der auf den Einkommenssteuertarif entfallenden Anpassung 
maximal 10 % für zusätzliche Entlastungen bei einzelnen oder allen 
Abzügen verwenden. 

3 Hat sich der Landesindex der Konsumentenpreise seit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes oder der letzten Anpassung unter diesem Gesetz um min-
destens 7 % erhöht, erfolgt die Anpassung auf Beginn der übernächsten 
Steuerperiode. 

Abschnitt E: Zeitliche Grundlagen 

§ 58 
1 Die Einkommens- und Vermögenssteuern werden für jede Steuerperiode 
festgesetzt und erhoben. 
2 Als Steuerperiode gilt das Kalenderjahr. 
3 Besteht die Steuerpflicht während eines Teils der Steuerperiode, wird die 
Steuer auf den in diesem Zeitraum erzielten Einkünften erhoben. Für 
regelmässig fliessende Einkünfte bestimmt sich der Steuersatz dabei nach 
dem auf 12 Monate berechneten Einkommen; nicht regelmässig fliessende 
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Einkünfte werden für die Satzbestimmung nicht umgerechnet. Die §§ 18 
Abs. 3 und 45 bleiben vorbehalten. 1) 
4 Für die Abzüge gilt Absatz 3 sinngemäss. 

§ 59 
1 Das steuerbare Einkommen bemisst sich nach den Einkünften in der 
Steuerperiode. 
2 Für die Ermittlung des Einkommens aus selbstständiger Erwerbstätigkeit 
ist das Ergebnis des in der Steuerperiode abgeschlossenen Geschäftsjahres 
massgebend. 
3 Steuerpflichtige mit selbstständiger Erwerbstätigkeit müssen in jeder 
Steuerperiode einen Geschäftsabschluss erstellen. Ausnahmefälle regelt 
der Regierungsrat.  

§ 60 
1 Das steuerbare Vermögen bemisst sich nach dem Stand am Ende der 
Steuerperiode oder der Steuerpflicht. 
2 Für Steuerpflichtige mit selbstständiger Erwerbstätigkeit, deren Ge-
schäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, bestimmt sich das 
steuerbare Geschäftsvermögen nach dem Eigenkapital am Ende des in der 
Steuerperiode abgeschlossenen Geschäftsjahres. 
3 Besteht die Steuerpflicht nur während eines Teils der Steuerperiode, 
wird die diesem Zeitraum entsprechende Steuer erhoben.  
4 Erbt die steuerpflichtige Person während der Steuerperiode Vermögen 
oder entfällt während der Steuerperiode die wirtschaftliche Zugehörigkeit 
zu einem Kanton mit zweijähriger Veranlagung, gilt Absatz 3 sinngemäss. 
§ 18 Abs. 3 bleibt vorbehalten. 2) 

§ 61 
1 Bei Heirat werden beide Eheteile für die ganze Steuerperiode gemein-
sam besteuert.  
2 Bei Scheidung und bei rechtlicher oder tatsächlicher Trennung werden 
beide Eheteile für die ganze Steuerperiode getrennt besteuert. 
3 Bei Tod eines Eheteils werden beide bis zum Todestag gemeinsam 
besteuert. Der Tod gilt als Beendigung der gemeinsamen Steuerpflicht 
und als Beginn der Steuerpflicht des überlebenden Eheteils. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 

 2) Fassung gemäss Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 
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Dritter Teil:  
Gewinn- und Kapitalsteuern der  
juristischen Personen 

Abschnitt A: Allgemeine Bestimmungen 

§ 62 
Juristische Personen sind auf Grund persönlicher Zugehörigkeit steuer-
pflichtig, wenn sich ihr Sitz oder ihre tatsächliche Verwaltung im Kanton 
befindet. 

§ 63 
1 Juristische Personen mit Sitz oder mit tatsächlicher Verwaltung ausser-
halb des Kantons sind steuerpflichtig, wenn sie 
a) Teilhaberinnen an Geschäftsbetrieben im Kanton sind; 
b) im Kanton Betriebsstätten unterhalten; 
c) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen 

wirtschaftlich gleichkommende persönliche Nutzungsrechte haben. 
2 Juristische Personen mit Sitz und tatsächlicher Verwaltung im Ausland 
sind ausserdem steuerpflichtig, wenn sie 
a) Gläubigerinnen oder Nutzniesserinnen von Forderungen sind, die 

durch Grund- oder Faustpfand auf Grundstücken im Kanton gesichert 
sind; 

b) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln oder damit handeln. 

§ 64 
1 Bei persönlicher Zugehörigkeit ist die Steuerpflicht unbeschränkt. Diese 
erstreckt sich aber nicht auf Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grund-
stücke ausserhalb des Kantons. 
2 Bei wirtschaftlicher Zugehörigkeit beschränkt sich die Steuerpflicht auf 
die Teile des Gewinns und Kapitals, für die nach § 63 eine Steuerpflicht 
im Kanton besteht. 
3 Die Abgrenzung der Steuerpflicht für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten 
und Grundstücke erfolgt im Verhältnis zu andern Kantonen und zum 
Ausland nach den Grundsätzen des Bundesrechts über das Verbot der 
interkantonalen Doppelbesteuerung. Vorbehalten bleibt Absatz 4.  
4 Steuerpflichtige ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz 
haben für im Kanton gelegene Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und 
Grundstücke den im Kanton erzielten Gewinn und das im Kanton gele-
gene Kapital zu versteuern. 
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§ 65 
1 Juristische Personen, die im Kanton nur für einen Teil ihres Gewinns 
und Kapitals steuerpflichtig sind, entrichten die Steuern für die im Kanton 
steuerbaren Werte nach dem Steuersatz, der ihrem gesamten Gewinn und 
Kapital entspricht.  
2 Steuerpflichtige ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz 
entrichten die Steuern für im Kanton gelegene Geschäftsbetriebe, 
Betriebsstätten und Grundstücke zu dem Steuersatz, der dem im Kanton 
erzielten Gewinn und dem im Kanton gelegenen Kapital entspricht. 

§ 66 1) 
1 Die Steuerpflicht auf Grund persönlicher Zugehörigkeit beginnt mit der 
Gründung der juristischen Person, mit der Verlegung ihres Sitzes oder 
ihrer tatsächlichen Verwaltung in den Kanton. Sie endet mit dem 
Abschluss der Liquidation, mit der Verlegung des Sitzes oder ihrer tat-
sächlichen Verwaltung aus dem Kanton. 
2 Verlegt eine juristische Person während der Steuerperiode ihren Sitz 
oder die tatsächliche Verwaltung von einem andern Kanton in den Kanton 
Aargau beziehungsweise vom Kanton Aargau in einen andern Kanton, so 
ist sie im Kanton Aargau nach Massgabe des Steuerharmonisierungs-
gesetzes 2) für die gesamte Steuerperiode steuerpflichtig. 
3 Die Steuerpflicht auf Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit besteht im 
Kanton für die ganze Steuerperiode, auch wenn die wirtschaftliche Zuge-
hörigkeit im Laufe des Jahres begründet, verändert oder aufgehoben wird. 

Abschnitt B: Gewinnsteuer 

§ 67 
Gegenstand der Gewinnsteuer ist der Reingewinn. 
 

§ 68 
1 Der steuerbare Reingewinn setzt sich zusammen aus 
a) dem Saldo der Erfolgsrechnung unter Berücksichtigung des Saldo-

vortrages des Vorjahres; 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 

 2) Art. 22 des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der 
Kantone und Gemeinden vom 14. Dezember 1990 (SR 642.14). 
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b) allen vor Berechnung des Saldos der Erfolgsrechnung ausgeschie-
denen Teilen des Geschäftsergebnisses, die nicht zur Deckung von 
geschäftsmässig begründetem Aufwand verwendet werden, wie ins-
besondere  
1. Kosten für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung 

von Gegenständen des Anlagevermögens; 
2. geschäftsmässig nicht begründete Abschreibungen und Rück-

stellungen; 
3. Einlagen in die Reserven; 
4. Einzahlungen auf das Eigenkapital aus Mitteln der juristischen 

Person, soweit sie nicht aus als Gewinn versteuerten Reserven 
erfolgen; 

5. offene und verdeckte Gewinnausschüttungen und geschäfts-
mässig nicht begründete Zuwendungen an Dritte; 

c) den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Erträgen, mit Ein-
schluss der Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne, vor-
behältlich § 72. Der Liquidation ist die Verlegung des Sitzes, der 
Verwaltung eines Geschäftsbetriebes oder einer Betriebsstätte ins 
Ausland gleichgestellt; 

d) den Zinsen auf verdecktem Eigenkapital (§ 83 Abs. 3). 
2 Der steuerbare Reingewinn juristischer Personen, die keine Erfolgs-
rechnung erstellen, bestimmt sich sinngemäss nach Absatz 1.  
3 Der steuerbare Reingewinn internationaler Konzernkoordinationszen-
tralen wird mit der Kostenaufschlagsmethode berechnet. Der steuerbare 
Reingewinn vor Steuern beträgt in der Regel 5 % der massgeblichen 
Kosten.  

§ 69 
Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch 
a) die direkten Steuern, nicht aber Steuerbussen; 
b) die Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zu Gunsten des eigenen 

Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist; 
c) die freiwilligen Geldleistungen bis zu 20 % des steuerbaren Rein-

gewinns an den Kanton und seine Anstalten, an die aargauischen 
Gemeinden und ihre Anstalten, an die aargauischen Landeskirchen 
und an andere juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im 
Hinblick auf öffentliche oder auf ausschliesslich gemeinnützige 
Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind; 

d) die Zuwendungen an die steuerbefreiten politischen Parteien bis 
Fr. 1'100.–; 
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e) die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf 
dem Entgelt für Lieferungen und Leistungen sowie zur Verteilung an 
die Versicherten bestimmte Überschüsse von Versicherungsgesell-
schaften; 

f) die Rückstellungen. Rückstellungen für Forschungs- und Entwick-
lungsaufträge an Dritte oder für nachgewiesene eigene Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte werden bis zu 10 % des steuerbaren 
Reingewinns, insgesamt jedoch höchstens bis zu 1 Million Franken, 
anerkannt. Der Gegenwert der Forschungs- und Entwicklungsrück-
stellungen muss Gegenstand des liquiden Umlaufvermögens dar-
stellen. Solche Rückstellungen sind innert 3 Jahren aufzulösen. Der 
Regierungsrat legt die Kriterien für den Nachweis der Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte fest; 

g) die Abschreibungen. Abschreibungen auf Aktiven, die zum Aus-
gleich von Verlusten höher bewertet wurden, können nur vorge-
nommen werden, wenn die Aufwertungen handelsrechtlich zulässig 
waren und die Verluste im Zeitpunkt der Abschreibung nach § 74 
Abs. 1 verrechenbar gewesen wären. Wertberichtigungen und 
Abschreibungen auf Beteiligungen nach § 77 Abs. 2, die nicht mehr 
geschäftsmässig begründet sind, werden dem steuerbaren Rein-
gewinn zugerechnet. 

2 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen 
von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an 
schweizerische oder fremde Amtsträger. 1) 

§ 70 
Kein steuerbarer Gewinn entsteht durch 
a) Kapitaleinlagen von Mitgliedern von Kapitalgesellschaften und 

Genossenschaften, einschliesslich Aufgelder und Leistungen à fonds 
perdu;  

b) Verlegung des Sitzes, der Verwaltung, eines Geschäftsbetriebes oder 
einer Betriebsstätte innerhalb der Schweiz, soweit keine Veräusse-
rungen oder buchmässigen Aufwertungen vorgenommen werden; 

c) Kapitalzuwachs aus Erbschaft, Vermächtnis oder Schenkung. 

§ 71 
1 Steuerbar sind alle Gewinne aus der Realisation von stillen Reserven bei 
Umstrukturierungen. 

                                                                                                                    

 1) Eingefügt durch Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 
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2 Bei Umstrukturierungen von Kapitalgesellschaften oder Genossenschaf-
ten wird die Besteuerung aufgeschoben, soweit die Buchwerte beibehalten 
werden, die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht und die stillen 
Reserven ihre bisherige Funktion im Unternehmen im Wesentlichen bei-
behalten. 
3 Fallen die Voraussetzungen für den Steueraufschub innert 5 Jahren ganz 
oder teilweise dahin, wird im Umfang der realisierten Gewinne rück-
wirkend auf den Zeitpunkt der Umstrukturierung abgerechnet. 
4 Ein Steueraufschub wird insbesondere gewährt bei 
a) Umwandlung in eine andere Kapitalgesellschaft oder Genossen-

schaft, wenn der Geschäftsbetrieb weitergeführt wird und die Betei-
ligungsverhältnisse wertmässig gleich bleiben; 

b) Unternehmenszusammenschluss durch Übertragung sämtlicher Akti-
ven und Passiven auf eine andere Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft. Entsteht durch die Übernahme der Aktiven und Passiven einer 
Kapitalgesellschaft oder einer Genossenschaft, deren Beteiligungs-
rechte der übernehmenden Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
gehören, ein Buchverlust auf der Beteiligung, so kann dieser steuer-
lich nicht abgezogen werden. Ein allfälliger Buchgewinn auf der 
Beteiligung wird besteuert; 

c) Aufteilung eines Unternehmens durch Übertragung von Aktiven und 
Passiven auf eine Tochtergesellschaft oder von in sich geschlossenen 
Betriebsteilen auf Schwestergesellschaften (jeweils Kapitalgesell-
schaften oder Genossenschaften), wenn die übernommenen Ge-
schäftsbetriebe im Wesentlichen unverändert weitergeführt werden; 

d) Umstrukturierungen, die zu einer Überführung von stillen Reserven 
in eine nach den §§ 78 oder 79 besteuerte juristische Person führen. 

§ 72 
1 Beim Ersatz von Gegenständen des betriebsnotwendigen Anlagevermö-
gens können die stillen Reserven auf ein Ersatzobjekt übertragen werden, 
das innert angemessener Frist, in der Regel innert 1 Jahr vor oder 3 Jahren 
nach der Veräusserung, für das gleiche Unternehmen erworben worden 
ist; ausgeschlossen ist die Übertragung auf Vermögen ausserhalb der 
Schweiz. 
2 Sofern die Anschaffung nicht im gleichen Geschäftsjahr stattfindet, kann 
im Umfang der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet werden. Diese 
Rückstellung ist in der Regel innert 3 Jahren zur Abschreibung auf den 
neu angeschafften betriebsnotwendigen Vermögensgegenständen zu ver-
wenden oder zu Gunsten der Erfolgsrechnung aufzulösen. 
3 Als betriebsnotwendig gilt nur Anlagevermögen, das dem Betrieb 
unmittelbar zur Leistungserstellung dient; ausgeschlossen sind insbeson-
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dere Vermögensgegenstände, die dem Unternehmen nur als Vermögens-
anlage oder nur durch ihren Ertrag dienen. 

§ 73 
1 Mitgliederbeiträge an Vereine und Einlagen in das Vermögen der Stif-
tungen werden nicht zum steuerbaren Reingewinn gerechnet. 
2 Von den steuerbaren Erträgen der Vereine können die zur Erzielung die-
ser Erträge erforderlichen Aufwendungen in vollem Umfang abgezogen 
werden, andere Aufwendungen nur insoweit, als sie die Mitglieder-
beiträge übersteigen. 
3 Vereine können für bevorstehende Zuwendungen an steuerbefreite juris-
tische Personen und für bevorstehende Ausgaben für nicht wirtschaftliche 
Zwecke Rückstellungen bilden, sofern die Mittel aus ausserordentlichen 
Einkünften stammen.  
4 Anlagefonds (§ 5 Abs. 1) unterliegen der Gewinnsteuer für den Ertrag 
aus direktem Grundbesitz. 

§ 74 
1 Vom Reingewinn der Steuerperiode können Verluste aus 7 der Steuer-
periode vorangegangenen Geschäftsjahren abgezogen werden, soweit sie 
bei der Berechnung des steuerbaren Reingewinns dieser Jahre nicht 
berücksichtigt werden konnten. 
2 Mit Leistungen zum Ausgleich einer Unterbilanz im Rahmen einer 
Sanierung, die nicht Kapitaleinlagen nach § 70 lit. a sind, können auch 
Verluste verrechnet werden, die in früheren Geschäftsjahren entstanden 
und noch nicht mit Gewinnen verrechnet werden konnten. 
3 Die Absätze 1 und 2 gelten auch bei Verlegung des Sitzes oder der 
tatsächlichen Verwaltung innerhalb der Schweiz. 1) 

§ 75 
1 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften entrichten als einfache 
Steuer vom Reingewinn: 
a) 7 % auf dem 5 % des Eigenkapitals nicht übersteigenden Teil des 

Reingewinns, mindestens aber auf den ersten Fr. 100'000.– des steu-
erbaren Reingewinns; 

b) 11 % auf dem übrigen Reingewinn. 
2 Als Eigenkapital gilt das am Ende der Steuerperiode massgebende steu-
erbare Eigenkapital im Sinne der §§ 83 ff.  

                                                                                                                    

 1) Eingefügt durch Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 
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§ 76 
1 Ist eine Kapitalgesellschaft oder eine Genossenschaft zu mindestens 
20 % am Grund- oder Stammkapital anderer Gesellschaften beteiligt oder 
macht ihre Beteiligung an solchem Kapital einen Verkehrswert von min-
destens 2 Millionen Franken aus, ermässigt sich die Gewinnsteuer im 
Verhältnis des Nettoertrags aus diesen Beteiligungen zum gesamten Rein-
gewinn.  
2 Der Nettoertrag aus Beteiligungen entspricht dem Ertrag aus Beteili-
gungen abzüglich der darauf entfallenden Finanzierungskosten und eines 
Beitrages von 5 % zur Deckung des Verwaltungsaufwands; der Nachweis 
des effektiven Verwaltungsaufwands bleibt vorbehalten. Als Finanzie-
rungskosten gelten Schuldzinsen sowie weitere Kosten, die wirtschaftlich 
den Schuldzinsen gleichzustellen sind.  
3 Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der Berechnung der Ermässi-
gung nur berücksichtigt, soweit auf der gleichen Beteiligung zu Lasten 
des steuerbaren Reingewinns keine Abschreibung vorgenommen wird, die 
mit der Gewinnausschüttung im Zusammenhang steht. 
4 Keine Beteiligungserträge sind 
a) Erträge, die bei der leistenden Kapitalgesellschaft oder Genossen-

schaft geschäftsmässig begründeten Aufwand darstellen; 
b) Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen. 

§ 77 
1 Zum Ertrag aus Beteiligungen gehören auch die Kapitalgewinne auf die-
sen Beteiligungen sowie die Erlöse aus dazugehörigen Bezugsrechten. 
2 Kapitalgewinne werden bei der Berechnung der Ermässigung nach § 76 
nur berücksichtigt 
a) soweit der Erlös die Gestehungskosten übersteigt; 
b) sofern die veräusserte oder aufgewertete Beteiligung mindestens 20 % 

des Grund- oder Stammkapitals der andern Gesellschaft ausmacht und 
als solche während wenigstens eines Jahres im Besitz der Kapi-
talgesellschaft oder Genossenschaft war. 

3 Die Gestehungskosten werden um die vorgenommenen Abschreibungen 
herabgesetzt, soweit diese eine Kürzung der Ermässigung nach § 76 
Abs. 3 zur Folge hatten. Bei Beteiligungen, die bei einer erfolgsneutralen 
Umstrukturierung zu Buchwerten übertragen worden sind, wird auf die 
ursprünglichen Gestehungskosten abgestellt. 

§ 78 
1 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren statutarischer Zweck 
und effektive Tätigkeit zur Hauptsache in der dauernden Verwaltung von 
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Beteiligungen besteht und die in der Schweiz keine Geschäftstätigkeit 
ausüben, entrichten auf dem Reingewinn keine Steuer, sofern die Beteili-
gungen oder die Erträge aus den Beteiligungen längerfristig mindestens 
zwei Drittel der gesamten Aktiven oder Erträge ausmachen.  
2 Erträge aus aargauischem Grundeigentum solcher Gesellschaften und 
Genossenschaften werden zum ordentlichen Tarif (Gesamtsatz, mindes-
tens zum Satz nach § 75 Abs. 1 lit. a) besteuert. Dabei werden die einer 
üblichen hypothekarischen Belastung entsprechenden Abzüge gewährt. 

§ 79 
1 Für die Gewinnsteuer von Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und 
Stiftungen, die in der Schweiz eine Verwaltungstätigkeit, aber keine 
Geschäftstätigkeit ausüben, gelten folgende Bestimmungen: 
a) Erträge aus Beteiligungen sowie Kapital- und Aufwertungsgewinne 

auf Beteiligungen sind steuerfrei. 
b) Die übrigen Einkünfte aus der Schweiz werden zum ordentlichen 

Tarif (Gesamtsatz, mindestens zum Satz nach § 75 Abs. 1 lit. a) be-
steuert. 

c) Die übrigen Einkünfte aus dem Ausland werden nach der Bedeutung 
der Verwaltungstätigkeit in der Schweiz zum ordentlichen Tarif 
(Gesamtsatz, mindestens zum Satz nach § 75 Abs. 1 lit. a) besteuert. 

2 Der geschäftsmässig begründete Aufwand, der mit bestimmten Einkünf-
ten in wirtschaftlichem Zusammenhang steht, wird von diesen vorweg 
abgezogen. Verluste auf Beteiligungen nach Absatz 1 lit. a können nur 
mit Erträgen nach Absatz 1 lit. a verrechnet werden.  
3 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren Geschäftstätigkeit 
überwiegend auslandsbezogen ist und die in der Schweiz nur eine unter-
geordnete inlandsbezogene Geschäftstätigkeit ausüben, entrichten die 
Gewinnsteuer nach den Absätzen 1 und 2. Die übrigen Einkünfte aus dem 
Ausland nach Absatz 1 lit. c werden nach Massgabe des Umfangs der 
Geschäftstätigkeit in der Schweiz besteuert.  

§ 80 
1 Holding- und Verwaltungsgesellschaften entrichten zudem die Gewinn-
steuer zum ordentlichen Tarif (Gesamtsatz, mindestens zum Satz nach 
§ 75 Abs. 1 lit. a) auf 
a) den Einkünften, die im Kanton besteuert werden müssen, um eine 

Entlastung von ausländischen Steuern zu erhalten;  
b) den innert 10 Jahren realisierten stillen Reserven, die bei einer frü-

heren Umstrukturierung oder Sacheinlage aus einem ordentlich 
besteuerten Unternehmen in die Holding- oder Verwaltungsgesell-
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schaft gelangt sind, jedoch höchstens im Ausmass des tatsächlich 
erzielten oder verbuchten Gewinns. 

2 Die Besteuerung der Kapitalgewinne entfällt, soweit sie Kapitalgewinne 
auf Beteiligungen betrifft, für die im Zeitpunkt des Aufschubs der 
Besteuerung eine Ermässigung auf der Gewinnsteuer nach § 77 möglich 
gewesen wäre. 

§ 81 
1 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen und übrigen juristischen Per-
sonen beträgt 10 % des steuerbaren Reingewinns. 
2 Der Gewinn der Vereine und Stiftungen wird besteuert, soweit er 
Fr. 20'000.– übersteigt.  

Abschnitt C: Kapitalsteuer 

§ 82 
Gegenstand der Kapitalsteuer ist das Eigenkapital. 
 

§ 83 
1 Das steuerbare Eigenkapital besteht bei Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapital, dem 
Partizipationskapital, den offenen und den aus versteuertem Gewinn 
gebildeten stillen Reserven. Bei Holding- und Verwaltungsgesellschaften 
kommt jener Teil der stillen Reserven hinzu, der im Fall der Gewinn-
besteuerung aus versteuertem Gewinn gebildet worden wäre. 
2 Steuerbar ist mindestens das einbezahlte Aktien-, Partizipations-, Grund- 
oder Stammkapital. 
3 Das steuerbare Eigenkapital wird um den Teil des Fremdkapitals erhöht, 
dem wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt. 

§ 84 
Für gemischte Beteiligungsgesellschaften nach § 76 ermässigt sich die 
Steuer auf dem Eigenkapital im Verhältnis des Gewinnsteuerwertes der 
Beteiligung zum Gewinnsteuerwert der gesamten Aktiven. 
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§ 85 
1 Als steuerbares Eigenkapital gilt 
a) bei Vereinen, Stiftungen und übrigen juristischen Personen das Rein-

vermögen; 
b) bei Anlagefonds der auf den direkten Grundbesitz entfallende Anteil 

am Reinvermögen. 
2 Die Vermögenswerte werden nach den für die Vermögenssteuer natür-
licher Personen geltenden Grundsätzen bewertet. 

§ 86 
1 Die Kapitalsteuer beträgt 2,5 ‰ des steuerbaren Eigenkapitals.  
2 Internationale Konzernkoordinationszentralen entrichten eine Kapital-
steuer von 0,3 ‰ des einbezahlten Nominalkapitals.  
3 Das Eigenkapital der Vereine und Stiftungen wird besteuert, soweit es 
Fr. 50'000.– übersteigt. 

§ 87 
Holding- und Verwaltungsgesellschaften entrichten eine Steuer von 
0,1 ‰ des steuerbaren Eigenkapitals. 

Abschnitt D:  
Mindeststeuer und Zuschläge zur Kantonssteuer 

§ 88 
Kapitalgesellschaften und Genossenschaften entrichten eine Mindest-
steuer. Diese beträgt als einfache (100%ige) Kantonssteuer Fr. 500.– für 
Kapitalgesellschaften, Fr. 100.– für Genossenschaften und Fr. 5'000.– für 
internationale Konzernkoordinationszentralen. 

§ 89 
1 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften entrichten eine Mindest-
steuer von 1,5 ‰ auf dem Buchwert ihrer im Kanton gelegenen 
Grundstücke, sofern diese Mindeststeuer höher ist als die geschuldete 
ordentliche Gewinn- und Kapitalsteuer. 
2 Von dieser Mindeststeuer sind ausgenommen 
a) neu gegründete Kapitalgesellschaften und Genossenschaften für die 

ersten 2 Geschäftsjahre, wenn sie nicht durch Umstrukturierung aus 
einem andern Unternehmen entstanden sind; 
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b) Kapitalgesellschaften und Genossenschaften für Grundstücke, auf 
denen sie zur Hauptsache ihren Betrieb führen; 

c) Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche die Vorausset-
zungen für Bundeshilfe nach Art. 51 und 52 des Wohnbau- und 
Eigentumsförderungsgesetzes vom 4. Oktober 1974 1) erfüllen. 

§ 90 
Juristische Personen entrichten nebst den in andern Gesetzen 2) festgeleg-
ten Zuschlägen folgende Zuschläge auf der einfachen Kantonssteuer vom 
steuerbaren Reingewinn und Eigenkapital: 
a) einen Kantonssteuerzuschlag von 5 %; 
b) einen Zuschlag von 50 % an die Einwohnergemeinden, in denen die 

juristische Person steuerpflichtig ist. 

Abschnitt E: Zeitliche Bemessung 

§ 91 
1 Die Steuern vom Reingewinn und Eigenkapital werden für jede Steuer-
periode festgesetzt und erhoben. 
2 Als Steuerperiode gilt das Geschäftsjahr, das in der Regel 12 Monate 
umfasst. 
3 In jedem Kalenderjahr, ausgenommen im Gründungsjahr, muss ein 
Geschäftsabschluss mit Bilanz und Erfolgsrechnung erstellt werden. Aus-
serdem ist ein Geschäftsabschluss erforderlich bei Verlegung des Sitzes, 
der Verwaltung, eines Geschäftsbetriebes oder einer Betriebsstätte ins 
Ausland sowie bei Abschluss der Liquidation. 

§ 92 
1 Der steuerbare Reingewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuer-
periode. 
2 Bei einem unter- oder überjährigen Geschäftsabschluss werden für die 
Bestimmung des Steuersatzes nur die ordentlichen Gewinne auf 12 
Monate umgerechnet. 
3 Wird eine juristische Person aufgelöst oder verlegt sie ihren Sitz, die 
Verwaltung, einen Geschäftsbetrieb oder eine Betriebsstätte ins Ausland, 

                                                                                                                    

 1)  SR 843 
 2) Zurzeit: Spitalgesetz vom 19. Oktober 1971 (SAR 331.100) und Finanzaus-

gleichsgesetz vom 29. Juni 1983 (SAR 615.100) 
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werden die aus nicht versteuertem Gewinn gebildeten stillen Reserven 
zusammen mit dem Reingewinn des letzten Geschäftsjahres besteuert. 

§ 93 
1 Das steuerbare Eigenkapital bemisst sich nach dem Stand am Ende der 
Steuerperiode. 
2 Massgeblich ist das Eigenkapital am Bilanzstichtag des jeweiligen 
Geschäftsabschlusses nach Gewinnverwendung.  
3 Die Kapitalsteuer wird auf der Basis eines ordentlichen Geschäftsjahres 
von 12 Monaten festgelegt. Bei unter- oder überjährigen Geschäfts-
abschlüssen wird eine der Dauer des Geschäftsjahres entsprechende 
anteilmässige Kapitalsteuer erhoben. 

§ 94 
Anwendbar sind die am Ende der Steuerperiode geltenden Steuerfüsse. 

Vierter Teil:  
Grundstückgewinnsteuern 

§ 95 
1 Gewinne aus der Veräusserung von im Kanton gelegenen Grundstücken 
oder Anteilen an solchen unterliegen der Grundstückgewinnsteuer. 
2 Nicht unter die Grundstückgewinnsteuer fallen Gewinne, soweit sie mit 
der Gewinnsteuer oder mit der Einkommenssteuer erfasst werden. 

§ 96 
1 Die Steuerpflicht wird durch jede Veräusserung begründet, mit der 
Eigentum an Grundstücken oder Anteilen an solchen übertragen wird. 
2 Den Veräusserungen sind gleichgestellt: 
a) die Rechtsgeschäfte, die in Bezug auf die Verfügungsgewalt über 

Grundstücke wirtschaftlich wie eine Veräusserung wirken; 
b) die Überführung eines Grundstückes sowie von Anteilen daran vom 

Privatvermögen in das Geschäftsvermögen der steuerpflichtigen 
Person; 

c) die Belastung eines Grundstückes mit privatrechtlichen Dienstbar-
keiten oder öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen, wenn 
diese die unbeschränkte Bewirtschaftung oder den Veräusserungs-
wert des Grundstückes dauernd und wesentlich beeinträchtigen und 
dafür ein Entgelt entrichtet wird; 
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d) die Übertragung von Beteiligungsrechten des Privatvermögens der 
steuerpflichtigen Person an Immobiliengesellschaften, wenn diese 
Beteiligungsrechte ein Sondernutzungsrecht (z.B. ein Wohnrecht) an 
einer Wohneinheit verkörpern; 

e) der Tausch. 

§ 97 
1 Die Besteuerung wird aufgeschoben bei 
a) Erbgang (Erbfolge, Erbteilung, Vermächtnis) und Eigentumswechsel 

mit Erbvorbezug, Schenkung oder gemischter Schenkung; 
b) Rechtsgeschäften unter Verwandten in gerader Linie; 
c) Rechtsgeschäften unter Verheirateten, auch wenn sie der gegenseiti-

gen Abfindung im Ehescheidungs- oder Ehetrennungsprozess dienen; 
d) Landumlegungen zwecks Güterzusammenlegung, Quartierplanung, 

Grenzbereinigung, Abrundung landwirtschaftlicher Heimwesen 
sowie bei Landumlegungen im Enteignungsverfahren oder drohender 
Enteignung; 

e) Umstrukturierungen von juristischen Personen mit besonderen Zwe-
cken. 

2 Die steuerpflichtige Person kann innert 1 Jahr nach der Veräusserung 
verlangen, dass die Grundstückgewinnsteuer erhoben wird.  

§ 98 
1 Die Grundstückgewinnsteuer wird auf Begehren der steuerpflichtigen 
Person aufgeschoben bei Veräusserung einer dauernd und ausschliesslich 
selbst genutzten Wohnliegenschaft (Einfamilienhaus, Eigentumswohnung 
oder Beteiligung mit Sondernutzungsrecht), soweit der dabei erzielte 
Erlös innert 1 Jahr vor oder 3 Jahren nach der Veräusserung zum Erwerb 
oder zum Bau einer gleich genutzten Ersatzliegenschaft in der Schweiz 
verwendet wird.  
2 Bei Mehrfamilienhäusern gilt das Ersatzbeschaffungsprivileg nur anteil-
mässig für den von der steuerpflichtigen Person ganzjährig selbst bewohn-
ten Hausteil. 

§ 99 
Die Grundstückgewinnsteuer wird auf Begehren der steuerpflichtigen Per-
son aufgeschoben bei vollständiger oder teilweiser Veräusserung eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Grundstückes, soweit der Veräusserungs-
erlös innert 1 Jahr vor oder 3 Jahren nach der Veräusserung zum Erwerb 
eines selbst bewirtschafteten Ersatzgrundstückes in der Schweiz oder zur 
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b) Land- und 
Forstwirtschaft 



651.100 Steuergesetz  

42      

Verbesserung der eigenen, selbst bewirtschafteten land- oder forstwirt-
schaftlichen Grundstücke verwendet wird. 

§ 100 
1 Steuerpflichtig ist die veräussernde Person. 
2 Mehrere Steuerpflichtige haben die Steuer entsprechend ihren Anteilen 
zu entrichten. Bei Gesamteigentum haften sie solidarisch. 

§ 101 
Der Grundstückgewinn ist der Betrag, um den der Erlös die Anlagekosten 
übersteigt. 

§ 102 
1 Als Erlös gilt der Verkaufspreis mit allen weiteren Leistungen der 
erwerbenden Person. Wird kein Kaufpreis festgelegt oder liegt ein Tausch 
vor, gilt der Verkehrswert im Zeitpunkt der Veräusserung als Erlös. 
2 Für Grundstücke, die vom Privatvermögen ins eigene Geschäftsvermö-
gen übergeführt werden, gilt als Erlös der Wert, zu dem sie im Unter-
nehmen aktiviert werden. 

§ 103 
1 Der Erwerbspreis entspricht dem öffentlich beurkundeten Kaufpreis und 
allen weiteren Leistungen oder dem tatsächlich bezahlten niedrigeren 
Preis. Ein höherer Preis kann nur angerechnet werden, wenn eine vor-
besitzende oder die steuerpflichtige Person für die nach dem damaligen 
Recht geschuldeten Grundstückgewinn-, Gewinn- oder Einkommens-
steuern auf Grund dieses Preises veranlagt worden ist. 
2 Der Erwerbspreis ist jedoch nicht massgebend, soweit das Grundstück 
durch eine steueraufschiebende Veräusserung oder Ersatzbeschaffung 
erworben worden ist. In solchen Fällen ist jener Erwerbspreis mass-
gebend, welcher der letzten steuerbegründenden Veräusserung (Grund-
stückgewinn-, Gewinn- oder Einkommenssteuer) zu Grunde lag.  
3 Als Erwerbskosten gelten zudem Verluste, welche die veräussernde Per-
son beim Erwerb des Grundstückes im Zwangsvollstreckungs- oder 
Nachlassverfahren aus Pfand- oder Bürgschaftsvertrag erlitten hat. 
4 Wurde ein Grundstück durch Überführung aus dem eigenen Geschäfts-
vermögen ins Privatvermögen erworben, gilt derjenige Wert als Erwerbs-
preis, welcher der Einkommenssteuer zu Grunde lag. 

III. Steuersubjekt 
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§ 104 
1 Als Aufwendungen sind anrechenbar: 
a) Kosten für Planung, Bauten, Umbauten und andere Investitionen; 
b) Grundeigentümerbeiträge an Bau und Korrektion von Strassen, 

Kanalisationen, Bodenverbesserungen, Wasserbau und für ähnliche 
Werke; 

c) Kosten, die mit dem Erwerb und der Veräusserung des Grundstückes 
verbunden sind. 

2 Nicht anrechenbar sind: 
a) Aufwendungen, die bei der Einkommens- oder Gewinnsteuer als 

Abzüge oder als Aufwand berücksichtigt worden sind oder hätten 
berücksichtigt werden können; 

b) der Wert eigener Arbeit, der nicht als Einkommen oder Ertrag wäh-
rend einer ganzen Steuerperiode in der Schweiz versteuert worden ist 
oder wird. 

3 Leistungen Dritter, insbesondere Versicherungsleistungen, sowie 
Beiträge von Bund, Kanton und Gemeinden, für welche die veräussernde 
Person nicht ersatz- oder rückerstattungspflichtig ist, sind dem Veräus-
serungsgewinn zuzurechnen. 

§ 105 
1 Ist das Grundstück im Zeitpunkt der Veräusserung überbaut und besass 
es die steuerpflichtige Person länger als 10 vollendete Jahre, werden die 
Anlagekosten pauschaliert. Die Pauschale wird in Prozenten des Veräus-
serungserlöses bemessen: 

Besitzdauer Pauschale in Prozenten 
(begonnene Jahre) des Veräusserungserlöses 

11 75 
12 74 
13 73 
14 72 
15 71 
16 70 
17 69 
18 68 
19 67 
20 66 
21 65 
22 64 
23 63 
24 62 

b) Aufwendungen 

c) Anlagekosten 
bei Besitzdauer 
über 10 Jahre 
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25 61 
ab 25 vollendeten Jahren 60 

2 Die Besitzdauer wird nach § 110 berechnet. Wird ein Grundstück, das 
aus dem Geschäftsvermögen ins Privatvermögen übergeführt wurde, 
innert 10 Jahren nach der Überführung veräussert, können die Anlage-
kosten nicht pauschaliert werden. 
3 Höhere Anlagekosten werden angerechnet, sofern sie die steuerpflichtige 
Person vollständig nachweist. 

§ 106 
1 Die für die Grundstückgewinnsteuer massgeblichen Anlagekosten von 
land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken des Geschäftsvermögens 
entsprechen dem Buchwert zuzüglich der bisher vorgenommenen 
Abschreibungen nach § 27 Abs. 4. 
2 Der in diesen Anlagekosten enthaltene Erwerbspreis ist jedoch nicht 
massgebend, soweit das Grundstück durch eine steueraufschiebende Ver-
äusserung erworben worden ist. In solchen Fällen ist jener Erwerbspreis 
massgebend, welcher der letzten steuerbegründenden Veräusserung zu 
Grunde lag. 
3 Erfolgte eine Ersatzbeschaffung nach Grundstückgewinnsteuerrecht, 
werden die Anlagekosten um den Gewinn gekürzt, dessen Besteuerung 
aufgeschoben wurde. 

§ 107 
1 Werden zu verschiedenen Zeiten erworbene Grundstücke oder Anteile 
an solchen zusammen veräussert, sind Gewinn und Besitzdauer für jede 
Fläche gesondert zu ermitteln. Dabei ist der Erlös nach den 
Wertverhältnissen im Zeitpunkt der Veräusserung zu verteilen. Die 
Anlagekosten werden nach Objekten aufgeteilt. Unausscheidbare 
Aufwendungen werden gleichmässig auf die Fläche der veräusserten 
Grundstücke verteilt. 
2 Bilden jedoch die Grundstücke im Zeitpunkt der Veräusserung eine wirt-
schaftliche Einheit, wird der Gewinn gleichmässig auf die Fläche der ver-
äusserten Grundstücke verteilt, wobei die Wertverhältnisse im Zeitpunkt 
der Veräusserung zu berücksichtigen sind. Die Besitzdauer wird für jede 
Fläche gesondert ermittelt. 

§ 108 
1 Wird ein Grundstück in verschiedenen Teilen (Parzellen, Miteigen-
tumsanteile usw.) veräussert, ist der Erwerbspreis nach dem Wertverhält-
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nis im Zeitpunkt des massgebenden Erwerbes auf die einzelnen Teile 
anzurechnen. 
2 Aufwendungen sind anrechenbar, soweit sie den veräusserten Teil 
betreffen. Unausscheidbare Aufwendungen sind anteilmässig anzurech-
nen. 
3 Verluste aus Teilveräusserung können mit Gewinnen aus der nächstfol-
genden Teilveräusserung verrechnet werden. Bei der vollständigen Ver-
äusserung noch nicht verrechnete Verluste sind anteilmässig mit den vor-
angegangenen Gewinnen zu verrechnen. Rechtskräftige Veranlagungen 
sind zu diesem Zweck zu revidieren. 

§ 109 
Die Steuer wird in Prozenten des steuerbaren Grundstückgewinns berech-
net und beträgt: 

 40 %  bis zum vollendeten  1. Besitzjahr 
 38 %  bis zum vollendeten  2. Besitzjahr 
 36 %  bis zum vollendeten  3. Besitzjahr 
 34 %  bis zum vollendeten  4. Besitzjahr 
 32 %  bis zum vollendeten  5. Besitzjahr 
 30 %  bis zum vollendeten  6. Besitzjahr 
 28 %  bis zum vollendeten  7. Besitzjahr 
 26 %  bis zum vollendeten  8. Besitzjahr 
 24 %  bis zum vollendeten  9. Besitzjahr 
 22 %  bis zum vollendeten  10. Besitzjahr 
 20 %  bis zum vollendeten  11. Besitzjahr 
 19 %  bis zum vollendeten  12. Besitzjahr 
 18 %  bis zum vollendeten  13. Besitzjahr 
 17 %  bis zum vollendeten  14. Besitzjahr 
 16 % bis zum vollendeten  15. Besitzjahr 
 15 %  bis zum vollendeten  16. Besitzjahr 
 14 %  bis zum vollendeten  17. Besitzjahr 
 13 %  bis zum vollendeten  18. Besitzjahr 
 12 %  bis zum vollendeten  19. Besitzjahr 
 11 %  bis zum vollendeten  20. Besitzjahr 
 10 %  bis zum vollendeten  21. Besitzjahr 
 9 %  bis zum vollendeten  22. Besitzjahr 
 8 %  bis zum vollendeten  23. Besitzjahr 
 7 %  bis zum vollendeten  24. Besitzjahr 
 6 %  bis zum vollendeten  25. Besitzjahr 
 5 %  ab dem vollendeten  25. Besitzjahr 

V. Steuer-
berechnung 
1. Tarif 
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§ 110 
1 Als Beginn und Ende der Besitzdauer gelten 
a) das Datum der öffentlichen Beurkundung der Veräusserung; 
b) bei Fehlen einer öffentlichen Beurkundung der Zeitpunkt des Über-

ganges der Verfügungsgewalt. 
2 Ist das Grundstück auf Grund einer steueraufschiebenden Veräusserung 
erworben worden, wird die Besitzdauer ab der letzten steuerbegründenden 
Veräusserung (Grundstückgewinn-, Gewinn- oder Einkommenssteuer 
oder gleichartige ausserkantonale Steuer) berechnet. Erfolgte der Erwerb 
durch Ersatzbeschaffung nur teilweise mit reinvestierten Mitteln, wird die 
längere Besitzdauer anteilmässig in der Höhe dieser reinvestierten Mittel 
angerechnet.  

§ 111 
Die Grundstückgewinnsteuer fällt je zur Hälfte dem Kanton und der 
Gemeinde zu, in deren Gebiet das Grundstück liegt. 

Fünfter Teil:  
Quellensteuern für natürliche und  
juristische Personen 

Abschnitt A: Quellensteuern für natürliche Personen mit 
steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz 

§ 112 
1 Ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne fremdenpoli-
zeiliche Niederlassungsbewilligung, jedoch mit steuerrechtlichem Wohn-
sitz oder Aufenthalt im Kanton, werden für Einkünfte im Sinne von § 113 
an der Quelle besteuert. 
2 Ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne fremdenpoli-
zeiliche Niederlassungsbewilligung, jedoch mit steuerrechtlichem Wohn-
sitz oder Aufenthalt in einem andern Kanton, werden für Einkünfte im 
Sinne von § 113 an der Quelle besteuert, wenn die steuerbare Leistung 
von einer Schuldnerin oder einem Schuldner mit Sitz oder Betriebsstätte 
im Kanton ausgerichtet wird. 
3 Verheiratete, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
werden im ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn ein Eheteil das 
Schweizer Bürgerrecht oder die Niederlassungsbewilligung besitzt. 
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§ 113 
1 Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinkünften berechnet. 
2 Steuerbar sind 
a) alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnis, mit Einschluss der Neben-

einkünfte wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, 
Kinder- und andere Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, 
Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen und andere geldwerte Vor-
teile; 

b) alle an die Stelle des Erwerbseinkommens tretenden Ersatzeinkünfte 
aus Arbeitsverhältnis sowie aus Kranken-, Unfall-, Haftpflicht-, 
Invaliden- und Arbeitslosenversicherung. Insbesondere gehören dazu 
Taggelder, Entschädigungen, Teilrenten und an deren Stelle tretende 
Kapitalleistungen. 

§ 114 
1 Der Regierungsrat legt die Quellensteuertarife entsprechend den für die 
Einkommenssteuer natürlicher Personen geltenden Steuersätzen fest. Vor-
behalten bleiben die §§ 115 Abs. 3 und 116 Abs. 2. 
2 Der Steuerabzug umfasst die Kantons-, Gemeinde-, Kirchen- und Feuer-
wehrsteuern sowie die direkte Bundessteuer. 
3 Die Gemeinde- und Kirchensteuern berechnen sich aus dem Mittel der 
Steuerfüsse der Gemeinden und Kirchgemeinden im Kanton. 

§ 115 
1 Bei der Festsetzung der Steuertarife werden Pauschalen für Berufskosten 
(§ 35) und Versicherungsprämien (§ 40 lit. d, f und g) sowie Abzüge für 
Verheiratete und Kinder (§ 40 lit. h und § 42 Abs. 1) berücksichtigt. 
2 Der Steuerabzug für die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe 
lebenden verheirateten Personen, die beide erwerbstätig sind, richtet sich 
nach Tarifen, die ihrem Gesamteinkommen sowie den Pauschalen und 
Abzügen nach Absatz 1 Rechnung tragen. 
3 Für im Nebenerwerb tätige Steuerpflichtige beträgt der Steuersatz 10 %. 

§ 116 
1 Auf Leistungen, die eine Versicherung direkt der versicherten Person 
ausrichtet, ist der Quellensteuerabzug nach dem entsprechenden Quellen-
steuertarif vorzunehmen. 
2 Vorbehalten bleiben Leistungen, welche die Versicherung nicht nach 
Massgabe des versicherten Verdienstes ausrichtet oder die neben ein all-
fälliges Erwerbseinkommen treten können. Für diese Leistungen beträgt 

II. Steuer-
berechnung 
1. Steuerbare 
Leistungen 

2. Tarife für 
Erwerbs- und 
Ersatzeinkommen  
a) Grundlage 

b) Ausgestaltung 

3. Tarife für 
Ersatzeinkommen 
und Kapital-
abfindungen für 
wiederkehrende 
Leistungen 



651.100 Steuergesetz  

48      

der Steuersatz 10 %. Der gleiche Satz gilt bei Kapitalabfindungen für 
wiederkehrende Leistungen. 

§ 117 
Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu ver-
anlagenden Einkommenssteuern. Vorbehalten bleiben die §§ 118 und 119. 

§ 118 
Die Quellensteuerpflichtigen werden für ihr Einkommen, das dem 
Steuerabzug an der Quelle nicht unterworfen ist, sowie für ihr Vermögen 
im ordentlichen Verfahren veranlagt. Für den Steuersatz gilt § 19 Abs. 1 
sinngemäss. 

§ 119 
1 Übersteigen die dem Steuerabzug an der Quelle unterworfenen Brutto-
einkünfte einer quellensteuerpflichtigen Person in einem Kalenderjahr den 
durch den Regierungsrat festgelegten Betrag, wird bei steuerlichem 
Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton eine nachträgliche ordentliche Ver-
anlagung für das gesamte Einkommen und Vermögen dieser Person und 
des andern Eheteils durchgeführt. Die an der Quelle abgezogene Steuer 
wird dabei zinslos angerechnet. 
2 In den Folgejahren wird bis zum Ende der Quellensteuerpflicht eine 
nachträgliche Veranlagung für das gesamte Einkommen und Vermögen 
auch dann durchgeführt, wenn die durch den Regierungsrat festgelegte 
Limite vorübergehend oder dauernd wieder unterschritten wird. 
3 Auf die Erhebung der Quellensteuer kann verzichtet werden, wenn die 
Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber oder die steuerpflichtige Person hin-
reichende Sicherheit leistet oder wenn die Erhebung der Steuer im ordent-
lichen Verfahren auf Grund der gesamten Umstände als gesichert 
erscheint. 

Abschnitt B: Quellensteuern für natürliche und juristische 
Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt 
in der Schweiz 

§ 120 
Als im Ausland wohnhafte Steuerpflichtige nach den §§ 121 ff. gelten 
natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in 
der Schweiz und juristische Personen ohne Sitz oder tatsächliche Verwal-
tung in der Schweiz. 
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§ 121 
1 Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden 
für ihre Einkünfte aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit und die an deren 
Stelle tretenden Ersatzeinkünfte nach den §§ 112 ff. an der Quelle besteu-
ert, wenn sie  
a) für eine Dauer von weniger als 30 Tagen beziehungsweise als Grenz-

gängerinnen oder Grenzgänger, Wochenaufenthalterinnen oder 
Wochenaufenthalter oder als leitende Angestellte für eine Arbeit-
geberin oder einen Arbeitgeber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte 
im Kanton in unselbstständiger Stellung erwerbstätig sind; 

b) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder 
Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder 
andere Vergütungen von einer Arbeitgeberin oder einem Arbeitgeber 
mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten. 

2 Weisen die Bestimmungen eines Doppelbesteuerungsabkommens die 
Steuerhoheit auf Einkünften aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit und 
auf die an deren Stelle tretenden Ersatzeinkünfte von Grenzgängerinnen 
und Grenzgängern unter Anrechnung einer auf einen Höchstsatz begrenz-
ten Quellensteuer des Kantons dem Wohnsitzstaat zu, so ist die Quellen-
steuer im Kanton zu diesem Höchstsatz zu erheben.  

§ 122 
1 Im Ausland wohnhafte Künstlerinnen und Künstler, Sportlerinnen und 
Sportler sowie Referentinnen und Referenten werden für Einkünfte aus 
ihrer im Kanton ausgeübten persönlichen Tätigkeit an der Quelle be-
steuert. 
2 Haben sie sich im Kanton für eine Tätigkeit von mindestens 30 Tagen 
verpflichtet, ist auf den Einkünften der Steuerabzug an der Quelle nach 
Massgabe der Bestimmungen über die Quellensteuer für ausländische 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach den §§ 112 ff. vorzunehmen. 
3 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, einschliesslich aller 
Zulagen und Nebenbezüge, nach Abzug der Gewinnungskosten. Dazu ge-
hören auch Einkünfte und Entschädigungen, die nicht den Ausführenden 
selber, sondern Dritten zufliessen, die deren Tätigkeit organisiert haben. 
4 An Stelle der tatsächlichen Gewinnungskosten kann ein Pauschalabzug 
geltend gemacht werden, dessen Höhe vom Regierungsrat festgesetzt 
wird. 
5 Die Steuer beträgt 10 % der steuerbaren Einkünfte. 
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§ 123 
1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung von 
a) juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im 

Kanton, 
b) ausländischen Unternehmen, die im Kanton Betriebsstätten unter-

halten, 
werden für die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen 
Entschädigungen und ähnlichen Vergütungen an der Quelle besteuert. 
2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, einschliesslich aller 
Zulagen und Nebenbezüge. Dazu gehören auch die Entschädigungen, die 
nicht der steuerpflichtigen Person selber, sondern einer Drittperson 
zufliessen. 
3 Die Steuer beträgt 18 % der steuerbaren Einkünfte. 

§ 124 
1 Im Ausland wohnhafte Gläubigerinnen und Gläubiger sowie Nutz-
niesserinnen und Nutzniesser von Forderungen, die durch Grund- oder 
Faustpfand auf Grundstücken im Kanton gesichert sind, werden für die 
ihnen ausgerichteten Zinsen an der Quelle besteuert. 
2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte. Dazu gehören auch 
die Zinsen, die nicht der steuerpflichtigen Person selber, sondern einer 
Drittperson zufliessen. 
3 Die Steuer beträgt 13 % der steuerbaren Einkünfte. 

§ 125 
1 Im Ausland wohnhafte Personen, die 
a) auf Grund eines früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses 

von einer Arbeitgeberin beziehungsweise einem Arbeitgeber oder 
einer Vorsorgekasse mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Pensio-
nen, Ruhegehälter, Kapitalleistungen oder andere Vergütungen 
erhalten, 

b) aus privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder 
aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge mit Sitz 
oder Betriebsstätte im Kanton Renten, Kapitalleistungen oder andere 
Vergütungen erhalten, 

werden für diese Leistungen an der Quelle besteuert. 
2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte. 
3 Die Steuer beträgt bei Renten 7 % der steuerbaren Einkünfte; für Kapi-
talleistungen legt der Regierungsrat einen Quellensteuertarif entsprechend 
§ 45 fest. 
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§ 126 
Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu ver-
anlagenden Kantons- und Gemeindesteuern; er erhöht sich um die 
entsprechenden Ansätze für die direkte Bundessteuer. 

Abschnitt C: Verfahren zur Erhebung und Rückerstattung 
der Quellensteuern 

§ 127 
1 Die Quellensteuern werden durch die Schuldnerinnen oder Schuldner 
der steuerbaren Leistung erhoben. 
2 Sie sind verpflichtet, sämtliche zur richtigen Steuererhebung notwen-
digen Massnahmen vorzunehmen, insbesondere  
a) vor Auszahlung der steuerbaren Leistung die Quellensteuerpflicht 

und den anwendbaren Tarif festzustellen; 
b) bei Fälligkeit von Geldleistungen, ungeachtet allfälliger Einwände, 

die geschuldete Steuer zurückzubehalten und bei andern Leistungen 
(namentlich Naturalleistungen und Trinkgeldern) die geschuldete 
Steuer von der steuerpflichtigen Person einzufordern; 

c) den Steuerbezug auch dann vorzunehmen, wenn die steuerpflichtige 
Person in einem andern Kanton der Besteuerung unterliegt; 

d) mit dem Kantonalen Steueramt über die der Quellenbesteuerung 
unterworfenen Personen periodisch abzurechnen und die Quellen-
steuern fristgerecht abzuliefern; 

e) der steuerpflichtigen Person eine Aufstellung oder eine Bestätigung 
über die Höhe des Steuerabzuges auszustellen; 

f) steuerpflichtige Personen, die der nachträglichen ordentlichen Ver-
anlagung (§ 119) unterliegen, dem Kantonalen Steueramt alljährlich 
unaufgefordert zu melden. 

3 Zur Kontrolle der Steuererhebung haben die Schuldnerinnen oder 
Schuldner der steuerbaren Leistung dem Kantonalen Steueramt Einblick 
in alle erforderlichen Unterlagen zu gewähren und auf Verlangen münd-
lich oder schriftlich Auskunft zu erteilen. 

§ 128 
1 Schuldnerinnen oder Schuldner der steuerbaren Leistung haben für 
Steuerausfälle und für Verstösse gegen die Ablieferungspflicht einzuste-
hen. 
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2 In gleicher Weise haftet, wer die Darbietung von Künstlerinnen und 
Künstlern, Sportlerinnen und Sportlern sowie Referentinnen und Referen-
ten in der Schweiz veranstaltet.  

§ 129 
Die steuerpflichtige Person hat dem Kantonalen Steueramt sowie der 
Schuldnerin oder dem Schuldner der steuerbaren Leistung über die 
Verhältnisse, die für die Erhebung der Quellensteuern massgebend sind, 
mündlich oder schriftlich Auskunft zu erteilen. 

§ 130 
Die steuerpflichtige Person kann vom Kantonalen Steueramt zur Nach-
zahlung der von ihr geschuldeten Quellensteuer verpflichtet werden, wenn 
die steuerbare Leistung nicht oder nicht vollständig um die Quellensteuer 
gekürzt ausbezahlt worden ist und ein Nachbezug bei der Schuldnerin 
oder beim Schuldner der steuerbaren Leistung nicht möglich ist. 

§ 131 
Bei steuerpflichtigen Personen mit Wohnsitz oder Aufenthalt in einem 
andern Kanton überweist das Kantonale Steueramt die eingegangenen 
Steuerbeträge der Steuerbehörde des Wohnsitz- oder Aufenthaltskantons. 
 

§ 132 
1 Die von ausserkantonalen Schuldnerinnen und Schuldnern nach dem 
Recht eines andern Kantons abgezogene und überwiesene Quellensteuer 
wird an die nach diesem Gesetz geschuldete Steuer angerechnet. 
2 Das Kantonale Steueramt erstattet der steuerpflichtigen Person zu viel 
geforderte Steuern zinslos zurück; zu wenig bezogene Steuern werden 
von dieser zinslos nachgefordert. 
3 Im Einvernehmen mit den beteiligten Kantonen kann die Schuldnerin 
oder der Schuldner der steuerbaren Leistung die Steuer nach dem Tarif 
des zuständigen Kantons erheben und sie direkt diesem Kanton abliefern.  

§ 133 
1 Die Durchführung der Quellenbesteuerung obliegt dem Kantonalen 
Steueramt in Zusammenarbeit mit den Schuldnerinnen und Schuldnern 
der steuerbaren Leistung.  
2 Zuständig für die ergänzende ordentliche Veranlagung nach § 118 ist die 
Veranlagungsbehörde der Gemeinde, für die nachträgliche ordentliche 
Veranlagung nach § 119 das Kantonale Steueramt. 
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§ 134 
1 Ist die steuerpflichtige Person, die Schuldnerin oder der Schuldner der 
steuerbaren Leistung mit dem Steuerabzug nicht einverstanden, kann bis 
Ende März des auf die Fälligkeit der Leistung folgenden Kalenderjahres 
vom Kantonalen Steueramt ein Entscheid über Bestand und Umfang der 
Steuerpflicht verlangt werden. 
2 Gegen einen solchen Entscheid kann die steuerpflichtige Person, die 
Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung Einsprache 
erheben. 
3 Gegen einen Einspracheentscheid kann die steuerpflichtige Person, die 
Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung Rekurs erheben.  
4 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung bleibt bis 
zum rechtskräftigen Entscheid zum Steuerabzug verpflichtet.  
5 Im Übrigen richtet sich das Rechtsmittelverfahren nach den Bestimmun-
gen des achten Teils.  

§ 135 
1 Hat die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung den 
Steuerabzug nicht oder ungenügend vorgenommen, verpflichtet sie das 
Kantonale Steueramt zur Nachzahlung. Der Rückgriff der Schuldnerin 
oder des Schuldners auf die steuerpflichtige Person bleibt vorbehalten. 
2 Die Nachforderung ist möglich innert 5 Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem der Steuerabzug hätte erfolgen müssen.  

§ 136 
1 Die Steuerpflichtigen können vom Kantonalen Steueramt zu viel abge-
zogene und abgerechnete Quellensteuern direkt zurückfordern. Die ein-
zelnen Rückerstattungsgründe werden in der Verordnung aufgeführt. 
2 Die Rückerstattungsansprüche sind innert 5 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Steuerabzug erfolgt ist, geltend zu machen. 

§ 137 
1 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung erhält für 
die Mitwirkung eine Bezugsprovision, deren Ansatz der Regierungsrat 
festlegt.  
2 Verletzt die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung die 
Verfahrenspflichten, kann das Kantonale Steueramt die Bezugsprovision 
herabsetzen. Bei Nachforderungen nach § 135 entfällt die Bezugsprovi-
sion. 
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Rechtsmittel-
verfahren 

3. Nachforderung 
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§ 138 
1 Die Quellensteuern werden durch das Kantonale Steueramt bezogen. 
2 Der Regierungsrat kann Bezugsminima festsetzen.  

§ 139 
Die Quellensteuer ist im Zeitpunkt der Auszahlung, Überweisung, Gut-
schrift oder Verrechnung der steuerbaren Leistung fällig. 

§ 140 
1 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung hat die 
Abrechnung mit dem Kantonalen Steueramt auf Ende jedes Monats vor-
zunehmen. Die Abrechnung und der Quellensteuerbetrag sind spätestens 
bis zum Ende des der Abrechnungsperiode folgenden Monats dem Kan-
tonalen Steueramt abzuliefern.  
2 Das Kantonale Steueramt kann abweichende Abrechnungstermine 
gestatten sowie Teilablieferungen oder Sicherstellung verlangen.  

§ 141 
1 Für verspätet entrichtete Steuern werden Verzugszinsen berechnet. Vor-
behalten bleibt § 132 Abs. 2. 
2 Die Verzinsung beginnt mit Ablauf der Zahlungsfrist. 

Sechster Teil:  
Erbschafts- und Schenkungssteuern 

§ 142 
1 Der Besteuerung unterliegt das Vermögen, das durch gesetzliche Erb-
folge, Verfügung von Todes wegen, Schenkung oder eine andere Zuwen-
dung anfällt, der keine oder keine gleichwertige Leistung der empfan-
genden Person gegenübersteht. 
2 Nicht der Besteuerung unterliegen Vermögensanfälle, die von der emp-
fangenden Person im Zeitpunkt der Zuwendung als Einkommen oder 
Gewinn versteuert werden oder die nach § 33 lit. c–i oder § 70 lit. a und b 
steuerfrei sind. 
3 Steuerfrei sind Vermögensanfälle unter Verheirateten und an Nachkom-
men, Stiefkinder sowie Pflegekinder, sofern das Pflegeverhältnis während 
mindestens 2 Jahren bestanden hat. 
4 Kleinere Gelegenheitsgeschenke werden nicht besteuert. 
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§ 143 
1 Steuerpflichtig ist, wer den Vermögensanfall tatsächlich erhält. 
2 Können sich die Erbberechtigten innert Jahresfrist nicht über ihre Erb-
ansprüche einigen, werden die steuerbaren Anteile nach der letztwilligen 
Verfügung oder nach der gesetzlichen Erbfolge ermittelt. Erweisen sich 
die Veranlagungen auf Grund der tatsächlichen Teilung als unzutreffend, 
sind sie zu revidieren, wenn dies eine erbberechtigte Person innert 10 Jah-
ren nach dem Vermögensanfall verlangt. 

§ 144 
1 Steuerbar sind Vermögensanfälle, die von einer Person stammen, die im 
Kanton Wohnsitz oder Aufenthalt hat oder im Zeitpunkt ihres Todes hatte 
oder im Kanton verschollen erklärt wird. 
2 Der Steuer unterliegen zudem Vermögensanfälle von Eigentum und 
andern dinglichen Rechten an im Kanton gelegenen Grundstücken oder 
von Rechten, die wirtschaftlich wie Rechte an Grundstücken wirken, 
sowie der Anfall von Vermögen aus im Kanton gelegenen Betriebsstätten. 
3 Unterliegt nicht der ganze Vermögensanfall der aargauischen Steuer-
hoheit, wird der Steuersatz nach dem gesamten Vermögensanfall bemes-
sen. 

§ 145 
1 Das Vermögen wird nach den Vorschriften über die Vermögenssteuer 
bewertet. 
2 Der Vermögensanfall kann ganz oder teilweise neu bewertet werden, 
wenn die der Vermögenssteuer zu Grunde liegenden Schätzungen auf 
Grund besonderer Verhältnisse erheblich überholt sind. 

§ 146 
Vom steuerbaren Vermögensanfall werden abgezogen: 
a) die Schulden im Sinne von § 52; 
b) die Kosten der Bestattung, des Grabunterhalts, des Erbgangs und der 

Erbteilung, nicht aber die Erbschafts- und Schenkungssteuer; 
c) Entschädigungen an Kinder und Grosskinder im Sinne von Art. 334 

des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) vom 10. Dezember 
1907 1); 

d) der Vorausbezug im Sinne von Art. 631 Abs. 2 ZGB für Kinder, die 
behindert sind oder deren Ausbildung und Erziehung noch nicht 
abgeschlossen sind; 
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e) der Unterhaltsanspruch der Hausgenossen nach Art. 606 ZGB. 

§ 147 
1 Die Steuer wird nach dem steuerbaren Betrag des Vermögensanfalls und 
nach dem Verwandtschaftsgrad der steuerpflichtigen Person zur erb-
lassenden, schenkenden oder zuwendenden Person berechnet. 
2 Für die Verwandtschaftsgrade gelten folgende Klassen: 
Klasse 1: Eltern, Stiefeltern und Pflegeeltern, sofern das Pflegeverhält-

nis während mindestens 2 Jahren bestanden hat, sowie Per-
sonen, die mit der zuwendenden Person während mindestens 
5 Jahren in Wohngemeinschaft (gleicher Wohnsitz) gelebt 
haben; 

Klasse 2: Geschwister und Grosseltern; 
Klasse 3: alle weiteren steuerpflichtigen Personen. 
3 Bei Vermögensanfällen an Stiftungen wird auf das verwandtschaftliche 
Verhältnis der zuwendenden Person zu den Destinatärinnen beziehungs-
weise Destinatären abgestellt. 
4 Für die Bestimmung der Klasse werden die gebende und die empfan-
gende Person des Vermögensanfalls gleich behandelt wie der andere 
Eheteil, sofern sich dadurch eine günstigere Klasse ergibt.  

§ 148 
1 Der kapitalisierte Wert einer Nutzniessung wird der nutzniessenden Per-
son zugerechnet. Um diesen Betrag vermindert sich der steuerbare Ver-
mögensanfall der Eigentümerin oder des Eigentümers. Dies gilt analog für 
ein Wohnrecht.  
2 Bei der Nacherbeneinsetzung nach Art. 488 ZGB entrichten sowohl die 
vorerbberechtigte als auch die nacherbberechtigte Person die Steuer auf 
dem ganzen ihr anfallenden Vermögen. Verfügungsbeschränkungen wer-
den bei der Bewertung des Vermögensanfalls der Vorerbberechtigten 
berücksichtigt. Die Steuer der nacherbberechtigten Person wird bis zum 
Betrag des von der vorerbberechtigten Person versteuerten Anfalls nach 
dem Verwandtschaftsgrad zur verstorbenen Person berechnet, sofern dies 
für die steuerpflichtige Person günstiger ist. 

§ 149 
1 Die Erbschafts- und Schenkungssteuer beträgt: 

für die Klasse  1 2 3 
für die ersten  Fr. 120'000 4 % 6 % 12 % 
für die weiteren Fr. 60'000 6 % 12 % 20 % 
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für die Klasse  1 2 3 
für die weiteren Fr. 60'000 7 % 15 % 22 %
für die weiteren Fr. 60'000 7,5 % 18 % 24 %
für die weiteren Fr. 60'000 7,5 % 19 % 26 %
für die weiteren Fr. 120'000 8 % 20 % 28 %
für die weiteren Fr. 240'000 8,5 % 21 % 30 %
für die weiteren Fr. 240'000 8,5 % 22 % 31 %
für die Fr. 960'000 übersteigenden Teile: 9 % 23 % 32 %

2 Mehrfache Zuwendungen zwischen den gleichen Personen innert 5 Jah-
ren werden zusammengerechnet. Die Fünfjahresfrist beginnt mit dem 
Kalenderjahr der ersten Zuwendung. 

§ 150 
1 Die Steuer wird vom Kantonalen Steueramt veranlagt und vom Gemein-
derat bezogen. Die Veranlagung wird vom Gemeinderat vorbereitet. 
2 Die Steuerpflichtigen haben den Vermögensanfall spätestens mit der 
nächsten Steuererklärung für die Einkommens- und Vermögenssteuern zu 
melden. Steuerpflichtige, die im Kanton keine solche Erklärung einrei-
chen, haben den Anfall innert 3 Monaten zu melden. Wird ein Nach-
lassinventar aufgenommen, entfallen diese Pflichten. 

§ 151 
1 Die Erbschafts- und Schenkungssteuer fällt 
a) zu einem Drittel 

1. an die Gemeinde, in der die zuwendende Person Wohnsitz oder 
Aufenthalt hat oder bei ihrem Ableben hatte, oder in der sie ver-
schollen erklärt wurde, respektive 

2. an die Gemeinden, in denen bei ausserkantonalem Wohnsitz 
oder Aufenthalt die steuerbaren Werte liegen, respektive 

3. an die Sitzgemeinde bei Vermögensanfällen aus im Kanton gele-
genen Betriebsstätten; 

b) zu zwei Dritteln an den Kanton. 
2 Die gleichen Bestimmungen finden Anwendung auf die erblosen Ver-
lassenschaften, die nach Art. 466, 550 und 555 des Schweizerischen 
Zivilgesetzbuches 1) an den Kanton fallen. 

                                                                                                                    

 1) SR 210 

V. Vollzug 

VI. Aufteilung  
der Erträge 



651.100 Steuergesetz  

58      

Siebter Teil:  
Die Steuern der Gemeinden 

Abschnitt A:  
Die Einkommens- und Vermögenssteuern der Gemeinden 

§ 152 
Die Einwohnergemeinden erheben zur Deckung der Ausgaben, die nicht 
aus andern Einnahmen bestritten werden können, als Gemeindesteuern 
jährlich die Einkommens- und Vermögenssteuern von den natürlichen 
Personen sowie die Grund- und Gewinnsteuer von juristischen Personen 
mit besonderen Zwecken (§ 14 Abs. 2 und 3). 

§ 153 
Die Ortsbürgergemeinden können für ihre besonderen Zwecke jährlich 
Einkommens- und Vermögenssteuern von den Ortsbürgerinnen und Orts-
bürgern mit Wohnsitz oder Aufenthalt in der Gemeinde erheben. 

§ 154 
1 Die Kirchgemeinden der kantonal anerkannten Landeskirchen erheben 
zur Deckung der Ausgaben, die nicht aus andern Einnahmen bestritten 
werden können, als Kirchensteuer jährlich Einkommens- und Vermö-
genssteuern von den Kirchenangehörigen. 
2 Natürliche Personen, die in der Gemeinde auf Grund wirtschaftlicher 
Zugehörigkeit steuerpflichtig sind, entrichten die Steuer der Kirch-
gemeinde ihrer Konfession. 
3 Setzt sich eine Familie aus Angehörigen mehrerer Konfessionen zusam-
men, wird die sich für die einzelne Kirche ergebende Kirchensteuer nach 
der Zahl der Angehörigen jeder Konfession festgesetzt. Massgebend sind 
die Wohnsitz- und Familienverhältnisse am Ende der Steuerperiode oder 
der Steuerpflicht.  

§ 155 
Die Gemeinden setzen bei der Beschlussfassung über den Voranschlag 
jährlich den Steuerfuss in Prozenten der einfachen Kantonssteuer fest. 
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§ 156 1) 
Bei Verlegung des Wohnsitzes oder des Sitzes in eine andere aargauische 
Gemeinde gelten § 18 Abs. 3, § 20 und § 66 sinngemäss. 

§ 157 
1 Natürliche Personen, die in einer aargauischen Gemeinde auf Grund per-
sönlicher Zugehörigkeit, in einer andern aargauischen Gemeinde auf 
Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig sind, entrichten die 
Einkommens- und Vermögenssteuern ausschliesslich in der Wohnsitz-
gemeinde. 
2 Bei juristischen Personen mit Grundstücken oder Betriebsstätten ausser-
halb der Sitzgemeinde wird eine Steuerausscheidung vorgenommen. Die 
Steuerausscheidung richtet sich sinngemäss nach den Grundsätzen des 
interkantonalen Doppelbesteuerungsrechts. 

§ 158 
1 Die Veranlagungsbehörde der Gemeinde entscheidet im Veranlagungs-
verfahren über Bestand und Umfang der Kirchensteuerpflicht. 
2 Im Zweifelsfall hat sie im Veranlagungs- oder im Einspracheverfahren 
einen Bericht der Kirchenpflege über die Kirchenzugehörigkeit einzuho-
len und ihre Entscheide auch der Kirchenpflege zu eröffnen. 

Abschnitt B: Weitere Steuern der Einwohnergemeinden 

§ 159 
1 Der Kanton und seine Anstalten entrichten den Einwohnergemeinden die 
Einkommenssteuer vom Reingewinn ihrer gewerblichen und industriellen 
Unternehmen nach den für natürliche Personen geltenden Steuersätzen. 
Als Reingewinn gelten die Beträge, die aus dem Geschäftsergebnis für 
betriebsfremde Zwecke ausgeschieden werden.  
2 Gegenüber der Einwohnergemeinde entrichten die selbstständigen 
Anstalten des Kantons für ihre im Gemeindegebiet gelegenen Grund-
stücke die Vermögenssteuer nach den für natürliche Personen geltenden 
Vorschriften.  

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret vom 13. März 2001, in Kraft seit 1. Januar 2001 (AGS 
2001 S. 52). 
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3 Ein Schuldenabzug findet nicht statt. Die steuerbaren Vermögenswerte 
werden mit dem übrigen Vermögen der selbstständigen Anstalt nicht 
zusammengerechnet. 

§ 160 
1 Einwohnergemeinden mit Kurbetrieben können eine Kurtaxe erheben. 
2 Die Kurtaxe haben jene Personen zu entrichten, die sich zur Kur oder 
ferienhalber im Gebiet der Gemeinde aufhalten. 
3 Die Kurtaxe kann in der Gemeindeordnung eingeführt werden. Tax-
pflicht, Höhe, Erhebungsverfahren und Verwendung der Abgabe sind in 
einem Gemeindereglement festzulegen. Die Kurtaxe ist ausschliesslich für 
die Förderung des Fremdenverkehrs sowie für die Schaffung und den 
Unterhalt der dazu dienenden Einrichtungen zu verwenden. 

Achter Teil:  
Vollzug und Verfahren 

Abschnitt A: Behörden 

§ 161 
1 Die Steuerbehörden unterstehen hinsichtlich ihrer Amtsführung der Auf-
sicht des Finanzdepartements 1) . 
2 Das Kantonale Steueramt leitet den Vollzug des Gesetzes und sorgt für 
richtige und gleichmässige Steuerveranlagungen, für sachgerechte Grund-
stückschätzungen und für einen einheitlichen Steuerbezug. 
3 Wurde die Veranlagung oder die Bewertung der Grundstücke in einer 
Gemeinde ungenügend oder willkürlich durchgeführt, kann das Kantonale 
Steueramt deren Eröffnung an die Steuerpflichtigen untersagen. Es kann 
eine neue Veranlagung oder Bewertung anordnen oder durch eigene 
Organe vornehmen. 

§ 162 
Das Kantonale Steueramt veranlagt und bezieht alle Steuern, die nicht 
einer andern Behörde zugewiesen werden. 
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§ 163 
1 Jede Einwohnergemeinde führt ein Gemeindesteueramt. Der Gemeinde-
rat bestimmt eine Vorsteherin oder einen Vorsteher sowie eine Stellver-
treterin oder einen Stellvertreter.  
2 Mehrere Einwohnergemeinden können ein gemeinsames Steueramt füh-
ren. Die Gemeinderäte der beteiligten Gemeinden bestimmen eine Vorste-
herin oder einen Vorsteher sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellver-
treter. 
3 Das Gemeindesteueramt bereitet die Veranlagungen vor, errechnet die 
Steuerbeträge und eröffnet die Veranlagungsverfügungen und Einsprache-
entscheide. Es führt das Protokoll der Veranlagungsbehörde der Gemein-
de, das Steuerregister und die notwendigen Kontrollen. 

§ 164 
1 In jeder Einwohnergemeinde wird zur Beurteilung der Steuerpflicht und 
zur Veranlagung der Einkommens-, Vermögens- und Grundstückgewinn-
steuer eine Steuerkommission bestellt. 
2 Die Steuerkommission besteht aus einer kantonalen Steuerkommissärin 
oder einem kantonalen Steuerkommissär, der Vorsteherin oder dem Vor-
steher des Gemeindesteueramtes sowie 3 von der Einwohnergemeinde 
gewählten Mitgliedern. Jede Einwohnergemeinde wählt zudem ein Ersatz-
mitglied. 
3 Die Veranlagung wird in der Regel im Namen der Steuerkommission 
durch eine Delegation, bestehend aus der kantonalen Steuerkommissärin 
oder dem kantonalen Steuerkommissär sowie der Vorsteherin oder dem 
Vorsteher des Gemeindesteueramtes, vorgenommen. Die Beurteilung der 
Steuerpflicht erfolgt durch die Delegation. 
4 Die Veranlagung erfolgt ausnahmsweise durch die gesamte Steuer-
kommission: 
a) in den in der Verordnung vorgesehenen Fällen; 
b) in Fällen, welche die Steuerkommission im Voraus bestimmt hat; 

oder 
c) wenn die Delegation ihr den Fall vorlegt.  

§ 165 
1 Die Gemeindeschätzungsbehörde erhebt die Grundlagen für die Fest-
legung der Vermögenssteuerwerte und der Eigenmietwerte der in der 
Gemeinde gelegenen Grundstücke und Liegenschaften. 
2 Sie wird aus Mitgliedern des Kantons und der Gemeinde gebildet. Die 
Schätzungen werden von einer Zweierdelegation vorgenommen, der je ein 
Mitglied des Kantons und der Gemeinde angehört. 
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3 Der Regierungsrat wählt als Vertretung des Kantons ausgewiesene Fach-
leute. Der Gemeinderat bestimmt die Vertretung der Gemeinde. 

§ 166 
1 Für den Bezug der Steuern richten sich Kanton und Einwohnergemein-
den gegenseitig keine Entschädigungen aus. 
2 Der Kanton und die Gemeinden tragen die Entschädigung ihrer Mitglie-
der der Veranlagungs- und der Schätzungsbehörde. 

§ 167 
1 Das Steuerrekursgericht besteht aus einer Präsidentin oder einem Prä-
sidenten, 4 weiteren Mitgliedern und 4 Ersatzmitgliedern. Das Gericht 
wählt eines der Mitglieder zur Vizepräsidentin oder zum Vizepräsidenten. 
Es erledigt seine Geschäfte in Kammern mit 3 Mitgliedern, in bedeu-
tenden Fällen mit 5 Mitgliedern. 
2 Der Grosse Rat wählt die Mitglieder auf 4 Jahre. Als Präsidentin oder 
Präsident ist jede stimmberechtigte Person wählbar, die einen Fähigkeits-
ausweis für die Ausübung des Anwaltsberufes besitzt. Als Mitglied ist 
jede stimmberechtigte Person wählbar, doch sollten die Mitglieder ver-
schiedenen Erwerbsgruppen angehören. 
3 Mitglieder des Grossen Rates, der Steuerkommissionen sowie Beamtin-
nen oder Beamte und Angestellte der kantonalen Verwaltung dürfen dem 
Steuerrekursgericht weder als haupt- noch als nebenamtliche Richterinnen 
oder Richter angehören. 
4 Der Grosse Rat kann bei Bedarf durch Dekret die Zahl der Mitglieder 
erhöhen. 
5 Die Organisation richtet sich sinngemäss nach den §§ 55–62 sowie 64–
67 des Gerichtsorganisationsgesetzes 1). Der Grosse Rat kann ergänzende 
Bestimmungen erlassen.  

§ 168 
Das Verwaltungsgericht ist das letztinstanzliche Steuergericht des Kan-
tons. 

§ 169 
1 Wer beim Vollzug dieses Gesetzes in einer Sache zu entscheiden oder an 
einer Verfügung oder Entscheidung in massgeblicher Stellung mitzuwir-
ken hat, ist verpflichtet, in den Ausstand zu treten, wenn sie oder er 
                                                                                                                    

 1) Gesetz über die Organisation der ordentlichen richterlichen Behörden (GOG) 
vom 11. Dezember 1984 (SAR 155.100) 
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a) an der Sache ein persönliches Interesse hat; 
b) mit einer Partei in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum drit-

ten Grade verwandt oder verschwägert oder durch Ehe, Verlobung 
oder Kindesannahme verbunden ist; 

c) Vertreterin oder Vertreter einer Partei ist oder für eine Partei in der 
gleichen Sache tätig war; 

d) aus andern Gründen (im Sinne der §§ 2 oder 3 der Zivilprozessord-
nung 1)) in der Sache befangen sein könnte. 

2 Der Ausstandsgrund kann von allen am Verfahren Beteiligten angerufen 
werden. 

§ 170 
1 Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten oder beigezogenen Per-
sonen müssen über Tatsachen, die ihnen in Ausübung ihres Amtes 
bekannt werden sowie über die Verhandlungen in den Behörden Still-
schweigen bewahren und Dritten den Einblick in amtliche Akten verwei-
gern. 
2 Eine Auskunft einschliesslich Gewährung der Akteneinsicht ist zulässig, 
wenn hiefür eine gesetzliche Grundlage im Bundesrecht oder im aargaui-
schen Recht gegeben ist. Fehlt eine solche Grundlage, ist eine Auskunft 
nur zulässig, soweit sie im öffentlichen Interesse geboten ist. Über 
entsprechende Begehren entscheidet das Finanzdepartement 2).  
3 Eine Auskunft ist ferner zulässig an Erbschaftsverwalterinnen oder Erb-
schaftsverwalter sowie an Willensvollstreckerinnen oder Willensvollstre-
cker über die Steuerschulden der Erblasserin oder des Erblassers. 

§ 171 
1 Die Steuerbehörden erteilen den Steuerbehörden des Bundes und der 
andern Kantone die benötigten Auskünfte kostenlos und gewähren ihnen 
auf Verlangen Einsicht in amtliche Akten. Ist eine Person mit Wohnsitz 
oder Sitz im Kanton auf Grund der Steuererklärung auch in einem andern 
Kanton steuerpflichtig, gibt die Veranlagungsbehörde der Steuerbehörde 
des andern Kantons Kenntnis von der Steuererklärung und von der 
Veranlagung. 
2 Das Finanzdepartement 3) ist befugt, den Gerichten und den 
Verwaltungsbehörden des Kantons und der Gemeinden Akteneinsicht zu 
gewähren oder die Steuerbehörden ihnen gegenüber zur Erteilung von 
Auskünften zu ermächtigen, soweit ein öffentliches Interesse besteht. Die 
                                                                                                                    

 1) Zivilrechtspflegegesetz (ZPO) vom 18. Dezember 1984 (SAR 221.100) 
 2) Heute: Departement Finanzen und Ressourcen 
 3) Heute: Departement Finanzen und Ressourcen 

2. Amtsgeheimnis 

3. Amtshilfe 
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gleiche Bewilligung kann für Meldungen an Verwaltungs- und 
Gerichtsbehörden anderer Kantone erteilt werden, sofern diese 
Gegenrecht halten und sichergestellt ist, dass das Amtsgeheimnis gewahrt 
bleibt. Die für die Auskünfte notwendigen Daten können durch ein 
elektronisches Abrufverfahren zugänglich gemacht werden. 
3 Die Veranlagungsbehörden können die Behörden des Bundes und der 
andern Kantone sowie der Bezirke und Gemeinden um Amtshilfe ersu-
chen. Diese können die Veranlagungsbehörde von sich aus auf eine 
vermutete unvollständige Veranlagung aufmerksam machen. 
4 Der Regierungsrat kann die Gerichte und die Verwaltungsbehörden ver-
pflichten, den Steuerbehörden von sich aus bestimmte, von ihm bezeich-
nete Tatsachen kostenlos zu melden. 

Abschnitt B: Allgemeine Verfahrensgrundsätze 

§ 172 
1 Verheiratete, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
üben die nach diesem Gesetz den Steuerpflichtigen zukommenden Ver-
fahrensrechte und Verfahrenspflichten gemeinsam aus. 
2 Sie unterschreiben die Steuererklärung gemeinsam. Ist die Steuererklä-
rung nur von einem Eheteil unterzeichnet, wird dem anderen eine Frist 
eingeräumt. Nach unbenutztem Ablauf dieser Frist wird die vertragliche 
Vertretung unter Verheirateten angenommen. 
3 Rechtsmittel und andere Eingaben gelten als rechtzeitig eingereicht, 
wenn ein Eheteil innert Frist handelt. 
4 Sämtliche Mitteilungen der Steuerbehörden an verheiratete Steuer-
pflichtige, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, werden 
an beide gemeinsam gerichtet.  

§ 173 
1 Die Steuerpflichtigen sind berechtigt, die von ihnen eingereichten oder 
unterzeichneten Akten einzusehen. Die übrigen Akten stehen den Steuer-
pflichtigen zur Einsicht offen, sofern die Ermittlung des Sachverhaltes 
abgeschlossen ist und soweit nicht öffentliche oder private Interessen ent-
gegenstehen. 
2 Wird einer steuerpflichtigen Person die Einsichtnahme in ein Aktenstück 
verweigert, darf darauf zu ihrem Nachteil nur abgestellt werden, wenn ihr 
die Behörde von dem für die Sache wesentlichen Inhalt mündlich oder 
schriftlich Kenntnis und ausserdem Gelegenheit gegeben hat, sich zu 
äussern und Gegenbeweismittel zu bezeichnen. 
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§ 174 
Die von der steuerpflichtigen Person angebotenen Beweise müssen abge-
nommen werden, soweit sie geeignet sind, die für die Veranlagung erheb-
lichen Tatsachen festzustellen.  

§ 175 
1 Verfügungen und Entscheide sind den Steuerpflichtigen schriftlich zu 
eröffnen. Veranlagungen und Rechnungen tragen keine Unterschrift. 
2 Kann gegen die Verfügung oder den Entscheid Einsprache, Rekurs oder 
Beschwerde erhoben werden, sind die Art des Rechtsmittels, die legiti-
mierten Parteien, die Behörde, bei der das Rechtsmittel einzureichen ist, 
und die Frist für das Ergreifen des Rechtsmittels anzugeben.  
3 Steuerpflichtige mit Sitz oder Wohnsitz im Ausland haben ein Zustell-
domizil oder eine Vertretung in der Schweiz zu bezeichnen.  
4 Ist der Aufenthalt einer nicht vertretenen steuerpflichtigen Person unbe-
kannt oder befindet sie sich im Ausland, ohne in der Schweiz ein Zustell-
domizil oder eine Vertretung zu haben, kann ihr eine Verfügung oder ein 
Entscheid rechtswirksam durch Publikation im kantonalen Amtsblatt 
eröffnet werden. 

§ 176 
1 Die steuerpflichtige Person kann sich vor den mit dem Vollzug dieses 
Gesetzes betrauten Behörden vertraglich vertreten lassen, soweit ihre per-
sönliche Mitwirkung nicht notwendig ist. 
2 Zur Vertretung wird zugelassen, wer handlungsfähig ist. Die Behörde 
kann eine schriftliche Vollmacht einfordern. 

§ 177 
1 Das Recht, eine Steuer zu veranlagen, verjährt 5 Jahre nach Ablauf der 
Steuerperiode. Vorbehalten bleibt die Erhebung von Nachsteuern. 
2 Die Verjährung beginnt nicht oder steht still 
a) während eines Einsprache-, Rekurs-, Beschwerde- oder Revisions-

verfahrens; 
b) solange die Steuerforderung sichergestellt oder gestundet ist; 
c) solange weder die steuerpflichtige noch die mithaftenden Personen in 

der Schweiz steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben. 
3 Die Verjährung beginnt neu mit  
a) jeder auf Feststellung oder Geltendmachung der Steuerforderung 

gerichteten Amtshandlung, die einer steuerpflichtigen oder einer mit-
haftenden Person zur Kenntnis gebracht wird; 
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b) jeder ausdrücklichen Anerkennung der Steuerforderung durch die 
steuerpflichtige oder eine mithaftende Person; 

c) der Einreichung eines Erlassgesuches; 
d) der Einleitung einer Strafverfolgung wegen vollendeter Steuerhinter-

ziehung oder wegen Steuervergehen. 
4 Das Recht, eine Steuer zu veranlagen, ist 15 Jahre nach Ablauf der Steu-
erperiode auf jeden Fall verjährt.  

§ 178 
1 Steuerforderungen verjähren 5 Jahre, nachdem die Veranlagung rechts-
kräftig geworden ist. 
2 Stillstand und Unterbrechung der Verjährung richten sich nach § 177. 
3 Die Verjährung tritt in jedem Fall 10 Jahre nach Ablauf des Jahres ein, 
in dem die Steuern rechtskräftig festgesetzt worden sind. 
4 Die Wirkungen des Verlustscheines bleiben vorbehalten. 

Abschnitt C: Veranlagung im ordentlichen Verfahren 

§ 179 
1 Die Veranlagungsbehörden stellen zusammen mit der steuerpflichtigen 
Person die für eine vollständige und richtige Besteuerung massgebenden 
tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse fest und treffen die Verfügun-
gen und Entscheide möglichst schnell. Der Regierungsrat legt Richtlinien 
über die Behandlungsfristen fest. 
2 Sie können insbesondere Sachverständige beiziehen, Augenscheine 
durchführen, Auskunftspersonen einvernehmen und von der steuerpflich-
tigen Person die Vorlegung der Geschäftsbücher, Belege und Urkunden 
und der von ihr zu beschaffenden Aufstellungen und Bescheinigungen 
verlangen.  

§ 180 
1 Die Steuerpflichtigen werden durch öffentliche Bekanntmachung und, 
soweit den Steuerbehörden die Pflicht zur Einreichung einer Steuererklä-
rung bekannt ist, durch Zustellung eines Formulars zur Abgabe einer 
Steuererklärung aufgefordert. Steuerpflichtige, die kein Formular erhalten 
haben, müssen ein solches bei der Veranlagungsbehörde verlangen. 
2 Die Steuerpflichtigen müssen die Steuererklärung wahrheitsgemäss und 
vollständig ausfüllen, persönlich unterzeichnen und samt den vorge-
schriebenen Beilagen fristgemäss der zuständigen Behörde einreichen. 
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Bei juristischen Personen ist die Steuererklärung durch ein zeichnungs-
berechtigtes Organ zu unterzeichnen. 
3 Die steuerpflichtige Person, welche die Steuererklärung und die not-
wendigen Beilagen nicht oder mangelhaft ausgefüllt einreicht, wird auf-
gefordert, das Versäumte innert angemessener Frist nachzuholen. 
4 Bei verspäteter Einreichung und bei verspäteter Rückgabe einer der steu-
erpflichtigen Person zur Ergänzung zurückgesandten Steuererklärung ist 
das Fristversäumnis zu entschuldigen, wenn die steuerpflichtige Person 
durch erhebliche Gründe an der rechtzeitigen Einreichung oder Rückgabe 
verhindert war und das Versäumte innert 30 Tagen nach Wegfall des 
Hinderungsgrundes nachgeholt hat. 

§ 181 
1 Natürliche Personen müssen der Steuererklärung insbesondere beilegen: 
a) Lohnausweise über alle Einkünfte aus unselbstständiger Erwerbs-

tätigkeit; 
b) Ausweise über Bezüge als Mitglied der Verwaltung oder eines 

andern Organs einer juristischen Person; 
c) Verzeichnisse über sämtliche Wertschriften, Forderungen und Schul-

den; 
d) Bescheinigungen über geleistete Beiträge an Einrichtungen der 

beruflichen Vorsorge und an die ihr gleichgestellten andern Vorsor-
geformen, sofern diese nicht auf dem Lohnausweis bescheinigt sind. 

2 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätig-
keit und juristische Personen müssen der Steuererklärung die unterzeich-
neten Jahresrechnungen der Steuerperiode oder, wenn sie nach dem Obli-
gationenrecht nicht zur Führung von Geschäftsbüchern verpflichtet sind, 
Aufstellungen über Aktiven und Passiven, Einnahmen und Ausgaben 
sowie Privatentnahmen und Privateinlagen beilegen. 

§ 182 
1 Die steuerpflichtige Person muss alles tun, um eine vollständige und 
richtige Veranlagung zu ermöglichen. 
2 Sie muss auf Verlangen der Veranlagungsbehörde insbesondere münd-
lich oder schriftlich Auskunft erteilen, Geschäftsbücher, Belege und wei-
tere Bescheinigungen sowie Urkunden über den Geschäftsverkehr vor-
legen. 
3 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätig-
keit und juristische Personen müssen Urkunden und sonstige Belege, die 
mit ihrer Tätigkeit in Zusammenhang stehen, während 10 Jahren aufbe-
wahren. 
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§ 183 
1 Dritte, die mit der steuerpflichtigen Person in einem Vertragsverhältnis 
stehen oder standen, müssen ihr das gemeinsame Vertragsverhältnis und 
die beiderseitigen Ansprüche und Leistungen bescheinigen. Insbesondere 
sind zur Ausstellung schriftlicher Bescheinigungen verpflichtet: 
a) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber über ihre Leistungen an Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie über Art und Höhe der vom 
Lohn abgezogenen Beiträge an Einrichtungen der beruflichen Vor-
sorge; 

b) Gläubigerinnen und Gläubiger sowie Schuldnerinnen und Schuldner 
über Bestand, Höhe, Verzinsung und Sicherstellung von Forderun-
gen; 

c) Versicherer über den Rückkaufswert von Versicherungen und über 
die aus dem Versicherungsverhältnis ausbezahlten oder geschuldeten 
Leistungen; 

d) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge, Versicherungseinrichtungen 
und Bankstiftungen über Beiträge und Leistungen auf Grund von 
Vorsorgeverhältnissen; 

e) Treuhänderinnen und Treuhänder, Vermögensverwalterinnen und 
Vermögensverwalter, Pfandgläubigerinnen und Pfandgläubiger, 
Beauftragte und andere Personen, die Vermögen der steuerpflichtigen 
Person in Besitz oder in Verwaltung haben oder hatten, über dieses 
Vermögen und seine Erträge; 

f) Personen, die mit der steuerpflichtigen Person Geschäfte tätigen oder 
getätigt haben, über die beidseitigen Ansprüche und Leistungen. 

2 Reicht die steuerpflichtige Person trotz Mahnung eine nötige Beschei-
nigung nicht ein, kann die Steuerbehörde diese von der Drittperson einfor-
dern. Der steuerpflichtigen Person ist ein Doppel der Bescheinigung zuzu-
stellen. Das gesetzlich geschützte Berufsgeheimnis bleibt vorbehalten. 

§ 184 
Gesellschafterinnen und Gesellschafter, Miteigentümerinnen und Mit-
eigentümer sowie Gesamteigentümerinnen und Gesamteigentümer müs-
sen auf Verlangen den Steuerbehörden über ihr Rechtsverhältnis zur steu-
erpflichtigen Person Auskunft erteilen, insbesondere über deren Anteile, 
Ansprüche und Bezüge. 

§ 185 
1 Den Veranlagungsbehörden müssen für jede Steuerperiode eine 
Bescheinigung einreichen: 
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a) juristische Personen über die den Mitgliedern der Verwaltung und 
anderer Organe ausgerichteten Leistungen; Stiftungen reichen 
zusätzlich eine Bescheinigung über die ihren Begünstigten erbrachten 
Leistungen ein; 

b) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbst-
vorsorge über die den Vorsorgenehmerinnen und Vorsorgenehmern 
oder Begünstigten erbrachten Leistungen; die Meldung von Kapital-
zahlungen hat spätestens 30 Tage vor der Auszahlung zu erfolgen; 

c) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle 
Verhältnisse, die für die Veranlagung ihrer Teilhaberinnen oder Teil-
haber von Bedeutung sind, insbesondere über ihren Anteil an Ein-
kommen und Vermögen der Gesellschaft; 

d) Anlagefonds über die Verhältnisse, die für die Besteuerung des 
direkten Grundbesitzes und dessen Erträge massgebend sind. 

2 Den Steuerpflichtigen ist ein Doppel der Bescheinigung zuzustellen. 
3 Bei Grundstückverkäufen haben die Urkundspersonen dem Grundbuch-
amt zuhanden der Steuerbehörden eine zusätzliche Vertragskopie einzu-
reichen.  

§ 186 
1 In diesem Gesetz vorgesehene Fristen beginnen mit dem auf die Eröff-
nung der Verfügung oder des Entscheides folgenden Tag zu laufen und 
gelten als eingehalten, wenn die Eingabe spätestens am letzten Tag der 
Frist eingegangen oder der Schweizerischen Post übergeben worden ist. 
2 Fällt der letzte Tag auf einen Samstag, einen Sonntag, einen staatlich 
anerkannten Feiertag oder auf einen andern Wochentag, der einem staat-
lich anerkannten Feiertag gleichgestellt wird, läuft die Frist am nächst-
folgenden Werktag ab. 
3 Versehentlich bei der unrichtigen Amtsstelle eingereichte Eingaben sind 
von Amtes wegen der zuständigen Amtsstelle zu übermitteln und gelten 
als in dem Zeitpunkt bei ihr eingegangen, in dem sie der unrichtigen 
Amtsstelle ausgehändigt oder zu deren Handen der Schweizerischen Post 
übergeben wurden. 

§ 187 
1 Einsprachen, Rekurse und Beschwerden sind innert 30 Tagen einzurei-
chen. Diese Frist kann nicht erstreckt werden. 
2 Auf verspätet erhobene Rechtsmittel wird nur eingetreten, wenn die 
steuerpflichtige Person durch erhebliche Gründe oder durch fehlende oder 
unrichtige Rechtsmittelbelehrung an der rechtzeitigen Einreichung ver-
hindert war und das Rechtsmittel innert 30 Tagen nach Wegfall des Hin-
derungsgrundes eingereicht wird. 
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§ 188 
1 Im Veranlagungs- und Einspracheverfahren werden keine Kosten erho-
ben und keine Parteientschädigungen ausgerichtet. 
2 Der steuerpflichtigen Person oder jeder andern zur Auskunft verpflich-
teten Person können jedoch die Kosten einer Bücheruntersuchung oder 
anderer Beweiserhebungen ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn 
sie diese durch schuldhaftes Verhalten veranlasst hat. 

§ 189 
1 Die amtlichen Kosten des Rekurs- und des Beschwerdeverfahrens wer-
den der unterliegenden Partei auferlegt; bei teilweiser Gutheissung des 
Rekurses oder der Beschwerde sind die Kosten anteilmässig aufzuteilen. 
2 Der obsiegenden steuerpflichtigen Person wird für die Vertretung durch 
eine Anwältin oder einen Anwalt, eine Notarin oder einen Notar oder 
durch eine Steuerberaterin oder einen Steuerberater eine angemessene 
Entschädigung zugesprochen. 
3 Die Partei- und Gerichtskosten können unabhängig vom Ausgang des 
Verfahrens aufgeteilt werden, wenn die unterliegende steuerpflichtige 
Person das Rechtsmittel in guten Treuen ergriffen hat oder wenn die 
obsiegende steuerpflichtige Person das Rekurs- oder 
Beschwerdeverfahren durch ihr Verhalten in der Vorinstanz verursacht 
hat.  

§ 190 
1 Die Steuerbehörde prüft die Steuererklärung und nimmt die erforderli-
chen Untersuchungen vor. 
2 Die steuerpflichtige Person ist berechtigt, eine Vorladung vor die Veran-
lagungsbehörde zu verlangen, ihr von sich aus Beweismittel vorzulegen 
und dabei ihre Steuererklärung zu vertreten. 
3 Ihre Angaben sind zu protokollieren und unterzeichnen zu lassen. 

§ 191 
1 Die Veranlagungsbehörde legt in der Veranlagungsverfügung die Steuer-
faktoren (steuerbares Einkommen und Vermögen, steuerbarer Reingewinn 
und steuerbares Kapital), die Steuersätze und die Steuerbeträge fest. 
2 Abweichungen von der Steuererklärung gibt sie der steuerpflichtigen 
Person spätestens bei der Eröffnung der Veranlagungsverfügung bekannt. 
3 Hat die steuerpflichtige Person trotz Mahnung ihre Verfahrenspflichten 
nicht erfüllt oder können die Steuerfaktoren mangels zuverlässiger Unter-
lagen nicht einwandfrei ermittelt werden, wird die Veranlagung nach 
pflichtgemässem Ermessen vorgenommen. Dabei können Erfahrungs-
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zahlen, Vermögensentwicklung und Lebensaufwand der steuerpflichtigen 
Person berücksichtigt werden. 

§ 192 
1 Gegen Verfügungen über die Steuerpflicht und gegen Veranlagungen 
können bei der verfügenden Steuerbehörde schriftlich Einsprache 
erheben:  
a) bei Verfügungen der Veranlagungsbehörde der Gemeinde: 
 die steuerpflichtige Person und das Kantonale Steueramt; gegen Ver-

fügungen über den Bestand der Kirchensteuerpflicht auch die Kir-
chenpflege; 

b) bei Verfügungen des Kantonalen Steueramtes: 
 die steuerpflichtige Person und der Gemeinderat. 
2 Eine Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen kann die steuer-
pflichtige Person nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit anfechten.  

§ 193 
1 Die Einsprache muss einen Antrag enthalten, aus dem hervorgeht, gegen 
welche Punkte der Veranlagung sich die Einsprache richtet. Die ange-
fochtene Veranlagungsverfügung ist anzugeben. Die Einsprache soll eine 
Begründung enthalten. Beweismittel sind beizulegen oder, sofern dies 
nicht möglich ist, genau zu bezeichnen. 
2 Nach pflichtgemässem Ermessen veranlagte Steuerpflichtige haben im 
Einspracheverfahren die offensichtliche Unrichtigkeit der Veranlagung 
nachzuweisen. Die Einsprache ist zu begründen. 
3 Fehlt ein Antrag oder bei Einsprachen gegen eine Ermessensveranlagung 
eine Begründung, ist unter Androhung des Nichteintretens bei Unter-
lassung eine angemessene Frist zur Verbesserung anzusetzen. 

§ 194 
1 Für das Einspracheverfahren gelten die gleichen Grundsätze wie für das 
Veranlagungsverfahren. 
2 Trotz Aufforderung und Hinweis auf die Säumnisfolgen fahrlässig oder 
vorsätzlich nicht vorgelegte Unterlagen und Beweismittel können im 
Rekurs- und Beschwerdeverfahren nicht mehr berücksichtigt werden. 
3 Einem Rückzug der Einsprache gibt die Steuerbehörde keine Folge, 
wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Veranlagung dem Gesetz 
nicht entspricht. 
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§ 195 
1 Die Veranlagungsbehörde entscheidet, gestützt auf die Untersuchung, 
über die Einsprache. 
2 Dabei kann sie alle Steuerfaktoren neu festsetzen. Ändert sie die Ver-
anlagung zu Ungunsten der steuerpflichtigen Person, hat sie ihr zuvor 
Gelegenheit zu geben, sich schriftlich oder mündlich zu äussern. 
3 Der schriftlich begründete Entscheid ist der steuerpflichtigen Person 
gegen Empfangsbestätigung sowie den übrigen einspracheberechtigten 
Parteien zu eröffnen. 

§ 196 
1 Gegen den Einspracheentscheid der Veranlagungsbehörde können die 
einspracheberechtigten Parteien schriftlich Rekurs beim Steuerrekurs-
gericht erheben. 
2 Der Rekurs muss einen Antrag und eine Begründung enthalten. Allfäl-
lige Beweismittel sollen bezeichnet und so weit als möglich beigelegt 
werden. 
3 Auf einen Rekurs, der diesen Anforderungen nicht entspricht, wird nicht 
eingetreten. Sind Antrag und Begründung unklar oder widersprüchlich, ist 
unter Androhung des Nichteintretens bei Unterlassung eine angemessene 
Frist zur Verbesserung anzusetzen. 

§ 197 
1 Das Steuerrekursgericht ordnet von Amtes wegen die erforderlichen 
Untersuchungen und Beweisaufnahmen an, wofür es die gleichen Befug-
nisse wie die Steuerbehörden und das Verwaltungsgericht hat. Es kann die 
Instruktion seinen Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreibern über-
tragen. 
2 Es ist bei seinem Entscheid nicht an die Anträge der Parteien gebunden. 
3 Einem Rückzug des Rekurses gibt es Folge. 
4 Im Übrigen sind die für das Verwaltungsgericht geltenden Verfahrens-
vorschriften sinngemäss anwendbar. 

§ 198 
1 Gegen den Entscheid des Steuerrekursgerichts können die steuerpflich-
tige Person, der Gemeinderat, das Kantonale Steueramt und die Kirchen-
pflege beim Verwaltungsgericht Beschwerde erheben.  
2 Für Form und Inhalt der Beschwerde gelten die gleichen Erfordernisse 
wie für den Rekurs.  
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§ 199 
1 Das Verwaltungsgericht ist bei seinem Entscheid an die Anträge der 
Parteien gebunden. 
2 Es darf den angefochtenen Entscheid nicht zu Ungunsten der 
Beschwerde führenden Partei abändern.  

§ 200 
1 Gegen Entscheide des Verwaltungsgerichtes betreffend die in § 1 Abs. 1 
lit. a–d vorgesehenen Steuern können die steuerpflichtigen Personen, das 
Kantonale Steueramt und die Eidgenössische Steuerverwaltung gestützt 
auf Art. 73 Abs. 1 des Steuerharmonisierungsgesetzes 1) Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde beim Bundesgericht erheben. 
2 Im Quellensteuerverfahren steht das Beschwerderecht auch der Schuld-
nerin oder dem Schuldner der steuerbaren Leistung zu. 

Abschnitt D: Änderung rechtskräftiger Entscheide 

§ 201 
1 Eine rechtskräftige Verfügung oder ein rechtskräftiger Entscheid kann 
auf Antrag oder von Amtes wegen zu Gunsten der steuerpflichtigen Per-
son revidiert werden, wenn 
a) erhebliche Tatsachen oder entscheidende Beweismittel entdeckt wer-

den; 
b) die erkennende Behörde erhebliche Tatsachen oder entscheidende 

Beweismittel, die ihr bekannt waren oder bekannt sein mussten, 
ausser Acht gelassen oder wenn sie in anderer Weise wesentliche 
Verfahrensgrundsätze verletzt hat; 

c) ein Verbrechen oder ein Vergehen den Entscheid beeinflusst hat. 
2 Die Revision ist ausgeschlossen, wenn die Antrag stellende Person 
Gründe vorbringt, die sie bei der ihr zumutbaren Sorgfalt schon im 
ordentlichen Verfahren hätte geltend machen können. 

§ 202 
Das Revisionsbegehren muss innert 90 Tagen nach Entdeckung des Revi-
sionsgrundes, spätestens aber innert 10 Jahren nach Eröffnung der Ver-
fügung oder des Entscheides, eingereicht werden. 
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§ 203 
1 Das Revisionsbegehren ist schriftlich bei derjenigen Behörde einzurei-
chen, welche die frühere Verfügung oder den früheren Entscheid getrof-
fen hat. 
2 Das Revisionsbegehren muss enthalten: 
a) die genaue Bezeichnung der einzelnen Revisionsgründe; 
b) einen Antrag, in welchem Umfang der frühere Entscheid aufzuheben 

und wie neu zu entscheiden sei. 
3 Die Beweismittel für die Revisionsgründe sollen dem Revisionsbegehren 
beigelegt oder, sofern dies nicht möglich ist, genau bezeichnet werden. 

§ 204 
1 Erachtet die Behörde das Revisionsbegehren als begründet, hebt sie den 
früheren Entscheid auf und fällt einen neuen Entscheid. 
2 Gegen die Abweisung eines Revisionsbegehrens oder gegen den bei 
Zulassung der Revision neu gefällten Entscheid können die gleichen 
Rechtsmittel wie gegen den früheren Entscheid ergriffen werden. 
3 Im Übrigen werden die Vorschriften über das Verfahren angewendet, in 
dem der frühere Entscheid ergangen ist. 

§ 205 
1 Rechnungsfehler und Schreibversehen in rechtskräftigen Verfügungen 
und Entscheiden können innert 5 Jahren nach Eröffnung auf Antrag der 
steuerpflichtigen Person oder von Amtes wegen von der Behörde, der sie 
unterlaufen sind, berichtigt werden. 
2 Gegen die Berichtigung oder ihre Ablehnung können die gleichen 
Rechtsmittel wie gegen die Verfügung oder den Entscheid ergriffen wer-
den. 

§ 206 
1 Ergibt sich auf Grund von Tatsachen oder Beweismitteln, die der zustän-
digen Steuerbehörde nicht bekannt waren, dass eine Veranlagung zu 
Unrecht unterblieben oder eine rechtskräftige Veranlagung unvollständig 
ist, oder ist eine unterbliebene oder unvollständige Veranlagung auf ein 
Verbrechen oder Vergehen gegen die Steuerbehörde zurückzuführen, wird 
die nicht erhobene Steuer samt Zins als Nachsteuer eingefordert. 
2 Eine ordentliche Veranlagung gilt als unterblieben, wenn bis zum Ende 
der Folgeperiode keine Steuererklärung eingereicht und das Veranla-
gungsverfahren auch von den Steuerbehörden noch nicht eingeleitet wor-
den ist. Bei nicht periodisch geschuldeten Steuern gilt eine Veranlagung 
als unterblieben, wenn bis zum Ende der Veranlagungsperiode, die dem 
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steuerbaren Ereignis (Kapitalabfindung, Schenkung, Veräusserung eines 
Grundstückes usw.) folgt, die steuerbare Leistung nicht gemeldet worden 
ist. 
3 Hat die steuerpflichtige Person die Bestandteile der steuerbaren Leis-
tungen und Werte in ihrer Steuererklärung vollständig und genau ange-
geben und ist die Bewertung der einzelnen Bestandteile von den Steuer-
behörden anerkannt worden, kann wegen ungenügender Bewertung keine 
Nachsteuer erhoben werden. 

§ 207 
1 Das Recht, ein Nachsteuerverfahren einzuleiten, erlischt 10 Jahre nach 
Ablauf der Steuerperiode, für die eine Veranlagung zu Unrecht unter-
blieben oder eine rechtskräftige Veranlagung unvollständig ist. Bei nicht 
periodisch geschuldeten Steuern beginnt die Frist nach Ablauf der Steuer-
periode, die dem steuerbaren Ereignis folgt.  
2 Das Recht, die Nachsteuer festzusetzen, erlischt 15 Jahre nach Ablauf 
der Steuerperiode, auf die sie sich bezieht. 

§ 208 
1 Die Einleitung des Nachsteuerverfahrens wird der steuerpflichtigen Per-
son unter Angabe des Grundes schriftlich eröffnet. 
2 Die Selbstanzeige und die Eröffnung der Strafverfolgung wegen Steuer-
hinterziehung oder Steuervergehen gelten zugleich als Einleitung des 
Nachsteuerverfahrens. 
3 Das Verfahren, das beim Tod der steuerpflichtigen Person noch nicht 
eingeleitet oder noch nicht abgeschlossen ist, wird gegenüber den Erb-
berechtigten eingeleitet oder fortgesetzt. 

§ 209 
Das Kantonale Steueramt setzt die Nachsteuern fest. Die Bestimmungen 
über Vollzug und Verfahren gelten sinngemäss.  

Abschnitt E: Inventar 

§ 210 
Nach dem Tod einer steuerpflichtigen Person wird, ausser in Fällen offen-
kundiger Vermögenslosigkeit, ein amtliches Inventar aufgenommen. 
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§ 211 
1 In das Inventar wird das am Todestag bestehende Vermögen der ver-
storbenen Person, des mit ihr in ungetrennter Ehe lebenden Eheteils und 
der unter ihrer elterlichen Sorge stehenden minderjährigen Kinder aufge-
nommen. 
2 Die Inventurbehörde hat ferner Tatsachen festzustellen und im Inventar 
vorzumerken, die für die Steuerveranlagung der verstorbenen Person oder 
für die Festsetzung der Erbschafts- und Schenkungssteuer von Bedeutung 
sein können.  

§ 212 
1 Die Erbberechtigten und die Personen, die das Nachlassvermögen ver-
walten oder verwahren, dürfen über dieses vor Aufnahme des Inventars 
nur mit Zustimmung der Inventurbehörde verfügen. 
2 Zur Sicherung des Inventars kann die Inventurbehörde die sofortige Sie-
gelung vornehmen. 

§ 213 
1 Die Erbberechtigten, deren gesetzliche Vertreterinnen oder Vertreter, die 
Erbschaftsverwalterinnen oder Erbschaftsverwalter sowie die Willensvoll-
streckerinnen oder Willensvollstrecker sind verpflichtet: 
a) über alle Verhältnisse, die für die Feststellung der Steuerfaktoren der 

Erblasserin oder des Erblassers von Bedeutung sein können, wahr-
heitsgemäss Auskunft zu erteilen; 

b) alle Bücher, Urkunden, Ausweise und Aufzeichnungen, die über den 
Nachlass Aufschluss verschaffen können, vorzuweisen; 

c) alle Räumlichkeiten und Behältnisse zu öffnen, die der Erblasserin 
oder dem Erblasser zur Verfügung gestanden haben. 

2 Erbberechtigte und deren gesetzliche Vertreterinnen oder Vertreter, die 
mit der verstorbenen Person in häuslicher Gemeinschaft gelebt oder Ver-
mögensgegenstände der verstorbenen Person verwahrt oder verwaltet 
haben, müssen auch Einsicht in ihre Räume und Behältnisse gewähren. 
3 Erhalten Erbberechtigte, deren gesetzliche Vertreterinnen oder Vertreter, 
Erbschaftsverwalterinnen oder Erbschaftsverwalter, Willensvollstrecke-
rinnen oder Willensvollstrecker nach Aufnahme des Inventars Kenntnis 
von Gegenständen des Nachlasses, die nicht im Inventar verzeichnet sind, 
müssen diese innert 10 Tagen der Inventurbehörde bekannt gegeben 
werden. 
4 Der Inventaraufnahme müssen mindestens eine handlungsfähige erb-
berechtigte Person sowie die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche 
Vertreter unmündiger oder entmündigter Erbberechtigter beiwohnen. 
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§ 214 
1 Dritte, die Vermögenswerte der verstorbenen Person verwahrten oder 
verwalteten oder denen gegenüber die verstorbene Person geldwerte 
Rechte oder Ansprüche hatte, sind verpflichtet, den Erbberechtigten 
zuhanden der Inventurbehörde auf Verlangen schriftlich alle damit 
zusammenhängenden Auskünfte zu erteilen. 
2 Stehen der Erfüllung dieser Auskunftspflicht wichtige Gründe entgegen, 
kann die Drittperson die verlangten Angaben direkt der Inventurbehörde 
machen. 
3 Die Bestimmungen über die Auskunfts- und Bescheinigungspflicht 
Dritter gelten sinngemäss. 

§ 215 
1 Die Aufnahme des Inventars erfolgt durch die Gemeinde, in der die ver-
storbene Person ihren letzten Wohnsitz hatte, bei Wohnsitz ausserhalb des 
Kantons durch die Gemeinde, in der sich die steuerbaren Werte oder 
deren Hauptteile befinden. 
2 Eine Abordnung des Gemeinderates oder eine vom Gemeinderat 
bezeichnete Amtsstelle nimmt das Inventar auf; das Kantonale Steueramt 
kann sich bei der Inventaraufnahme vertreten lassen. 
3 Für die Ermittlung des Nachlassvermögens hat die Inventurbehörde die 
gleichen Befugnisse wie die Steuerbehörden im Veranlagungsverfahren. 
4 Der Grosse Rat legt den Gebührenrahmen für die Inventaraufnahme fest. 

§ 216 
1 Eine Ausfertigung des Inventars wird den Erbberechtigten oder ihren 
gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertretern sowie dem Kantonalen Steu-
eramt zugestellt. 
2 Das Kantonale Steueramt hat durch eigene Erhebungen die Richtigkeit 
des Inventars nachzuprüfen, dieses gegebenenfalls zu ändern oder zu 
diesem Zweck an die Inventurbehörde zurückzuweisen. Dabei stehen ihm 
die gleichen Befugnisse zu wie der Inventurbehörde. 

Abschnitt F: Verfahren bei Steuerbefreiungen 

§ 217 
1 Gesuche für Steuerbefreiungen sind beim Kantonalen Steueramt einzu-
reichen. 
2 Das Kantonale Steueramt entscheidet über die Steuerbefreiung. Es kann 
in jeder Steuerperiode überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Steuer-
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befreiung noch gegeben sind. Eine allfällige Aberkennung gilt ab Beginn 
der laufenden Steuerperiode.  
3 Die Bestimmungen über die Verfahrensgrundsätze, das Veranlagungs-, 
Einsprache-, Rekurs- und Beschwerdeverfahren gelten sinngemäss. 

Abschnitt G: Verfahren bei Schätzungen 

§ 218 
1 Allgemeine Neuschätzungen von Eigenmietwerten und Vermögenssteu-
erwerten werden auf Anordnung des Grossen Rates auf Beginn einer Ver-
anlagungsperiode vorgenommen.  
2 Ausserhalb der allgemeinen Neuschätzung nach Absatz 1 können die 
Eigenmietwerte und Vermögenssteuerwerte nur geändert werden, wenn 
Bestand, Nutzung oder Wert des Grundstückes wesentlich ändern oder 
wenn die Werte auf einer offensichtlich unrichtigen Schätzung oder auf 
einer unrichtigen Rechtsanwendung beruhen. Die neue Schätzung gilt ab 
Beginn der Steuerperiode, in der Bestand, Nutzung oder Wert geändert 
haben, bei unrichtigen Werten ab dem Jahr der Einleitung der Neuschät-
zung. Bereits vorgenommene Veranlagungen sind zu revidieren. 
3 Der Regierungsrat überprüft die Marktlage periodisch. Er unterbreitet 
dem Grossen Rat Bericht und Antrag, wenn sich die Marktwerte gegen-
über den nach § 30 Abs. 2 festgelegten Eigenmietwerten um mehr als 
5 Prozentpunkte verändert haben oder wenn sich die Marktwerte der 
selbst bewohnten Liegenschaften wesentlich verändert haben. 
4 Der Regierungsrat regelt die Bewertung der Grundstücke und der 
Eigenmietwerte. 

§ 219 
1 Das Kantonale Steueramt verfügt die Eigenmietwerte und die Vermö-
genssteuerwerte gestützt auf die Erhebungen der Gemeindeschätzungs-
behörde.  
2 Die Bestimmungen über die Verfahrensgrundsätze sowie über das 
Veranlagungs-, Einsprache-, Rekurs- und Beschwerdeverfahren gelten 
sinngemäss. 

§ 220 
1 Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, Nutzniessungs- und Bau-
rechtsberechtigte, Pächterinnen und Pächter sowie Mieterinnen und 
Mieter haben den zuständigen Schätzungsbehörden wahrheitsgetreu alle 
Auskünfte zu erteilen sowie alle Unterlagen vorzuweisen, die für die 
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Bewertung von Bedeutung sein können. Überdies haben sie den Schät-
zungsbehörden die nötigen Augenscheine zu ermöglichen.  
2 Jede steuerpflichtige Person ist berechtigt, in die sie betreffenden 
Bewertungsprotokolle Einsicht zu nehmen. Sie kann überdies verlangen, 
vor die Gemeindeschätzungsbehörde und das Kantonale Steueramt 
vorgeladen zu werden. 

Neunter Teil:  
Bezug, Erlass und Sicherung der Steuern und Bussen 

§ 221 
Die Steuerforderungen von Kanton, Einwohner-, Ortsbürger- und Kirch-
gemeinden sind gleich zu behandeln. Insbesondere werden bezogene und 
erlassene Steuern den Steuergläubigerinnen oder Steuergläubigern anteil-
mässig zugerechnet. 

§ 222 
1 Der Gemeinderat bezieht die Einkommens- und Vermögenssteuern, die 
Grundstückgewinnsteuern sowie die Erbschafts- und Schenkungssteuern. 
Er bezeichnet die zuständige Amtsstelle. 
2 Der Bezug der übrigen Steuern erfolgt durch das Kantonale Steueramt. 
3 Die Nachsteuern werden von der Behörde bezogen oder erlassen, die für 
Bezug und Erlass der entsprechenden Steuer im ordentlichen Verfahren 
zuständig ist. 
4 Bussen werden von der Behörde bezogen, die für den Bezug jener Steuer 
zuständig ist, auf die sich das Steuerstrafverfahren bezieht. Bussen wegen 
Verletzung von Verfahrenspflichten werden vom Kantonalen Steueramt 
bezogen.  
5 Die Bezugsorgane sind auch für Zahlungserleichterungen, Erlass und 
Sicherung der Steuern zuständig. Für den Erlass der von ihm bezogenen 
Steuern ist der Gemeinderat zuständig. 
6 Der Regierungsrat ist ermächtigt: 
a) mit dem Bezug der Steuern eine andere Behörde oder Amtsstelle zu 

betrauen; 
b) Vorschriften über die laufende Ablieferung der vom Gemeinderat 

bezogenen Kantonssteuern an den Kanton zu erlassen. 

§ 223 
1 Die periodisch geschuldeten Einkommens-, Vermögens- und Grund-
steuern sind bis zum 31. Oktober des Steuerjahres zu bezahlen.  
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2 Die periodisch geschuldeten Gewinn- und Kapitalsteuern sind bis 2 
Monate vor Ende des Geschäftsjahres zu bezahlen.  
3 Alle übrigen Steuern sind bis zum Ende des übernächsten Monats nach 
der Zustellung der Veranlagung oder der provisorischen Rechnung zu 
bezahlen.  
4 Die Steuern werden sofort fällig und sind innert 30 Tagen nach der 
Zustellung der Rechnung oder Veranlagung zu bezahlen: 
a) bei Beendigung der beschränkten oder unbeschränkten Steuerpflicht 

in der Gemeinde; 
b) mit der Anmeldung zur Löschung einer steuerpflichtigen juristischen 

Person im Handelsregister; 
c) bei der Konkurseröffnung und beim Abschluss eines Nachlass-

vertrages.  
5 Bussen sind innert 30 Tagen nach Zustellung der Verfügung zu bezah-
len. 

§ 224 
1 Für die Vorauszahlung von periodisch geschuldeten Steuern wird ein 
Skonto gewährt. Er berechnet sich auf dem bezahlten, höchstens aber auf 
dem rechtskräftig veranlagten Steuerbetrag. 
2 Auf geschuldeten und geforderten Steuern, die bis zum Verfalltag nicht 
bezahlt sind, wird ohne Mahnung ein Verzugszins berechnet.  
3 Zu Unrecht geforderte und bezahlte Steuern sind mit Vergütungszins 
zurückzuerstatten, soweit nicht ein Skonto gewährt worden ist. Der Ver-
gütungszins wird ab dem Datum der Zahlung berechnet.  
4 Der Regierungsrat legt für jedes Kalenderjahr einen Vergütungs- und 
einen Verzugszins sowie die Höhe des Skontos fest. Vergütungs- und 
Verzugszins dürfen nicht mehr als 5 Prozentpunkte auseinander liegen. 1) 

§ 225 
1 Für periodisch geschuldete Steuern wird für jede Steuerperiode eine pro-
visorische Rechnung zugestellt. Für die übrigen Steuern kann in langwie-
rigen Fällen eine provisorische Rechnung gestellt werden.  
2 Die provisorische Rechnung richtet sich nach dem mutmasslichen Steu-
erbetrag.  
3 Bei Steuerpflichtigen, die bis zum Abgabetermin der Steuererklärung die 
provisorische Rechnung noch nicht bezahlt haben, kann die Höhe der zu 
bezahlenden provisorischen Rechnung in einer Verfügung festgestellt 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Gesetz vom 22. Juni 2004, in Kraft seit 1. Januar 2005 (AGS 
2004 S. 187). 

3. Skonto und 
Zinsen 

4. Provisorische 
Rechnung 



Steuergesetz 651.100  

    81 

werden. Gegen diese Verfügung kann innert 30 Tagen schriftlich Ein-
sprache erhoben werden. 
4 Der Einspracheentscheid kann mit Rekurs angefochten werden. Dabei 
kann nur die Zahlungspflicht bestritten oder glaubhaft gemacht werden, 
dass der mutmassliche Steuerbetrag tiefer ist als die provisorisch in Rech-
nung gestellte Steuerforderung. Die Präsidentin oder der Präsident des 
Steuerrekursgerichts entscheidet als Einzelrichterin oder als Einzelrichter 
endgültig. 

§ 226 
1 Mit der Veranlagung wird die definitive Schlussabrechnung zugestellt.  
2 Ausstehende Beträge werden nachgefordert, zu viel bezahlte Beträge 
zurückerstattet. 
3 Über die Zinsen wird in der Schlussabrechnung oder gesondert abge-
rechnet. 

§ 227 
Rechtskräftige Verfügungen und Entscheide der Steuerbehörden und der 
Steuerjustizbehörden über Steuerveranlagungen, Verfügungen über pro-
visorische Rechnungen, Bussen und Kosten sind vollstreckbaren gericht-
lichen Urteilen im Sinne von Art. 80 Abs. 2 des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) vom 11. April 1889 1) gleich-
gestellt. 

§ 228 
Ist vor einer Scheidung oder Trennung bereits eine provisorische Rech-
nung von gemeinsam steuerpflichtigen Verheirateten bezahlt worden, 
wird ihnen der bezahlte Betrag zur Hälfte zugerechnet, sofern sie nicht in 
gegenseitigem Einvernehmen eine andere Aufteilung verlangen.  

§ 229 
1 Die Bezugsorgane können bei Vorliegen besonderer Verhältnisse fällige 
Steuern, Zinsen, Bussen und Kosten vorübergehend stunden oder Raten-
zahlungen bewilligen.  
2 Auch für die Zeit der Stundung oder Ratenzahlung werden die Zinsen 
geschuldet. 
3 Zahlungserleichterungen können von einer angemessenen Sicherheits-
leistung oder von Teilzahlungen abhängig gemacht werden. 
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4 Zahlungserleichterungen werden widerrufen, wenn ihre Voraussetzun-
gen wegfallen oder wenn die Bedingungen, an die sie geknüpft sind, nicht 
erfüllt werden. 

§ 230 
Steuerpflichtigen, denen infolge einer Notlage die Bezahlung der Steuer, 
eines Zinses, einer Busse oder von Kosten eine grosse Härte bedeuten 
würde, können die geschuldeten Beträge ganz oder teilweise erlassen 
werden. 

§ 231 
1 Erlassgesuche sind schriftlich einzureichen. 
2 Bei Gesuchen um Zahlungserleichterungen und bei Anständen im 
Bezugsverfahren hat die zuständige Bezugsbehörde auf schriftliches 
Begehren der steuerpflichtigen Person eine Verfügung zu erlassen. 
3 Gegen den Entscheid der Bezugsbehörde kann die Gesuchstellerin oder 
der Gesuchsteller, bei Entscheiden des Gemeinderates oder der von ihm 
bezeichneten Amtsstelle auch das Kantonale Steueramt, innert 30 Tagen 
nach Eröffnung Beschwerde beim Finanzdepartement 1) erheben.  
4 Die Beschwerde muss ein Begehren und eine Begründung enthalten. Die 
Beweismittel sollen der Beschwerde beigelegt oder, wenn dies nicht mög-
lich ist, genau bezeichnet werden. 
5 Der Entscheid des Finanzdepartements 2) ist endgültig.  
6 Es werden keine Kosten erhoben und keine Parteientschädigungen aus-
gerichtet.  

§ 232 
1 Hat die steuerpflichtige Person keinen Wohnsitz in der Schweiz oder 
erscheint die Bezahlung der von ihr geschuldeten Steuer gefährdet, kann 
die Bezugsbehörde auch vor der rechtskräftigen Feststellung des Steuer-
betrages jederzeit Sicherstellung verlangen. Die Sicherstellungsverfügung 
gibt den sicherzustellenden Betrag an und ist sofort vollstreckbar. Sie hat 
im Betreibungsverfahren die gleichen Wirkungen wie ein vollstreckbares 
gerichtliches Urteil. 
2 Die steuerpflichtige Person kann gegen die Sicherstellungsverfügung 
innert 30 Tagen nach Zustellung Rekurs beim Steuerrekursgericht erhe-
ben. Die Bestimmungen über das Rekursverfahren bei Veranlagungen für 
die Kantonssteuer gelten sinngemäss. 

                                                                                                                    

 1) Heute: Departement Finanzen und Ressourcen 
 2) Heute: Departement Finanzen und Ressourcen 
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3 Der Rekurs hemmt die Vollstreckung der Sicherstellungsverfügung 
nicht. 

§ 233 
1 Die Sicherstellungsverfügung gilt als Arrestbefehl nach Art. 274 SchKG. 
Der Arrest wird durch das zuständige Betreibungsamt vollzogen. 
2 Die Einsprache gegen den Arrestbefehl nach Art. 278 SchKG ist nicht 
zulässig. 

§ 234 
Eine juristische Person darf im Handelsregister nur mit Einwilligung des 
Kantonalen Steueramtes gelöscht werden. 

Zehnter Teil:  
Steuerstrafrecht 

Abschnitt A: Verletzung von Verfahrenspflichten  
und Steuerhinterziehung 

§ 235 
1 Wer einer Pflicht, die ihr oder ihm nach den Vorschriften dieses Geset-
zes oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes getroffenen Anordnung 
obliegt, trotz Mahnung vorsätzlich oder fahrlässig nicht nachkommt, ins-
besondere  
a) die Steuererklärung oder die dazu verlangten Beilagen nicht ein-

reicht, 
b) eine Bescheinigungs-, Auskunfts- oder Meldepflicht nicht erfüllt, 
c) Pflichten verletzt, die ihr oder ihm als erbberechtigter Person oder 

Drittperson im Inventarverfahren obliegen, 
wird mit Busse bis zu Fr. 1'000.–, in schweren Fällen oder bei Rückfall 
bis zu Fr. 10'000.– bestraft. 
2 Die Umwandlung der Busse in Haft ist ausgeschlossen. 

§ 236 
1 Mit Busse wird bestraft, wer  
a) als steuerpflichtige Person vorsätzlich oder fahrlässig bewirkt, dass 

eine Veranlagung zu Unrecht unterbleibt oder dass eine rechtskräf-
tige Veranlagung unvollständig ist; 

2. Arrest 
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b) als zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtete Person vorsätzlich 
oder fahrlässig einen Steuerabzug nicht oder nicht vollständig vor-
nimmt; 

c) vorsätzlich oder fahrlässig eine unrechtmässige Rückerstattung oder 
einen ungerechtfertigten Erlass erwirkt. 

2 Die Busse beträgt in der Regel das Einfache der hinterzogenen Steuer. 
Sie kann bei leichtem Verschulden bis auf einen Drittel ermässigt, bei 
schwerem Verschulden bis auf das Dreifache erhöht werden. 
3 Zeigt die steuerpflichtige Person von sich aus die von ihr begangene 
Steuerhinterziehung vollständig an, wird die Busse auf einen Fünftel der 
hinterzogenen Steuern ermässigt. Lässt das Steuerharmonisierungs-
gesetz 1) Straffreiheit zu, wird von einer Busse abgesehen. 

§ 237 
1 Der Versuch der Steuerhinterziehung ist strafbar. 
2 Die Busse beträgt zwei Drittel der Busse, die bei vollendeter Steuer-
hinterziehung festzusetzen wäre. 

§ 238 
1 Wer vorsätzlich zu einer Steuerhinterziehung anstiftet, Hilfe leistet oder 
als Vertreterin oder Vertreter der steuerpflichtigen Person eine Steuer-
hinterziehung bewirkt oder an einer solchen mitwirkt, wird ohne Rück-
sicht auf die Strafbarkeit der steuerpflichtigen Person mit Busse bestraft 
und haftet solidarisch für die hinterzogene Steuer. 
2 Die Busse beträgt bis zu Fr. 10'000.–, in schweren Fällen oder bei Rück-
fall bis zu Fr. 50'000.–. 

§ 239 
1 Mit Busse wird bestraft, wer 
a) als erbberechtigte Person, deren Vertreterin oder Vertreter, Willens-

vollstreckerin oder Willensvollstrecker oder als Drittperson Nach-
lasswerte, zu deren Bekanntgabe sie oder er im Inventarverfahren 
verpflichtet ist, verheimlicht oder beiseite schafft in der Absicht, sie 
der Inventaraufnahme zu entziehen; 

b) zu einer solchen Handlung anstiftet oder dazu Hilfe leistet. 
2 Die Busse beträgt bis zu Fr. 10'000.–, in schweren Fällen oder bei Rück-
fall bis zu Fr. 50'000.–. 
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2. Versuchte 
Steuer-
hinterziehung 

3. Anstiftung, 
Gehilfenschaft, 
Mitwirkung 

4. Verheim-
lichung oder 
Beiseiteschaffung 
von Nachlass-
werten im 
Inventarverfahren 



Steuergesetz 651.100  

    85 

3 Der Versuch der Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nach-
lasswerten im Inventarverfahren ist strafbar. Die Strafe kann milder sein 
als bei vollendeter Begehung. 

§ 240 
Die steuerpflichtige Person, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter 
Ehe lebt, wird nur für die Hinterziehung ihrer eigenen Steuerfaktoren 
gebüsst. Vorbehalten bleibt § 238. 

§ 241 
1 Werden mit Wirkung für eine juristische Person Verfahrenspflichten 
verletzt, Steuern hinterzogen oder Steuern zu hinterziehen versucht, wird 
die juristische Person gebüsst. 
2 Werden im Geschäftsbereich einer juristischen Person Teilnahmehand-
lungen (Anstiftung, Gehilfenschaft, Mitwirkung) an Steuerhinterziehun-
gen von Dritten begangen, ist § 238 auf die juristische Person anwendbar. 
3 Die Bestrafung der handelnden Organe beziehungsweise der Vertre-
terinnen oder Vertreter nach § 238 bleibt vorbehalten. 
4 Bei Körperschaften und Anstalten des ausländischen Rechts und bei 
ausländischen Personengesamtheiten ohne juristische Persönlichkeit gel-
ten die Absätze 1–3 sinngemäss. 

§ 242 
Zuständig für Ermittlung, Untersuchung und Strafbefehl ist das Kantonale 
Steueramt.  
 
 
 

§ 243 
1 Die Einleitung des Strafverfahrens wegen Steuerhinterziehung wird der 
angeschuldigten Person unter Angabe des Grundes schriftlich eröffnet. 
2 Die Einleitung des Strafverfahrens wegen Verletzung von Verfah-
renspflichten und bei Selbstanzeige kann direkt durch Erlass eines Straf-
befehls erfolgen. 

§ 244 
1 Das Kantonale Steueramt untersucht den Sachverhalt. Es kann die ange-
schuldigte Person oder Auskunftspersonen befragen und weitere Unter-
suchungshandlungen vornehmen. 
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2 Die angeschuldigte Person kann die Akten einsehen, sobald dies ohne 
Gefährdung des Untersuchungszweckes möglich ist. Im Übrigen gelten 
die im ordentlichen Veranlagungsverfahren anwendbaren Bestimmungen 
über die Verfahrensrechte der Steuerpflichtigen und die Mitwirkungs-
pflichten von Dritten und Amtsstellen sinngemäss. 
3 Über die wesentlichen Untersuchungshandlungen werden Protokolle 
geführt, die über Inhalt, Ort und Zeit der Handlungen und die Namen der 
anwesenden Personen Auskunft geben. Die Protokolle sind von den anwe-
senden Personen zu unterzeichnen.  

§ 245 
1 Nach Abschluss der Untersuchung wird der Strafbefehl erlassen oder das 
Strafverfahren eingestellt. 
2 Kosten und Entschädigung werden nach den Bestimmungen der Straf-
prozessordnung 1) festgelegt.  

§ 246 
1 Der Strafbefehl wird schriftlich erlassen und stellt fest:  
a) die angeschuldigte Person,  
b) die Tat,  
c) die angewandten Gesetzesbestimmungen,  
d) das Verschulden,  
e) die Busse,  
f) die Verfahrenskosten und  
g) den Hinweis auf das Einspracherecht. 
2 Für die Strafzumessung sind die allgemeinen Bestimmungen des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 1937 2) anwend-
bar, soweit das Steuergesetz nichts anderes vorschreibt. 

§ 247 
1 Die angeschuldigte Person und der Gemeinderat können innert 30 Tagen 
nach Zustellung des Strafbefehls beim Kantonalen Steueramt schriftlich 
Einsprache erheben. Die Einsprache bewirkt die Aufhebung des Straf-
befehls.  
2 Ist Einsprache erhoben worden, kann das Kantonale Steueramt weitere 
Untersuchungen durchführen und bei veränderter Sach- oder Rechtslage 
einen neuen Strafbefehl erlassen. 
                                                                                                                    

 1) Gesetz über die Strafrechtspflege (StPO) vom 11. November 1958 (SAR 
251.100) 

 2) SR 311.0 
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3 Erachtet das Kantonale Steueramt den Erlass eines neuen Strafbefehls 
nicht als geboten, stellt es das Verfahren ein oder erhebt Anklage beim 
Steuerrekursgericht.  
4 Der angefochtene Strafbefehl gilt als Anklageschrift. Die Beweismittel 
sind beizulegen. 
5 Gegen die Einstellungsverfügung können die angeschuldigte Person und 
der Gemeinderat Rekurs beim Steuerrekursgericht erheben. 

§ 248 
1 Erfolgt keine Einsprache oder wird sie vor Erlass eines neuen Straf-
befehls oder vor der gerichtlichen Beurteilung zurückgezogen, wird der 
Strafbefehl rechtskräftig und gilt als Urteil.  
2 Beim Rückzug der Einsprache vor der Urteilsfällung sind die entspre-
chenden Mehrkosten der einsprechenden Partei aufzuerlegen.  

§ 249 
1 Die Verhandlung ist mündlich und öffentlich. Zur Wahrung wesentlicher 
öffentlicher oder privater Interessen kann das Gericht von sich aus oder 
auf Antrag einer Partei die Öffentlichkeit von den Verhandlungen ganz 
oder teilweise ausschliessen. 
2 Das Gericht würdigt die Beweise frei.  
3 Die Urteilsverkündung ist öffentlich. 

§ 250 
1 Die angeklagte Person hat persönlich vor Gericht zu erscheinen. Die 
Präsidentin oder der Präsident kann das persönliche Erscheinen aus wich-
tigen Gründen erlassen. 
2 Die Hauptverhandlung wird in Abwesenheit der angeklagten Person 
durchgeführt, wenn: 
a) die angeklagte Person, die wegen Ausbleibens von der ersten Ver-

handlung mit einer Ordnungsbusse belegt wurde, die Annahme der 
zweiten Vorladung verweigert oder der zweiten Vorladung wiederum 
nicht Folge leistet, sofern die Schwere der Tat ihre Vorführung nicht 
rechtfertigt. Die Beurteilung in Abwesenheit ist in der zweiten 
Vorladung anzudrohen;  

b) der Fall auf Grund der Akten hinreichend abgeklärt erscheint, die 
angeklagte Person sich der Anklage unterzieht und das Gericht ihre 
Anwesenheit in der Verhandlung nicht als erforderlich erachtet; 

c) die am Erscheinen vor Gericht verhinderte angeklagte Person das 
Gericht ermächtigt, das Urteil in ihrer Abwesenheit auf Grundlage 
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der Akten zu fällen und das Gericht ihre Anwesenheit in der 
Verhandlung nicht als erforderlich erachtet.  

3 Falls die Höhe der Busse oder die Rechtslage es als gerechtfertigt 
erscheinen lassen, kann der angeklagten Person auf ihr Begehren hin eine 
amtliche Verteidigung bestellt werden, wenn sie nicht selbst über die 
Mittel zur Bezahlung ihrer Verteidigung verfügt. 
4 Über das Begehren um Bestellung einer amtlichen Verteidigung ent-
scheidet die Präsidentin oder der Präsident des Steuerrekursgerichts. 
5 Zur Verteidigung können nur Anwältinnen und Anwälte, Notarinnen und 
Notare sowie eidgenössisch diplomierte Buchhalterinnen und Buchhalter, 
Controllerinnen und Controller, Steuer-, Bücher- sowie Treuhandexper-
tinnen und -experten eingesetzt werden. 
6 Für Strafverfahren von angeklagten Personen, die der deutschen Sprache 
nicht mächtig sind, wird, soweit nötig, eine Dolmetscherin oder ein Dol-
metscher beigezogen. 

§ 251 
Soweit die vorstehenden Bestimmungen nichts anderes vorschreiben, 
gelten die Bestimmungen über das Rekursverfahren bei ordentlichen Ver-
anlagungen sinngemäss. 

§ 252 
1 Gegen den Entscheid des Steuerrekursgerichts können die verurteilte 
Person, der Gemeinderat und das Kantonale Steueramt Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht erheben. Dieses entscheidet endgültig, soweit sich das 
Verfahren auf Erbschafts- und Schenkungssteuern sowie auf weitere 
Abgaben bezieht, die im Steuerharmonisierungsgesetz 1) nicht geregelt 
sind.  
2 Gegen den Entscheid des Verwaltungsgerichtes können die verurteilte 
Person, das Kantonale Steueramt und die Eidgenössische Steuerverwal-
tung gestützt auf Art. 73 des Steuerharmonisierungsgesetzes Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde beim Bundesgericht erheben.  

§ 253 
1 Die als Vielfaches der hinterzogenen Steuern festgesetzten Bussen wer-
den nach Massgabe der für die hinterzogene Steuer geltenden Steuerfüsse 
verteilt.  
2 Die übrigen Bussen fallen bei natürlichen Personen je zur Hälfte an den 
Kanton und die aargauische Wohngemeinde, bei bloss wirtschaftlicher 
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Zugehörigkeit an die entsprechende Gemeinde. Bei juristischen Personen 
fallen sie an den Kanton. 

§ 254 
1 Die Strafverfolgung verjährt: 
a) bei Verletzung von Verfahrenspflichten 2 Jahre und bei versuchter 

Steuerhinterziehung 4 Jahre nach rechtskräftigem Abschluss des Ver-
fahrens, in dem die Verfahrenspflichten verletzt oder die versuchte 
Steuerhinterziehung begangen wurden; 

b) bei vollendeter Steuerhinterziehung 10 Jahre nach Ablauf der Steuer-
periode, für welche die steuerpflichtige Person nicht oder unvoll-
ständig veranlagt wurde oder der Steuerabzug an der Quelle nicht 
gesetzmässig erfolgte, oder 10 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem eine unrechtmässige Rückerstattung oder ein 
ungerechtfertigter Erlass erwirkt wurde oder Vermögenswerte im 
Inventarverfahren verheimlicht oder beiseite geschafft wurden.  

2 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber 
der steuerpflichtigen Person oder gegenüber einer der in § 238 genannten 
Personen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt gegenüber jeder dieser 
Personen. Mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjährungsfrist neu zu 
laufen; sie kann aber insgesamt nicht um mehr als die Hälfte ihrer 
ursprünglichen Dauer verlängert werden. 

Abschnitt B: Steuervergehen 

§ 255 
1 Wer zum Zweck einer Steuerhinterziehung gefälschte, verfälschte oder 
inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschäftsbücher, Bilanzen, Erfolgs-
rechnungen, Lohnausweise und andere Bescheinigungen Dritter zur Täu-
schung gebraucht, wird mit Gefängnis oder mit Busse bis zu Fr. 30'000.– 
bestraft. 
2 Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten. 

§ 256 
1 Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene 
Steuern zu eigenem oder fremdem Nutzen verwendet, wird mit Gefängnis 
oder mit Busse bis zu Fr. 30'000.– bestraft. 
2 Werden Quellensteuern im Geschäftsbereich einer juristischen Person, 
eines Personenunternehmens, einer Körperschaft oder einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts veruntreut, ist Absatz 1 auf die Personen anwendbar, 
die für sie gehandelt haben oder hätten handeln sollen.  
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3 Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten. 

§ 257 
1 Zuständig für Ermittlung, Untersuchung und Beurteilung sind die Straf-
verfolgungsbehörden und strafrichterlichen Behörden nach den Bestim-
mungen der Strafprozessordnung 1). 
2 Die allgemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches 
vom 21. Dezember 1937 2) sind anwendbar, soweit das Steuergesetz nichts 
anderes vorschreibt. 
3 Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen der Strafprozess-
ordnung. 
4 Entscheide der letzten kantonalen Instanz unterliegen der Nichtigkeits-
beschwerde an das Bundesgericht. 

§ 258 
1 Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjährt nach Ablauf von 10 
Jahren, seitdem die Täterin oder der Täter die letzte strafbare Tätigkeit 
ausgeführt hat. 
2 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber 
der Täterin beziehungsweise dem Täter oder gegenüber einer der in § 238 
genannten Personen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt gegenüber 
jeder dieser Personen. Mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjährungs-
frist neu zu laufen; sie kann aber insgesamt nicht um mehr als 5 Jahre 
verlängert werden. 

Elfter Teil:  
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

§ 259 
1 Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind alle ihm widersprechenden 
Vorschriften bestehender Gesetze und Vollzugserlasse aufgehoben, ins-
besondere  
a) das Steuergesetz (Gesetz über die Steuern auf Einkommen, Vermö-

gen, Grundstückgewinnen, Erbschaften und Schenkungen) vom 
13. Dezember 1983 3); 

                                                                                                                    

 1) Gesetz über die Strafrechtspflege (StPO) vom 11. November 1958 (SAR 
251.100) 

 2) SR 311.0 
 3) AGS Bd. 11 S. 225; Bd. 12 S. 653; Bd. 14 S. 111, 113, 664, 666 (SAR 651.100) 
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b) das Gesetz über die Besteuerung der Kapitalgesellschaften (Aktien-
gesellschaften, Kommanditaktiengesellschaften, Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung) und der Genossenschaften vom 5. Oktober 
1971 1). 

2 Ausserdem werden die Verordnung über den Bezug einer Stempelgebühr 
vom 28. Oktober 1907 2) und die Vollziehungsverordnung zur Verordnung 
über den Bezug einer Stempelgebühr vom 16. Dezember 1907 3) 
aufgehoben. 

§ 260 
Das Finanzausgleichsgesetz vom 29. Juni 1983 4) wird wie folgt geändert:  

Text im betreffenden Erlass eingefügt. 

§ 261 
Steuern, die für nicht unter dieses Gesetz fallende Steuerjahre erhoben 
werden, sind nach den Vorschriften des bisherigen Rechts festzusetzen.  
 

§ 262 
Die nach den Vorschriften des Steuergesetzes vom 13. Dezember 1983 5) 
festgelegten Schätzwerte für das unbewegliche Vermögen und die Eigen-
mietwerte gelten weiter bis zur nächsten allgemeinen Neuschätzung. 
Einzelschätzungen nach § 218 Abs. 2 und Anpassungen nach § 218 Abs. 
3 bleiben vorbehalten.  
 

§ 263 
1 Die Einkommens- und Vermögenssteuern für die Steuerperiode 2001 
werden nach neuem Recht erhoben. 
2 Einer gesonderten Jahressteuer für das Steuerjahr, in dem sie 
zugeflossen sind, unterliegen die ausserordentlichen Einkünfte 
(insbesondere aus nichtperiodischen Vermögenserträgen oder 
nichtperiodischen Gratifikationen) sowie die ausserordentlichen Erträge 
auf dem Geschäftsvermögen (insbesondere Kapitalgewinne, buchmässige 
                                                                                                                    

 1) AGS Bd. 7 S. 702; Bd. 8 S. 730; Bd. 11 S. 86, 293; Bd. 13 S. 408 (SAR 
653.100) 

 2) AGS Bd. 1 S. 566 (SAR 661.210) 
 3) AGS Bd. 1 S. 575 (SAR 661.211) 
 4) AGS Bd. 11 S. 81; Bd. 14 S. 712 (SAR 615.100)  
 5) AGS Bd. 11 S. 225; Bd. 12 S. 653; Bd. 14 S. 111, 113, 664, 666 
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Aufwertungen von Vermögensgegenständen, Auflösungen von 
Rückstellungen, Unterlassungen geschäftsmässig notwendiger 
Abschreibungen und Rückstellungen) der Jahre 1999 und 2000. 
Aufwendungen, die mit der Erzielung der ausserordentlichen Einkünfte 
unmittelbar zusammenhängen, können abgezogen werden. 
3 Die Jahressteuer wird in Anwendung der Tarife des Steuergesetzes vom 
13. Dezember 1983 zum Steuersatz berechnet, der sich für diese 
Einkünfte allein ergibt, mindestens aber zum Steuersatz von 4 %. 
4 Die in der Steuerperiode 1999/2000 angefallenen ausserordentlichen 
Aufwendungen können in dieser Steuerperiode abgezogen werden, wenn 
am 1. Januar 2001 eine Steuerpflicht auf Grund persönlicher Zugehörig-
keit im Kanton besteht. Bereits rechtskräftige Veranlagungen werden zu 
Gunsten der steuerpflichtigen Person revidiert. 
5 Als ausserordentliche Aufwendungen gelten: 
a) Unterhaltskosten für Liegenschaften, soweit sie jährlich den Pau-

schalabzug übersteigen; 
b) Beiträge an Einrichtungen der beruflichen Vorsorge für den Einkauf 

von Beitragsjahren; 
c) Krankheits-, Unfall-, Invaliditäts-, Weiterbildungs- und Umschu-

lungskosten, soweit sie die bereits berücksichtigten Aufwendungen 
übersteigen. 

6 Die Steuerpflichtigen haben 2001 eine Steuererklärung für das Einkom-
men der Jahre 1999 und 2000 und das Vermögen per 1. Januar 2001 ein-
zureichen. 

§ 264 
1 Die Einkommenssteuer für die Steuerperiode 2001 beträgt: 

 0 % für die ersten Fr.  3'600.– 
 1 % für die weiteren Fr.  3'100.– 
 2 % für die weiteren Fr.  3'200.– 
 3 % für die weiteren Fr.  3'600.– 
 4 % für die weiteren Fr.  3'600.– 
 5 % für die weiteren Fr.  3'600.– 
 6 % für die weiteren Fr.  3'600.– 
 7 % für die weiteren Fr.  6'300.– 
 8 % für die weiteren Fr.  8'100.– 
 9 % für die weiteren Fr.  9'900.– 
 10 % für die weiteren Fr.  11'700.– 
 11 % für die weiteren Fr.  29'700.– 
 11,5 % für die weiteren Fr.  54'000.– 
 11,8 % für die weiteren Fr.  144'000.– 
 12 % für Einkommensteile über Fr.  288'000.– 

c) Tarif für die 
Steuerperiode 
2001 
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2 § 43 Abs. 2–4 gelten analog. 

§ 265 
Für Verfahren, Fälligkeiten und Bezug der Steuer für das Jahr 2001 gilt 
das neue Recht. 

§ 266 
1 Für Grundstücke, die nach bisherigem Recht zufolge Wertzerlegung 
teilweise dem Geschäfts- und teilweise dem Privatvermögen zugehörten, 
gilt folgende Regelung:  
a) Bei Grundstücken, die vorwiegend der selbstständigen Erwerbstätig-

keit dienen, wird der gemäss Wertzerlegung bisher als privat 
bezeichnete Teil per Stichtag 1. Januar 2001 steuerlich als Geschäfts-
vermögen qualifiziert. Soweit sie noch nicht in der Bilanz enthalten 
sind, müssen sie in der Höhe der Anlagekosten eingebucht werden.  

b) Bei Grundstücken, die nicht vorwiegend der selbstständigen 
Erwerbstätigkeit dienen, wird der gemäss Wertzerlegung als 
Geschäftsvermögen bezeichnete Teil im Wert der Anlagekosten ins 
Privatvermögen übergeführt. Liegt der Buchwert unter den Anlage-
kosten, ist die Differenz mit der Einkommenssteuer zu erfassen. Die 
Besteuerung dieser wiedereingebrachten Abschreibungen wird bis 
zur Veräusserung oder bis zur Aufgabe der selbstständigen 
Erwerbstätigkeit aufgeschoben. Der Aufschub endet mit dem 
Ereignis, das früher eintritt. Die steuerpflichtige Person kann auf den 
Steueraufschub verzichten. 

2 Eigentümerinnen und Eigentümer von gemischt genutzten Liegen-
schaften haben in der Steuererklärung für die Steuerperiode 2001 zu 
erklären, ob die Liegenschaft zum Geschäfts- oder Privatvermögen 
gehört. Bei Zuordnung zum Privatvermögen sind die wiedereingebrachten 
Abschreibungen auf dem geschäftlich genutzten Teil auszuweisen. Mit 
der Veranlagung zur Steuerperiode 2001 wird die Höhe der wiedereinge-
brachten Abschreibungen verbindlich festgestellt, es sei denn, die steuer-
pflichtige Person verzichte auf den Steueraufschub. 

d) Verfahren, 
Fälligkeiten und 
Bezug 

e) Übergang  
von der 
Wertzerlegungs- 
zur 
Präponderanz-
methode 
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§ 267 
1 Renten und Kapitalabfindungen aus beruflicher Vorsorge, die vor dem 
1. Januar 1987 zu laufen begannen oder fällig wurden oder die vor dem 
1. Januar 2002 zu laufen beginnen oder fällig werden und auf einem Vor-
sorgeverhältnis beruhen, das am 31. Dezember 1986 bereits bestand, sind 
wie folgt steuerbar: 
a) zu drei Fünfteln, wenn die Leistungen (wie Einlagen, Beiträge, Prä-

mienzahlungen), auf denen der Anspruch der steuerpflichtigen 
Person beruht, ausschliesslich von der steuerpflichtigen Person 
erbracht worden sind; 

b) zu vier Fünfteln, wenn die Leistungen, auf denen der Anspruch der 
steuerpflichtigen Person beruht, nur zum Teil, mindestens aber zu 
20 %, von der steuerpflichtigen Person erbracht worden sind; 

c) zum vollen Betrag in den übrigen Fällen. 
2 Den Leistungen der steuerpflichtigen Person im Sinne von Absatz 1 lit. a 
und b sind die Leistungen von Angehörigen gleichgestellt; dasselbe gilt 
für die Leistungen Dritter, wenn die steuerpflichtige Person den Versiche-
rungsanspruch durch Erbgang, Vermächtnis oder Schenkung erworben 
hat. 
3 Renten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 23 lit. k des Steuer-
gesetzes vom 13. Dezember 1983 2) vollumfänglich der Einkommens-
steuer unterlagen, sind weiterhin zu 100 % steuerbar. 
4 Kapitalzahlungen aus Kapitalversicherungen mit Einmalprämie, die zwi-
schen dem 1. Januar 1988 und dem 31. Dezember 1998 abgeschlossen 
wurden und die nicht der Vorsorge im Sinne von § 29 Abs. 1 lit. a Ziff. 2 
dienen, unterliegen einer getrennt vom übrigen Einkommen berechneten 
Jahressteuer zu 40 % des Tarifs. Mehrere solche Kapitalzahlungen sind 
zusammen und zum Gesamtsatz zu besteuern, falls sie innert 5 Jahren 
ausgerichtet werden. Früher vorgenommene Veranlagungen sind zu revi-
dieren. Die Fünfjahresfrist beginnt mit dem Kalenderjahr der ersten 
Kapitalzahlung. 3) 
5 Kapitalzahlungen aus Kapitalversicherungen mit Einmalprämie, die vor 
dem 1. Januar 1988 abgeschlossen wurden, bleiben in jedem Fall steuer-
frei. 4) 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-
tember 1999. 

 2)  AGS Bd. 11 S. 225; Bd. 12 S. 653; Bd. 14 S. 111, 113, 664, 666 
 3) Fassung gemäss Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-

tember 1999. 
 4) Eingefügt durch Dekret über die Teilrevision des Steuergesetzes vom 7. Sep-

tember 1999. 

f) Renten, 
Kapital-
abfindungen  
und Kapital-
zahlungen aus 
Einmalprämien-
versicherungen 1) 
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§ 268 
1 Erste Steuerperiode nach neuem Recht bildet das im Kalenderjahr 2001 
abgeschlossene Geschäftsjahr. 
2 Bemessungsgrundlage für die erste Steuerperiode bildet der nach neuem 
Recht ermittelte durchschnittliche ordentliche Gewinn der in den Jahren 
1999, 2000 und 2001 abgeschlossenen Geschäftsjahre, erhöht um die 
ausserordentlichen Erträge (Kapitalgewinne, buchmässige Aufwertungen 
von Vermögensgegenständen, Auflösungen von Rückstellungen, Unter-
lassungen geschäftsmässig notwendiger Abschreibungen und Rückstel-
lungen) und vermindert um die ausserordentlichen Aufwendungen der 
Jahre 1999, 2000 und 2001. Der satzbestimmende Gewinn wird aus dem 
durchschnittlichen Gewinn der in den Jahren 1999, 2000 und 2001 abge-
schlossenen Geschäftsjahre ermittelt.  
3 Noch nicht verrechnete Verluste der Jahre 1993 bis 1998 sind vorab mit 
dem Saldo aus ausserordentlichen Erträgen und ausserordentlichen Auf-
wendungen der in den Jahren 1999, 2000 und 2001 abgeschlossenen 
Geschäftsjahre zu verrechnen. Resultiert daraus immer noch ein Verlust, 
ist dieser von der Summe der ordentlichen Gewinne der in den Jahren 
1999, 2000 und 2001 abgeschlossenen Geschäftsjahre abzuziehen. Der 
dritte Teil des daraus resultierenden Saldos ergibt die Bemessungsgrund-
lage für die Steuer des Jahres 2001. Ab der Steuerperiode 2002 kommt § 
74 zur Anwendung. 
4 Bei Beginn der Steuerpflicht im Jahre 1999 ist der durchschnittliche 
Gewinn grundsätzlich entsprechend der Dauer der Steuerpflicht festzu-
legen. Bei Beginn der Steuerpflicht im Jahre 2000 oder 2001 ist grund-
sätzlich das Geschäftsjahr 2001 massgebend. Ausnahmefälle regelt der 
Regierungsrat. 
5 Soweit das im Kalenderjahr 2001 abgeschlossene Geschäftsjahr in das 
Kalenderjahr 2000 zurückreicht, wird die für diesen Zeitraum nach bis-
herigem Recht geschuldete Gewinnsteuer angerechnet. Ein Überschuss 
wird nicht zurückerstattet.  

§ 269 
Die Kapitalsteuer 2001 wird nach neuem Recht veranlagt. Soweit das im 
Kalenderjahr 2001 abgeschlossene Geschäftsjahr in das Kalenderjahr 
2000 zurückreicht, wird die für diesen Zeitraum nach bisherigem Recht 
geschuldete Kapitalsteuer angerechnet. Ein Überschuss wird nicht zurück-
erstattet. 

§ 270 
Für Verfahren, Fälligkeiten und Bezug der Steuer 2001 gilt das neue 
Recht. Bei Umstrukturierungen in den Jahren 1999, 2000 und 2001 ist § 7 

3. Gewinn- und 
Kapitalsteuern  
a) Wechsel der 
zeitlichen 
Bemessung 

b) Kapitalsteuer 
im Jahre 2001 

c) Verfahren, 
Fälligkeiten  
und Bezug 
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Abs. 3 des Gesetzes über die Besteuerung der Kapitalgesellschaften und 
der Genossenschaften vom 5. Oktober 1971 1) weiterhin anwendbar. 

§ 271 
1 Kapitalgewinne auf Beteiligungen sowie der Erlös aus dem Verkauf von 
dazugehörigen Bezugsrechten werden bei der Berechnung des Netto-
ertrages nach § 76 nicht berücksichtigt, wenn die betreffenden Beteili-
gungen schon vor dem 1. Januar 1997 im Besitz der Kapitalgesellschaft 
oder der Genossenschaft waren und die erwähnten Gewinne vor dem 
1. Januar 2007 erzielt werden. 
2 Überträgt eine Kapitalgesellschaft oder eine Genossenschaft eine Beteili-
gung von mindestens 20 % am Grund- oder Stammkapital anderer Gesell-
schaften, die vor dem 1. Januar 1997 in ihrem Besitz war, auf eine 
ausländische Konzerngesellschaft, wird die Differenz zwischen dem 
Gewinnsteuerwert und dem Verkehrswert der Beteiligung zum steuer-
baren Reingewinn gerechnet. In diesem Fall gehören die betreffenden 
Beteiligungen weiterhin zum Bestand der vor dem 1. Januar 1997 
gehaltenen Beteiligungen. Gleichzeitig ist die Kapitalgesellschaft oder die 
Genossenschaft berechtigt, in der Höhe dieser Differenz eine unbesteuerte 
Reserve zu bilden. Diese Reserve wird steuerwirksam aufgelöst, wenn die 
übertragene Beteiligung an eine konzernfremde Drittperson veräussert 
wird, wenn die Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte übertragen wurden, 
ihre Aktiven und Passiven in wesentlichem Umfange veräussert oder 
wenn sie liquidiert wird. Die Kapitalgesellschaft oder die Genossenschaft 
hat jeder Steuererklärung ein Verzeichnis der Beteiligungen beizulegen, 
für die eine unbesteuerte Reserve im Sinne dieser Bestimmung besteht. 
Am 31. Dezember 2006 wird die unbesteuerte Reserve steuerneutral auf-
gelöst. 

§ 272 
1 Dem neuen Recht unterstehen Veräusserungen, die nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes öffentlich beurkundet werden. 
2 Nicht öffentlich beurkundete Veräusserungen unterstehen dem neuen 
Recht, wenn die Verfügungsgewalt nach Inkrafttreten des Gesetzes über-
gegangen ist. 

§ 273 
1 Vermögensanfälle, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes zugeflossen 
sind, unterstehen dem bisherigen Recht. 

                                                                                                                    

 1) AGS Bd. 7 S. 702; Bd. 8 S. 730; Bd. 11 S. 86, 293; Bd. 13 S. 408 

d) Kapital-
gewinne bei 
gemischten 
Beteiligungs-
gesellschaften 

4. Grundstück-
gewinnsteuern 

5. Erbschafts- 
und Schenkungs-
steuern 
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2 Für die Berechnung des Steuersatzes nach § 149 Abs. 2 werden die vor 
dem 1. Januar 2001 erfolgten Vermögensanfälle mitgezählt. 

§ 274 
Die Beurteilung von Steuerstraftatbeständen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erfüllt wurden, erfolgt nach bisherigem Recht, sofern nicht das 
neue Recht eine für die strafbare Person mildere Bestrafung zur Folge hat.  

§ 275 
Nach bisherigem Recht erlassene Kurtaxenreglemente bleiben in Kraft. 

§ 276 
1 Dieses Gesetz ist in der Gesetzessammlung zu publizieren. Es tritt am 
1. Januar 2001 in Kraft. 
2 Der Regierungsrat ist mit dem Vollzug beauftragt. 

6. Steuerstrafen 

7. Kurtaxen 

IV. Inkrafttreten 
und Vollzug 
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Anhang  
Einkommenssteuertarif   (gültig ab 2002) 

 

Steuerbares 
Einkommen 

 
 Steuerbetrag 

 
Fr.  

Tarif  A
Fr.   

Tarif  B
Fr.   

   
1'000 0 0 
2'000 0 0 
3'000 0 0 
4'000 0 0 
5'000 10 0 
6'000 20 0 
7'000 30 0 
8'000 45 0 
9'000 65 10 

10'000 85 20 
11'000 105 30 
12'000 135 40 
13'000 165 50 
14'000 195 60 
15'000 225 70 
16'000 265 90 
17'000 305 110 
18'000 345 130 
19'000 385 150 
20'000 435 170 
21'000 485 190 
22'000 535 210 
23'000 585 240 
24'000 645 270 
25'000 705 300 
26'000 765 330 
27'000 825 360 
28'000 895 390 
29'000 965 420 

Steuerbares 
Einkommen 

 
 Steuerbetrag 

Fr.  
Tarif  A

Fr.   
Tarif  B 

Fr.   
   

30'000 1'035 450 
31'000 1'105 490 
32'000 1'175 530 
33'000 1'245 570 
34'000 1'315 610 
35'000 1'395 650 
36'000 1'475 690 
37'000 1'555 730 
38'000 1'635 770 
39'000 1'715 820 
40'000 1'795 870 
41'000 1'875 920 
42'000 1'955 970 
43'000 2'035 1'020 
44'000 2'125 1'070 
45'000 2'215 1'120 
46'000 2'305 1'170 
47'000 2'395 1'230 
48'000 2'485 1'290 
49'000 2'575 1'350 
50'000 2'665 1'410 
51'000 2'755 1'470 
52'000 2'845 1'530 
53'000 2'935 1'590 
54'000 3'025 1'650 
55'000 3'125 1'720 
56'000 3'225 1'790 
57'000 3'325 1'860 
58'000 3'425 1'930 
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Steuerbares 
Einkommen 

 
 Steuerbetrag 

 
Fr.  

Tarif  A 
Fr.   

Tarif  B
Fr.   

   
59'000 3'525 2'000 
60'000 3'625 2'070 
61'000 3'725 2'140 
62'000 3'825 2'210 
63'000 3'925 2'280 
64'000 4'025 2'350 
65'000 4'125 2'420 
66'000 4'225 2'490 
67'000 4'325 2'560 
68'000 4'435 2'630 
69'000 4'545 2'710 
70'000 4'655 2'790 
71'000 4'765 2'870 
72'000 4'875 2'950 
73'000 4'985 3'030 
74'000 5'095 3'110 
75'000 5'205 3'190 
76'000 5'315 3'270 
77'000 5'425 3'350 
78'000 5'535 3'430 
79'000 5'645 3'510 
80'000 5'755 3'590 
85'000 6'305 3'990 

Steuerbares 
Einkommen 

 
 Steuerbetrag 

Fr.  
Tarif  A

Fr.   
Tarif  B 

Fr.   
   

90'000 6'855 4'430 
95'000 7'405 4'880 

100'000 7'955 5'330 
110'000 9'105 6'250 
120'000 10'255 7'250 
130'000 11'405 8'250 
140'000 12'555 9'310 
150'000 13'705 10'410 
160'000 14'855 11'510 
170'000 16'035 12'610 
180'000 17'215 13'710 
190'000 18'395 14'810 
200'000 19'575 15'910 
210'000 20'755 17'060 
220'000 21'935 18'210 
230'000 23'115 19'360 
240'000 24'295 20'510 
250'000 25'475 21'660 
300'000 31'375 27'410 
350'000 37'335 33'250 
500'000 55'335 50'950 

1'000'000 115'335 110'670 
 

 
 
 
 
 
 
 


